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Kulturpolitik in Europa und in der Europäischen Gemeinschaft 


Der Bundesminister des Auswärtigen hat mit Schreiben vom 9. November 1989 - 615 - 300 SB - 
namens der Bundesregierung die Große Anfrage wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkung 

1. Die Bundesregierung begrüßt die Große Anfrage 
der Fraktion der SPD zur Kulturpolitik in Europa 
und in der Europäischen Gemeinschaft. Die Gele- 
genheit, ihre Ziele, Vorstellungen und Absichten in 
diesem wichtigen Bereich europäischer Politik im 
Zusammenhang darzulegen und im Bundestag zur 
Diskussion zu stellen, ist der Bundesregierung auch 
deshalb willkommen, weil sie die Möglichkeit gibt, 
zugleich einer Reihe von Mißverständnissen und 
Besorgnissen zu begegnen, die um eine Intensivie- 
rung der kulturellen Zusammenarbeit im Zusam- 
menhang mit der Europäischen Gemeinschaft in 
jüngster Zeit laut geworden sind. 

2. Das Bewußtsein, daß Europa ganz wesentlich kul- 
turell bestimmt ist, und daß es eine auf gemeinsame 
Geschichte und gemeinsame Kultur gegründete 
Identität Europas gibt, ist in der europäischen 
Öffentlichkeit in den letzten Jahren erheblich 
gewachsen. Dies gilt nicht nur für die Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Gemeinschaft, sondern für 
alle Staaten der Völker Europas, in West und Ost. 
Die Bemühungen um eine engere Zusammenarbeit 
in Europa beziehen daher die kulturelle Dimension 
zunehmend mit ein, und zwar nicht nur die Kultur 


im engeren Sinne, sondern auch Bildung, Wissen- 
schaft und Medien einschließlich der Freizügigkeit 
der in diesen Bereichen tätigen Personen. 

Wie in der auswärtigen Kulturpolitik überhaupt, so 
sind für die europäische Kulturpolitik der Bundes- 
regierung die freiheitlichen und demokratischen 
Prinzipien grundlegend, auf die das Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland und die europäi- 
schen Verträge und Dokumente verpflichten. Zu 
den vier Freiheiten der für die Europäische Gemein- 
schaft geltenden Verträge ~ der Freiheit des 
Waren-, Kapital- und Dienstleistungsverkehrs 
sowie der Niederlassungsfreiheit - treten für das 
größere Europa die politisch- kulturellen Freiheiten 
der Menschenrechtskonvention sowie der Kultur- 
konvention des Europarats und die entsprechenden 
Bestimmungen der KSZE-Schlußakte einschließlich 
der Folgedokumente: die grenzüberschreitende 
Freiheit der Kultur und der Information, der For- 
schung und der Lehre, der menschlichen Begeg- 
nung und nicht zuletzt des religiösen oder weltan- 
schaulichen Bekenntnisses. Mit gleichem Gewicht 
gelten für eine moderne europäische Kulturpolitik 
die demokratischen Prinzipien des freien Zugangs 
und der Teilhabe aller Bürger. 



Drucksache 11/5668 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


Die europäische Kultur ist seit jeher dadurch 
geprägt, daß sie Einheit und Vielfalt, Eigenheit und 
Offenheit in einem oft spannungsreichen, aber 
überaus fruchtbaren Verhältnis miteinander verbin- 
det. Eine auf die freiheitlichen und demokratischen 
Prinzipien gegründete europäische Kulturpohtik 
hat darauf zu achten, daß diese besondere europäi- 
sche Eigenart erhalten und gefördert wird. Sie muß 
Hindernisse beseitigen, die dem freien grenzüber- 
schreitenden Austausch im Wege stehen, und im 
Sinne des Adonnino- Berichts von 1985 das „Europa 
der Bürger“ durch Förderung europäischer Ge- 
meinsamkeiten verwirkhchen helfen. Sie muß aber 
zugleich dafür sorgen, daß die kulturelle Vielfalt der 
Nationen und Regionen, der Sprachen und Kulturen 
in Europa nicht nur erhalten, sondern gestärkt wird, 
das um so mehr, je deutlicher die wirtschaftliche 
und politische Entwicklung des Kontinents auf Inte- 
gration und gemeinschaftliches Handeln drängt. Sie 
soll die kulturelle Identität Europas in Vielfalt und 
Einheit sichtbar machen und im Bewußtsein der 
Europäer verankern. Sie ist aber zugleich verpflich- 
tet, der ganzen Welt gegenüber offen zu sein, sei es 
durch ihre Beiträge zur Entwicklung der nichteuro- 
päischen Partnerländer, sei es durch offene Auf- 
nahme der Beiträge dieser Partner. Aus der Sicht 
der Bundesregierung dient die so verstandene euro- 
päische Kulturpolitik einem doppelten Ziel. Zum 
einen gilt es, die ungebrochene geistige Schöpfer- 
kraft der Menschen und Völker des Kontinents 
durch gemeinsame Bemühungen freizusetzen und 
zu fördern, und damit zu einem rnenschenwürdigen 
Dasein aller Europäer beizutragen. Zum anderen 
kann und soll europäische Kulturpolitik die europäi- 
sche Zusammenarbeit und das Zusammengehörig- 
keitsbewußtsein aller Europäer stärken. 

Um diese Ziele zu erreichen, geht es aus der Sicht 
der Bundesregierung vorrangig darum, 

— die Freizügigkeit von Menschen, Gütern und 
Dienstleistungen sowie Ideen und Informationen 
über die Grenzen hinweg herzustellen und zu 
sichern; 

— die nationale und regionale Vielfalt der Spra- 
chen und Kulturen zu schützen und zu stärken; 

— die Zusammenarbeit einschließlich gemein- 
samer Vorhaben in Kunst, Sprachen und Litera- 
tur, Bildung und Wissenschaft, Medien und Ju- 
gendaustausch zu fördern; 

— den Dialog mit den außeneuropäische h Kulturen 
zu pflegen. 

In all diesen Bereichen wird die bilaterale Zusam- 
menarbeit, seit je und bis heute Hauptgrundlage 
internationaler Kulturbeziehungen, mehr und mehr 
ergänzt durch multilaterale Aktivitäten. Sie spielen 
sich heute vorwiegend auf drei Ebenen ab: in der 
Europäischen Gemeinschaft, im Europarat und im 
Rahmen des KSZE-Prozesses. Der Vollständigkeit 
halber sei hinzugefügt, daß die institutionalisierte 
Zusammenarbeit, die es innerhalb der UNESCO in 
der Region Europa gibt, auch Kultur- und insbeson- 
dere Erziehungsfragen umfaßt. 


3. Die dynamische Entwicklung bei der kulturellen 
Zusammenarbeit in Europa findet derzeit im Rah- 
men der Europäischen Gemeinschaft statt. Zwar 
weisen die Römischen Verträge der Gemeinschaft 
keine Zuständigkeit für Kulturpolitik zu; jedenfalls 
gilt dies für die Kulturpohtik im engeren, klassi- 
schen Sinne, also die Bereiche darstellende und 
büdende Kunst, Literatur, Musik und Füm. Aber 
zum einen wirken das Gemeinschaftsrecht und die 
Regelungskompetenzen der Gemeinschaft zur Ver- 
wirklichung des Gemeinsamen Marktes tief und 
unmittelbar in den Kulturbereich hinein. Waren und 
Dienstleistungen dieses Bereichs sind von der Gel- 
tung des Gemeinschaftsrechts, insbesondere der 
sog. Grundfreiheiten und der Wettbewerbsregeln, 
nicht etwa deshalb ausgenommen, weil sie zugleich 
kulturellen Charakter tragen. Zum anderen ist die 
Gemeinschaft kein statisches Gebilde, sondern 
befindet sich im Prozeß der Integration in Richtung 
auf eine Europäische Union. In dem Bewußtsein, 
daß ein solcher Prozeß den Kulturbereich nicht aus- 
klammern kann, haben die Staats- und regierungs- 
chefs in der „Feierlichen Deklaration zur Europäi- 
schen Union" von 1983 den politischen Auftrag zu 
engerer kultureller Zusammenarbeit erteilt mit dem 
Ziel „... das Bewußtsein eines gemeinsamen kul- 
turellen Erbes als Teil der europäischen Identität zu 
festigen". 1985 hat der Europäische Rat bei An- 
nahme des Berichts über ein „Europa der Bürger" 
seinen Auftrag von 1983 bestätigt und weiter kon- 
kretisiert. 

Das Verhältnis zwischen Kultur, vor allem der Kul- 
tur im engeren Sinne einerseits, und Integration, als 
politischem Prinzip und Prozeß andererseits, ist 
allerdings nicht frei von Spannungen und Gegen- 
sätzlichkeiten. Sie erwachsen zum einen aus dem 
trotz unterschiedlicher Interessenlage oftmals 
untrennbaren Zusammenhang zwischen beiden Be- 
reichen, und zum anderen aus einer gewissen Dis- 
krepanz zwischen Zuständigkeit und politischem 
Auftrag. Sie finden ihren Niederschlag vor allem in 
zwei Problemen, die beide bisher ungelöst sind und 
die Sacharbeit überschatten. 

Das eine ist das Verhältnis zwischen dem gemein- 
samen, auf dem EWG-Vertrag gegründeten Ziel der 
Vollendung des Binnenmarktes und dem ebenso 
gemeinsamen Grundsatz der Erhaltung nationaler 
und regionaler kultureller Vielfalt. Hier gibt es 
offensichtlich ein Spannungsverhältnis, dessen 
Ausgleich der Bemühungen aller Beteihgten bedarf. 
Aktuelles Beispiel hierfür ist die nationale Filmför- 
derung. Trotz gewisser Zweifel, ob die nationalen 
Fördersysteme in ihrer jetzigen Ausgestaltung mit 
dem Diskriminierungsverbot des EWG-Vertrags 
vereinbar sind, haben alle Kulturminister der EG- 
Mitgliedstaaten in ihren jüngsten Diskussionen ihre 
Absicht bekundet, die nationale Förderung fortzu- 
setzen. Die EG-Kommission hat Behutsamkeit 
signalisiert; das Gesamtproblem bedarf sorgfältiger, 
weiterer Prüfung. Die Kommission hat auf Wunsch 
der Mitgliedstaaten die Erarbeitung einer Studie 
hierzu aus Gemeinschaftssicht zugesagt. Die Mit- 
gliedstaaten müssen ihrerseits prüfen, ob und ggf. 
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inwieweit ihre nationalen Regelungen im Konflikt 
mit dem EWG-Vertrag stehen. Auf dieser Grund- 
lage müssen sodann politische Entscheidungen 
getroffen werden. Die Bundesregierung hat daher 
als ersten Schritt im nationalen Bereich ein Gutach- 
ten ausgeschrieben über die Auswirkungen des 
EWG- Vertrages, jetzt und nach Vollendung des 
Binnenmarktes, auf die Kulturpolitik in der Bundes- 
republik Deutschland, insbesondere auf die Kultur- 
förderung. Informationsaustausch und Koordinie- 
rung zur Gesamtproblematik ^ im EG-Kreis haben 
ebenfalls begonnen. Übereinstimmendes Ziel ist die 
Erhaltung der nationalen und regionalen Vielfalt. 

Das zweite Problem ist die Zuständigkeitsabgren- 
zung zwischen Gemeinschaft und Mitgliedstaaten. 
Da die Gemeinschaft, wie oben ausgeführt, keine 
Zuständigkeit für Kulturfragen (im engeren Sinne) 
besitzt, müßte die Zusammenarbeit in diesem 
Bereich im Grunde in zwischenstaatlicher Rechts- 
form, also in Form von Vereinbarungen zwischen 
den Mitgliedstaaten, nicht auf Gemeinschafts- 
ebene, erfolgen. Nun gibt es aber viele Güter und 
Dienstleistungen, zum Beispiel Buch und Film, die 
sowohl eine kulturelle als auch eine wirtschaftliche 
Seite haben. Für letztere besitzt die Gemeinschaft 
Regelungskompetenz. Beide Seiten lassen sich oft 
nur schwer oder gar nicht voneinander trennen. 
Auch für eine Feststellung darüber, ob einer der 
beiden Aspekte überwiegt, gibt es nicht immer 
objektive, allseits akzeptable Kriterien. Alle bisheri- 
gen Grundsatzdiskussionen hierüber haben nicht 
weitergeführt. Nach Auffassung der Bundesregie- 
rung kann dieses Problem nur durch pragmatisches 
Vorgehen und allseitige Kompromißbereitschaft 
gelöst werden. Als Rechtsform hat sich hier die, 
auch in anderen Bereichen gemeinsamer Zusam- 
menarbeit wie Umwelt und Bildung seit vielen Jah- 
ren gebräuchliche, sog. gemischte Formel („Der Rat 
und die im Rat vereinigten Vertreter der Mitglied- 
staaten") bewährt, die sowohl gemeinschaftsrechtli- 
chen als auch zwischenstaatlichen Charakter trägt, 
ohne die jeweiligen Zuständigkeiten im einzelnen 
zu definieren oder zu ändern. Die Länder sehen 
hierin indes die Gefahr einer unzulässigen Kompe- 
tenzerweiterung der Gemeinschaft und stehen der 
Verwendung der Gemischten Formel deshalb 
zurückhaltend gegenüber. 

Im innerstaatlichen Verhältnis ist nach dem Grund- 
gesetz die Ausübung der staatlichen Befugnisse 
Sache der Länder, soweit das Grundgesetz keine 
andere Regelung trifft oder zuläßt. Für den Kultur- 
bereich im engeren Sinne des Wortes 01t, daß die 
Zuständigkeiten überwiegend bei den Ländern lie- 
gen. Die Bundesregierung hat in einer früheren 
Antwort auf eine Große Anfrage (Drucksache 10/ 
2237 vom 31. Oktober 1984) hierzu schon einmal 
folgendes ausgeführt: „Die Bundesregierung be- 
kennt sich zu der grundsätzlichen Zuständigkeit der 
Länder für Kunst und Kultur. Diese Zuständigkeit 
der Länder ist ein integrativer Bestandteil unserer 
Staatsordnung und Basis für die besondere Vielfalt, 
die unserer nationalen Kultur ihr unverwechselba- 
res Gepräge gibt." Diese Auffassung der Bundes- 


regierung gilt unverändert fort. Das bedeutet für die 
europäische kulturelle Zusammenarbeit, daß die 
Bundesregierung diese nicht ohne oder gar gegen 
die Länder betreibt, sondern in enger Zusammen- 
arbeit mit ihnen. Zu erwähnen ist in diesem Zusam- 
menhang auch die Protokollerklärung des Bundes- 
kanzlers vom 19. Mai 1983, die in bestimmten Fäl- 
len die Übertragung der Delegationsleitung an die 
Länder vorsieht. 

Für die sachliche Abstimmung gibt es zwischen 
beiden Seiten vereinbarte und eingespielte Verfah- 
ren, die sich bewährt haben: 

— für zwischenstaatliche Vorhaben die „Lindauer 
Absprache" vom 14. November 1957 

— für gemeinschaftliche und gemischtrechtliche 
Vorhaben das sog. Bundesratsverfahren gemäß 
Vereinbarung vom 17. Dezember 1987 zu Artikel 
2 des Gesetzes über die Einheitliche Europäische 
Akte. 

Zum aktuellen Stand der Arbeiten im Rahmen der 
Gemeinschaft ist folgendes festzustellen: 

Die für Kulturfragen im engeren Sinne zuständigen 
Minister tagen seit 1984 im Prinzip zweimal im Jahr. 
Sie haben, abgesehen von den bereits angeführten 
Grundsatzdiskussionen, eine Reihe von Entschlie- 
ßungen verabschiedet, mit denen entweder kon- 
krete gemeinsame Vorhaben ins Leben gerufen 
worden sind, wie z. B. die jährliche Bestimmung der 
„Kulturstadt Europas" und das „Europäische Film- 
und Fernsehjahr" 1988, oder der Grundstein für 
eine gemeinsame Förderung oder engere Zusam- 
menarbeit in bestimmten Bereichen gelegt worden 
ist, wie z.B. Übersetzungsförderung, Bibliotheks- 
wesen und Denkmalschutz. 

1987 unterbreiteten die französische Regierung mit 
dem „Blaubuch für ein Europa der Bildung und 
Kultur" und die EG -Kommission mit ihrer Mittei- 
lung über „Neue Impulse für die Aktion der 
Gemeinschaft im kulturellen Bereich "eine Fülle von 
Ideen für die weitere Zusammenarbeit. Ebenso hat 
in den letzten Jahren das Europäische Parlament 
eine Vielzahl von Anregungen gegeben. 

Um für die weiteren Arbeiten einen angemessenen 
institutioneilen Rahmen zu schaffen, setzten die 
Kulturminister unter deutscher Präsidentschaft und 
auf deutschen Vorschlag im Mai 1988 zur Vorberei- 
tung ihrer Beratungen einen Ausschuß für Kultur- 
fragen ein, der dem Doppelcharakter der Materie 
entsprechend sowohl als gemeinschaftliches als 
auch als zwischenstaatliches Organ konzipiert ist 
und in dessen Mandat in Anknüpfung an einen 
Vorschlag des französischen Blaubuchs eine flexi- 
ble Beteiligung je nach Projekt einschheßlich der 
Möghchkeit einer Einbeziehung von Nichtmitglied- 
staaten vorgesehen ist. 

Zugleich legten die Kulturminister für die Sachar- 
beit der nächsten Jahre vier Prioritätsbereiche fest: 

— audiovisueller Bereich (Film und Fernsehen) 

— Buchsektor 
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— Aus- und Weiterbildung in Kulturberufen 

— Förderung des Kulturschaffens durch Privatun- 
ternehmen. 

Der audiovisuelle Bereich bildete schon bisher 
einen Schwerpunkt in der kulturellen Zusammenar- 
beit und wird künftig an Gewicht noch zunehmen. 
Im „Europäischen Film- und Fernsehjahr" 1988 hat 
sich der Europische Rat auf seinen beiden Tagun- 
gen - im Juni in Hannover und Dezember in 
Rhodos - für eine Intensivierung der audiovisuel- 
len Zusammenarbeit ausgesprochen und den Rat 
der Europoäischen Gemeinschaften beauftragt, 
die Möglichkeit eines dem Forschungsprogramm 
EUREKA vergleichbaren Programmes zum Aufbau 
eines europäischen audiovisuellen Marktes zu 
prüfen. 

Der Allgemeine Rat der EG hat am 3. Oktober 1989 
gegen die Stimmen Dänemarks und Belgiens die 
EG -Fernsehrichtlinie (Richthnie zur Koordinierung 
bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Mitghedstaaten über die Ausübung der Fern- 
sehtätigkeit) mit qualifizierter Mehrheit verab- 
schiedet. 

Die Zustimmung der Bundesregierung wurde durch 
Protokollerklärüngen ermöglicht, wonach es sich 
bei den Bestimmungen der Fernsehrichtlinie über 
Quoten (Mehrheitsanteil von Werken „europäi- 
schen Ursprungs" an den Sendezeiten der Rund- 
funkveranstalter) um eine politische Zielsetzung 
handelt. 

Hierzu bestätigen Rat und Kommission der EG fer- 
ner, daß diese Artikel den nationalen Stellen die 
Zuständigkeit belassen, innerhalb ihrer jeweihgen 
Verfassungsregelungen die Form und die Mittel zur 
Erreichung dieser Ziele zu bestimmen. 

Darüber hinaus erreichte die Bundesregierung eine 
Erweiterung des Begriffs „europäische Werke" 
durch eine Protokollerklärung von Rat und Kommis- 
sion der EG, wonach die in Artikel 6 Abs. 3 der 
Richthnie genannten Kooperationsabkommen nicht 
nur von der Gemeinschaft sondern auch von einzel- 
nen Mitghedstaaten oder deren Rundfunkveranstal- 
tern abgeschlossen werden können. 

Die EG -Kommission hat nüt ihrem MEDIA- Pro- 
gramm bereits Mitte 1988 eine Reihe von prakti- 
schen Versuchsvorhaben mit Schwergewicht auf 
den Bereichen Produktion, Vermarktung, Synchro- 
nisation/Untertitelung und Ausbildung in Gang ge- 
setzt. 

Im Rahmen des bereits erwähnten Projekts „Kultur- 
stadt Europas" erhält alljährlich eine Stadt im 
Bereich der EG dieses Prädikat und wird damit 
Mittelpunkt kultureller Beiträge aus ganz Europa, 
also nicht nur aus der Europäischen Gemeinschaft. 

Nach Athen (1985), Florenz (1986), Amsterdam 
(1987) und Berlin (1988) ist in diesem Jahr Paris 
„Europäische Stadt der Kultur". In den nächsten 
Jahren werden Glasgow (1990), Dublin (1991), 
Madrid (1992) und Antwerpen (1993) an der Reihe 
sein. Die Kulturminister prüfen zur Zeit, ob das 


Projekt auch auf europäische Städte außerhalb der 
EG ausgedehnt werden soll, insbesondere aus dem 
Kreis der Staaten, die Mitglieder des Europarats 
sind oder dort Beobachterstatus haben. Die Bundes- 
regierung setzt sich dafür ein. 

Eine institutionalisierte Zusammenarbeit der EG- 
Bil dungsminister gibt es seit 1976. Einzelheiten 
hierzu wird die Bundesregierung in ihrer Antwort 
auf die Große Anfrage der Abgeordneten Odendahl 
u. a. und der Fraktion der SPD zu Bildung und 
Europa (Drucksache 11/4537) ausführen. 

In der „Feierlichen Deklaration zur Europäischen 
Union", Stuttgart 1983, kamen die Staats- und 
Regierungschefs überein, neben der intensiveren 
kulturellen Zusammenarbeit innerhalb der Gemein- 
schaft auch „eine engere Koordinierung kultureller 
Tätigkeiten in Drittländern im Rahmen der poli- 
tischen Zusammenarbeit" zu fördern. Zu diesem 
Zweck treffen sich auf deutsche Initiative seit 1988 
regelmäßig die Kultur direkteren der Außenministe- 
rien der zwölf Mitgliedstaaten sowie ein Vertreter 
der Kommission, um die nationalen Aktivitäten im 
Rahmen der auswärtigen Kulturpolitik in Drittstaa- 
ten besser aufeinander abzustimmen. Den themati- 
schen Schwerpunkt dieser Beratungen bildeten bis- 
her die Kulturbeziehungen zu den Staaten des War- 
schauer Paktes und China, dem arabisch-islami- 
schen Kulturkreis und Lateinamerika sowie die 
Zusammenarbeit der jeweiligen Kulturinstitute in 
Drittstaaten. Die Treffen entfalten zunehmend eine 
koordinierende Wirkung bis hin zu abgestimmten 
Weisungen an die Auslandsvertretungen. 

Bei der Förderung der kulturellen Zusammenarbeit 
im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft bleibt 
sich die Bundesregierung stets bewußt - und darin 
weiß sie sich einig mit den Ländern -, daß Europa 
mehr ist als die Gemeinschaft der Zwölf und daß es 
gerade im Kulturbereich gilt, dieses Bewußtsein in 
lebendige Praxis umzusetzen. Die Bundesregierung 
hat sich deshalb in der EG stets dafür eingesetzt, so 
viele Vorhaben wie nur möghch für die anderen 
europäischen Staaten zu öffnen, und zwar sowohl 
gegenüber dem Europarat und seinen Mitgliedstaa- 
ten als auch gegenüber den Staaten Mittel- und 
Osteuropas. Die Zusammenarbeit mit dem Europa- 
rat ist in genereller Form schon im EWG-Vertrag 
vorgesehen, der in Artikel 230 bestimmt: „Die 
Gemeinschaft führt jede zweckdienliche Zusam- 
menarbeit mit dem Europarat herbei. " Eine institu- 
tionelle Konkretisierung hat diese Bestimmung 
erfahren durch einen Briefwechsel zwischen dem 
Präsidenten der EG-Kommission und dem General- 
sekretär des Europarats vom 16. Juni 1987, in dem 
regelmäßige Kontakte zwischen beiden Institutio- 
nen vereinbart worden sind. Im gleichen Sinne 
haben die EG- Außenminister am 20. März 1989 
Schlußfolgerungen über die Beziehung der Ge- 
meinschaft zum Europarat verabschiedet. Der Euro- 
parat hat seinerseits den Willen zur Zusammenar- 
beit mit der Gemeinschaft, sowohl allgemein als 
auch speziell für den Kultursektor, wiederholt zum 
Ausdruck gebracht, insb. in seiner „Politischen 
Deklaration" und der „Resolution über institutio- 
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nelle Aspekte“ anläßlich seines 40. Jahrestages am 
5. Mai 1989. 

Für den Kulturbereich im besonderen enthalten 
sowohl die „Feierliche Deklaration“ als auch der 
Bericht über ein „Europa der Bürger“ wie schheß- 
hch die kulturrelevanten Passagen aus den Schluß- 
folgerungen des Europäischen Rates von Hannover 
(26. /27. Juni 1988) und Rhodos (2./3. Dezember 
1988) die Aufforderung zur Zusammenarbeit mit 
dem Europarat. Sie ist durch die Entschließung der 
Kulturminister vom 27. Mai 1988 zur Einsetzung 
eines Ausschusses für Kulturfragen konkretisiert 
worden. Seit April 1989 gibt es - einer Anregung 
der Bundesregierung entsprechend - Kontakte zwi- 
schen dem Vorsitzenden des EG-Ausschusses und 
der EG-Kommission einerseits und dem Europarat 
andererseits. Die praktische Umsetzung des allseiti- 
gen Willens zur Zusammenarbeit bleibt eine wich- 
tige Aufgabe für die nächsten Jahre. 

4. Nach Auffassung der Bundesregierung verliert der 
Europarat durch die zunehmenden Aktivitäten im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft nichts von 
seiner Bedeutung für die kulturelle Zusammenar- 
beit in Europa. Der Europarat ist diejenige von bei- 
den Organisationen, die nicht nur den weiteren 
Mitgliederkreis hat, sondern auch die ältere Tradi- 
tion und die größere Erfahrung in der Kulturarbeit. 
Für die Bundesrepublik Deutschland kommt als 
Besonderheit hinzu, daß zum Europarat auch ihre 
deutschsprachigen Nachbarn Österreich, Schweiz 
und Liechtenstein gehören, auf deren Einbeziehung 
in die kulturelle Zusammenarbeit wir gemeinsam 
mit ihnen größten Wert legen. 

Auf der Grundlage der Kulturkonvention von 1954, 
der außer den inzwischen 23 Mitgliedstaaten des 
Europarats der Heilige Stuhl und Jugoslawien 
angehören - und der beizutreten Polen und Ungarn 
am 5. Mai 1989 eingeladen wurden -, gibt es im 
Rahmen des Europarats seit über 30 Jahren eine 
kulturelle Zusammenarbeit, die - wie es in der Kon- 
vention heißt - 

„zum Ziel hat, 

— größere Einheit und besseres gegenseitiges Ver- 
ständnis zwischen den Völkern Europas zu errei- 
chen; 

— die Europäische Kultur zu bewahren und zu ent- 
wickeln“. 

Die politischen und fachlichen Vorgaben für diese 
Zusammenarbeit beschließen das Ministerkomitee 
(Außenminister) des Europarats und die im zweijäh- 
rigen Turnus stattfindenden Fachkonferenzen der 
Kultur- und Erziehungsminister der Mitgliedstaaten 
der Kulturkonvention. Sie werden festgeschrieben 
in einem mittelfristigen Plan, der auf Vorschlag des 
Rats für kulturelle Zusammenarbeit, CD CG, vom 
Ministerkomitee beschlossen wird. Der gegenwär- 
tig (1987 bis 1991) geltende gibt drei thematische 
Hauptlinien vor, an denen sich die konkreten Akti- 
vitäten ausrichten: 


— Europäische Staatsbürgerschaft und kulturelle 
Identität, 

— Erziehung und Kultur in einer sich wandelnden 
Gesellschaft, 

— Erziehung und Kultur im täglichen Leben. 

Von den zahlreichen Projekten und Aktivitäten im 
Rahmen dieser Vorgaben seien einige der wichtig- 
sten beispielhaft auf geführt: 

— Kulturpolitik und Erhaltung des kulturellen 
Erbes 

Um eine objektive und vergleichbare Grundlage 
für die Beurteilung sowohl der eigenen Kultur- 
politik als auch der der anderen europäischen 
Staaten zu schaffen und damit gleichzeitig die 
Basis für Kulturaustausch und -Zusammenarbeit 
zu verbessern, hat der Europarat in jüngster Zeit 
begonnen, nach dem Beispiel der OECD im Bil- 
dungsbereich die nationalen Kulturpolitiken in 
den Mitgliedstaaten der Kulturkonvention zu 
analysieren. Das erste dieser sog. Länder- 
examen, das die Kulturpolitik Frankreichs unter- 
sucht hat, ist sehr erfolgreich verlaufen. Die Rei- 
he wird mit Schweden, Österreich und Spanien 
fortgesetzt. 

Im Rahmen der Bemühungen um die Erhaltung 
des kulturellen Erbes hat der Europarat eine 
Konvention zum Schutze des architektonischen 
Erbes erarbeitet, die nach Ratifizierung durch 
die Bundesrepublik Deutschland im Dezember 
1987 in Kraft getreten ist. 

Seit über 30 Jahren werden vom Europarat in 
zweijährigem Turnus Kunstausstellungen mit 
europäischer Themenstellung veranstaltet. Diese 
Ausstellungen, die von hohem Niveau sind und 
allseitige Anerkennung finden, verfolgen das 
Ziel, die Kenntnis des gemeinsamen Kulturerbes 
zu beleben. 

Drei dieser Ausstellungen fanden bisher in 
Deutschland, die letzte in diesem Jahr in Paris 
statt: 

— „La Revolution francaise et l'Europe“, Paris 
1989 

— „Trends der zwanziger Jahre“, Berlin 1977 

— „Karl der Große - Leben und Werk“, Aachen 
1965 

— „Das Zeitalter des Rokoko“, München 1958 

— Medienpolitik und audiovisuelle Zusammenar- 
beit 

Nach mehr als zweijährigen, z. T. schwierigen 
Verhandlungen hat das Komitee der Ministerbe- 
auftragten des Europarates am 15. März 1989 ein 
Europäisches Übereinkommen über das grenz- 
überschreitende Fernsehen verabschiedet und 
am 27. April 1989 zur Zeichnung aufgelegt. Erste 
Zeichnungen sind auf der Sitzung des Minister- 
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komitees anläßlich des 40. Jahrestages der Grün- 
dung des Europarats am 5. Mai 1989 erfolgt. Die 
Bundesrepubhk Deutschland beabsichtigt nach 
Abschluß der laufenden Abstimmung zwischen 
Bund und Ländern gemäß Lindauer Absprache 
das Übereinkommen zu zeichnen. Diesem Über- 
einkommen mißt die Bundesregierung im Ver- 
hältnis zur EG-Richtlinie medienpolitische Prio- 
rität bei, da es auch Nicht-EG-Staaten, insbeson- 
dere Österreich und die Schweiz, umfaßt. 

Leitgedanke des parallel zu der entsprechenden 
EG-Richtlinie erarbeiteten Übereinkommens ist 
es, den freien Informationsfluß zwischen den 
Staaten des Europarats durch die Schaffung 
eines internationalen rechtlichen Rahmens zu si- 
chern, wobei die Unterzeichnerstaaten den Di- 
rektempfang sowie die Weiterverbreitung grenz- 
überschreitender Fernsehprogramme im Rah- 
men des Übereinkommens verbindlich garan- 
tieren. 

Das Übereinkommen enthält eine rechtliche 
Rahmenordnung für das grenzüberschreitende 
Fernsehen in Europa. Hierzu gehören grundle- 
gende Bestimmungen über die Fernsehwerbung. 
Der französische Vorschlag einer Einführung fe- 
ster Sendequoten für europäische Werke wurde 
ab gemildert zu einem Appell an die eigenver- 
antworüichen Programmveranstalter, mit einem 
mehrheitlichen Anteil europäischer Werke am 
Gesamtprogramm für die Förderung europäi- 
scher Produktionen zu sorgen. Weitere Regelun- 
gen betreffen die Verantwortlichkeit der Rund- 
funkveranstalter (insbesondere Jugendschutz) 
und das Gegendarstellungsrecht. Der EG wird 
die Möglichkeit eingeräumt, im Rahmen ihrer 
Kompetenzen unmittelbar Vertragspartei des 
Übereinkommens zu werden. Schließlich einigte 
man sich auf die Einrichtung eines „Ständigen 
Ausschusses" zur Überwachung der Anwen- 
dung und Einhaltung des Übereinkommens so- 
wie auf ein Schiedsverfahren, in dessen Rahmen 
für alle Beteiligten verbindliche Entscheidungen 
getroffen werden können. 

Am 26. Oktober 1988 haben zwölf Mitgliedstaa- 
ten des Europarats, darunter Frankreich, Italien, 
Spanien und die Bundesrepublik Deutschland 
ein Teilabkommen über die Errichtung eines 
„Europäischen Unterstützungsfonds für die Ko- 
produktion und den Vertrieb von kreativen kine- 
matographischen und audiovisuellen Werken 
(Eurimages)" geschlossen. Dem Teilabkommen 
waren mehrjährige Verhandlungen vorausge- 
gangen, zu denen Frankreichs Kulturminister 
Lang und Leotard die Initiative ergriffen hatten. 

Aus dem Fonds sollen Mittel zur Förderung von 
Gemeinschaftsproduktionen, an denen minde- 
stens drei europäische Staaten beteiligt sind, und 
zur Unterstützung des Vertriebs europäischer 
Filme bereitgestellt werden. Ziel des Program- 
mes ist es, die Produktion ‘und den Absatz des 
europäischen Films zu stärken. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland ist an diesem europäischen 


Filmförderungsprogramm 1989 mit einem Betrag 
von 3,3 Mio. DM beteiligt. 

— Auf die Aktivitäten des Europarats im Bildungs- 
bereich (Hochschulkooperation, Fremdspra- 
chenlernen etc.) wird die Bundesregierung in 
ihrer Antwort auf die Große Anfrage zu „Bildung 
und Europa" (Drucksache 11/4537) näher ein- 
gehen. 

Die Bundesregierung mißt der kulturellen Zusam- 
menarbeit im Rahmen des Europarates, aus der die 
beschriebenen Aktivitäten nur ein Ausschnitt sind, 
hohe Bedeutung bei. Soweit sich die Arbeiten im 
Europarat mit denen in der Europäischen Gemein- 
schaft thematisch überschneiden, sollten sie zuein- 
ander nicht in einem Verhältnis der Ausschließlich- 
keit oder der Konkurrenz stehen, sondern in einem 
solchen der Arbeitsteilung und Komplementarität. 
Dabei sollte sich der Europarat neben dem Informa- 
tionsaustausch noch mehr als bisher auf innovative 
und katalytische Funktionen konzentrieren und 
darüber hinaus als Brücke sowohl zwischen der 
Gemeinschaft und den übrigen Staaten Westeuro- 
pas als auch zwischen diesen und den Staaten Mit- 
tel- und Osteuropas genutzt werden. 

Die unter deutschem Vorsitz und auf maßgebliche 
deutsche Initiative hin zustande gekommene Reso- 
lution (85) 6 des Europarats zur Europäischen Kultu- 
rellen Identität hat den Weg für eine Öffnung 
gegenüber den Staaten Mittel- und Osteuropas 
geebnet, was von diesen mit großem Interesse auf- 
genommen worden ist. Das Ministerkomitee des 
Europarates hat am 5. Mai 1989 Polen und Ungarn 
zum Beitritt zur Europäischen Kulturkonvention 
eingeladen, nachdem diese beiden Staaten entspre- 
chende Absichten bekundet hatten. Gleichzeitig 
hat der Europarat generell seine Bereitschaft 
erklärt, mit reformbemühten Staaten Mittel- und 
Osteuropas zusammenzuarbeiten und zur Imple- 
mentierung des Wiener Abschlußdokuments der 
KSZE beizutragen. Kontakte und teilweise bereits 
eine Einbeziehung in konkrete Kulturprojekte fin- 
den außer mit Polen und Ungarn auch statt mit der 
DDR, CSSR, UdSSR und Bulgarien. Die Zusammen- 
arbeit soll nach Ansicht aller Beteiligten weiter ver- 
stärkt werden. 

5. Die Resolution (85) 6 nimmt ausdrücklich Bezug auf 
den KSZE-Prozeß. Die Bundesregierung hält das 
Bewußtsein einer gesamteuropäischen kulturellen 
Identität für ein tragendes Element einer künftigen 
europäischen Friedensordnung. Sie hat deshalb von 
Anfang an großen Wert auf eine Einbeziehung der 
kulturellen Dimension in den KSZE-Prozeß gelegt, 
wie sie sowohl in die Schlußakte von Helsinki als 
auch in die Schlußdokumente der Folgetreffen von 
Madrid und Wien Eingang gefunden hat. 

Von besonderer Bedeutung waren auf dieser 
Grundlage yeranstaltete themenspezifische Konfe- 
renzen wie das Wissenschaftsforum in Hamburg 
1980, das Kulturforum in Budapest 1985 und das 
Londoner Informationsforum 1989. Für 1991 ist in 
Krakau ein Symposium über das kulturelle Erbe der 
KSZE-Staaten geplant. 
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Während der jüngsten Veranstaltungen, insbeson- 
dere auf dem Londoner Informationsforum, wurden 
auf östlicher Seite Ansätze sichtbar, die auf eine 
Überwindung des Denkens in Blockstrukturen hin- 
deuten. 

Die UdSSR und die anderen reformorientierten WP- 
Staaten haben sich die Prinzipien eines offenen 
kulturellen Austausches, freier Meinungsbildung 
und -äußerung und des ungehinderten Zugangs zu 
Informationen grundsätzlich zu eigen gemacht. 
Konkretester Ausdruck dieses neuen Ansatzes ist 
das im Wiener Schlußdokument verankerte Zuge- 
ständnis hinsichtlich des ungehinderten Empfangs 
grenzüberschreitender Rundfunksendungen. Schon 
im Vorfeld war die gezielte Störung westUcher 
Radioprogramme, darunter solche der Deutschen 
Welle, weitgehend eingestellt worden. 

Das Wiener Dokument öffnet auch einen größeren 
Freiraum für bilaterale, kulturelle Aktivitäten, z. B. 
wird nicht nur die Einrichtung von Kulturzentren 
befürwortet, sondern auch der ungehinderte 
Zugang der Öffentlichkeit sichergestellt (Ziffer 49). 
Dieser Grundsatz wurde in den letzten Abkommen 
über die Errichtung von Kulturinstituten von unse- 
ren Vertragspartnern übernommen. 

Wenn die Verhandlungen über den Austausch von 
Kulturinstituten mit Polen und der CSSR erfolgreich 
abgeschlossen sein werden, wird die Bundesrepu- 
blik Deutschland nach Klärung der Unterbrin- 
gungsfrage in allen Ländern Ost- und Südosteuro- 
pas - mit Ausnahme Albaniens - mit Kulturinstitu- 
ten vertreten sein. 

Einen Durchbruch' in den kulturellen Beziehungen 
zur Sowjetunion brachte im Oktober 1988 die 
Unterzeichnung eines ersten Durchführungspro- 
grammes zum Kulturabkommen von 1973. Mit 
Ungarn (1987), Bulgarien (1989) und Albanien 
(1989) wurden ebenfalls in den letzten beiden Jah- 
ren erste Durchführungsprogramme vereinbart. Mit 
der CSSR wird zur Zeit verhandelt. Die Bundesre- 
gierung geht davon aus, daß die Einberufung des 
deutsch-polnischen Gemischten Ausschusses ge- 
mäß Kulturabkommen von 1976 und die Erarbei- 
tung eines Durchführungsprogrammes in nächster 
Zeit erfolgen wird. 

Mit der Sowjetunion wurden aus Anlaß des Besuchs 
von Generalsekretär Gorbatschow im Juni 1989 
neben dem Abkommen über den Austausch von 
Kulturinstituten auch Abkommen unterzeichnet 
über die Erweiterung der Zusammenarbeit im 
Bereich von Wissenschaften und Hochschulen, der 
Aus- und Weiterbildung von Fach- und Führungs- 
kräften in der Wirtschaft, des Jugendaustausches 
und des Schüler- und Lehreraustausches. Auch mit 
den anderen ost- und südosteuropäischen Ländern 
strebt die Bundesregierung eine Verstärkung des 
Austausches im Bildungs- und Wissenschaftsbe- 
reich an. 

In der Zusammensetzung des KSZE-Teilnehmer- 
kreises spiegeln sich zwei Grundkonstanten der 
Politik der Bundesregierung wider: 


— die Verankerung in der westhchen Wertege- 
meinschaft, in die die Bundesrepublik Deutsch- 
land und andere westeuropäische Staaten zu- 
sammen mit den USA und Kanada eingebettet 
sind, und 

— die systemübergreifende Zusammenarbeit in 
ganz Europa, an der auch beide Staaten in 
Deutschland teilnehmen. 

6. Wie eingangs erwähnt, erstreckt sich die im Rah- 
men der VN-Organisation für Erziehung, Wissen- 
schaft und Kultur, UNESCO, bestehende Zusam- 
menarbeit der Mitghedstaaten der Region Europa 
auch auf Kultur- und vor allem Erziehungsfragen. 
Hier ist, beispielsweise mit der Institution der sog. 
UNESCO-Modellschulen sowie auf den Gebieten 
Bildungsplanung und -forschung u. ä., ein sich 
zunehmend verdichtendes Netzwerk kultureller 
Kontakte entstanden, das ebenfalls systemübergrei- 
fend arbeitet. Zur „UNESCO-Region Europa "gehö- 
ren neben den west- und osteuropäischen Mitglied- 
staaten der UNESCO auch die USA (seit ihrem 
Austritt als Beobachter), Kanada und Israel. 

Die jüngste Erziehungsministerkonferenz der Re- 
gion Europa (MINEDEUROPE IV) hat u. a. gezeigt, 
daß die UNESCO in diesem Rahmen ein geeignetes 
Forum ist, Impulse aus dem KSZE-Prozeß aufzuneh- 
men und gleichzeitig in ihn hineinzu wirken. 

7. Kulturpolitik in Europa bedeutet für die Bundesre- 
gierung Zusammenarbeit auf allen Ebenen: bilate- 
ral, in der Europäischen Gemeinschaft, im Europa- 
rat, im Rahmen des KSZE-Prozesses und in der 
UNESCO. Jede Ebene hat ihre eigene Dynamik und 
ihre eigenen Gesetzmäßigkeiten. Dennoch gehören 
sie letztlich zusammen. Die Erfahrung hat gezeigt, 
daß die Europäische Gemeinschaft mit ihren Mit- 
gliedstaaten als der am stärksten integrierte und 
wirtschaftlich potenteste europäische Zusammen- 
schluß am besten fähig ist, eine Vorreiterrolle bei 
der kulturellen Zusammenarbeit in ganz Europa zu 
übernehmen. Eine lebendige Wechselwirkung zwi- 
schen allen Ebenen ist notwendig. Die Bundesre- 
gierung ist zuversichtlich, daß die Europäische 
Gemeinschaft und der Europarat auch in ihrer Kul- 
turarbeit ein fruchtbares Verhältnis zueinander fin- 
den werden. Sie wird das ihr Mögliche dafür tun. 
Die Bundesregierung hofft ferner und wirkt darauf 
hin, daß der Reformprozeß in der Sowjetunion und 
anderen Staaten des Warschauer Paktes eine neue 
Qualität gesamteuropäischer Zusammenarbeit auch 
im Kulturbereich ermöglichen wird. 

Soweit die folgenden Einzelfragen durch diese Vor- 
bemerkung noch nicht beantwortet sind, nimmt die 
Bundesregierung dazu wie folgt Stellung - wobei, 
entsprechend der Systematik der Anfrage, der 
Begriff Kultur im engeren Sinne verwandt wird, 
sofern nicht ausdrücklich etwas anderes vermerkt 
ist: 

I. Nationale/regionale Kulturpolitik und EG 

1. Erkennt die Bundesregierung die Widersprüche 
und möglichen Konflikte zwischen dem „EG-Eu- 
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ropa" und dem größeren „kulturellen Europa“, 
und wenn ja, wie versucht sie ihnen Rechnung zu 
tragen? 

Die Unterschiede in den poütischen und wirtschaft- 
hchen Strukturen zwischen Europäischer Gemein- 
schaft, Europarat und KSZE finden ihren Niederschlag 
auch im Kulturbereich. Zwischen „EG-Europa'' mit 
dem höchsten Integrationsgrad und dem „größeren 
kulturellen Europa" ist daher ein gewisses Spannungs- 
verhältnis angelegt. Die Bundesregierung trägt dem 
Rechnung durch eine Pohtik kultureller Zusammenar- 
beit, u. a. auch durch bilaterale Kulturabkommen, die 
einerseits die Eigengesetzlichkeit jeder dieser Ebenen 
berücksichtigt, andererseits aber eine enge Verflech- 
tung und möglichst große Durchlässigkeit zwischen 
ihnen anstrebt. 


2. Welche bisherigen Eingriffe und sonstigen Aktivi- 
täten der EG auf dem Gebiet der Kulturpolitik und 
der kulturellen Bildungsarbeit beurteüt die Bun- 
desregierung grundsätzlich positiv und welche 
weniger? 

Die Bundesregierung hat im Einvernehmen mit den 
Ländern alle bisherigen Beschlüsse und Maßnahmen 
der Kulturminister mitgetragen. Daraus ergibt sich, daß 
die Bundesregierung die bisherigen Aktivitäten im 
Kulturbereich im Rahmen der EG positiv beurteilt. 

Zur kulturellen Bildungsarbeit vgl. Antwort auf Frage 
61. 


3. Wie steht die Bundesregierung zu den neuen Plä- 
nen der EG-Kommission von 1988 (BR-Drucksa- 
che 127/88)? Unterscheidet sich ihre Haltung hier 
von den Auffassungen der Länder bzw. des Bun- 
desrates und von jenen der kulturellen Organisa- 
tionen? 


Die in der Frage angesprochene Mitteilung der EG- 
Kommission vom Herbst 1987 über „Neue Impulse für 
die Aktion der Gemeinschaft im kulturellen Bereich" 
enthält, worauf in der Vorbemerkung schon kurz hin- 
gewiesen worden ist, Ideen und Anregungen für die 
weitere Zusammenarbeit aus Sicht der Kommission. 
Die Bundesregierung erarbeitet eine Position hierzu 
jeweils, wenn und soweit diese Ideen in Form konkre- 
ter Vorschläge Eingang in den Beratungs- und Ent- 
scheidungsmechanismus der Kulturminister finden. 
Sie tut dies im Zusammenwirken mit den Ländern 
entsprechend dem in der Vorbemerkung angesproche- 
nen Verfahren. 


4. Teilt die Bundesregierung den Wunsch des Euro- 
päischen Parlamentes, künftig 1 Prozent des EG- 
Haushalts - statt wie heute nur einen Bruchteil 
dieser Mittel - für kulturelle Zwecke aufzu- 
wenden? 


Angesichts der in der Vorbemerkung dargestellten 
Zuständigkeitsproblematik ist es nicht möglich, Ge- 


meinschaftsmittel größeren Umfangs, die einer förm- 
üchen Rechtsgrundlage bedürfen, speziell für kultu- 
relle Zwecke bereitzustellen. 


5. Ist der Fortbestand lebendiger kultureller Ge- 
meinsamkeiten beider deutscher Staaten und ih- 
rer engen Beziehungen mit anderen deutschspra- 
chigen Ländern außerhalb der Gemeinschaft bis- 
lang ausreichend berücksichtigt? 

Seit Abschluß des Kulturabkommens mit der DDR am 
6. Mai 1986 hat sich der Austausch auf den Gebieten 
von Kultur und Kunst, Wissenschaft und Bildung spür- 
bar belebt. Auf beiden Seiten ist der Wunsch nach 
Intensivierung und Ausbau der Zusammenarbeit groß. 

Aufbauend auf gemeinsamer Geschichte und Sprache 
wirkt das Kulturabkommen - wie auch das Abkom- 
men über Wissenschaf thch-technis che Zusammenar- 
beit vom 8. September 1987 - mobihsierend für den 
gesamten Kulturb er eich: Bedeutende Ausstellungen 
werden gezeigt, die Zahl der Gastspiele nimmt zu, die 
ersten Studierenden lernen das jeweils andere Hoch- 
schulsystem kennen, die wissenschaftliche Kommuni- 
kation wird dichter, wertvolle im Kriege verlagerte 
Kulturgüter kommen endlich an ihre alten Standorte 
zurück. 

Immer noch belasten jedoch erhebliche Beschränkun- 
gen den Austausch. Dennoch ist ein vielversprechen- 
der Neuanfang gemacht worden und der „Fortbestand 
lebendiger kultureller Gemeinsamkeiten "damit heute 
besser gesichert als noch vor wenigen Jahren. 

Im Rahmen der Bemühungen um die Reform der deut- 
schen Rechtschreibung, die von Österreich koordiniert 
wird, setzt sich die Bundesregierung dafür ein, daß 
auch die DDR mit eingebunden wird. 

Die wachsende kulturelle Zusammenarbeit in der EG 
behindert die traditionell engen bilateralen und über 
den Europarat auch multilateralen Kulturbeziehungen, 
auf die in der Vorbemerkung ausführhcher eingegan- 
gen wurde, zu Österreich und Schweiz nicht. Die Bun- 
desregierung setzt sich engagiert für die Öffnung von 
EG-Programmen, wie etwa durch Zusatzvereinbarung 
zu COMETT, oder für die Zusammenarbeit nach dem 
EUREKA-Modell, wie im Bereich der audiovisuellen 
Programmproduktion, ein. 


6. TeUt die Bundesregierung Befürchtungen auch 
einzelner unserer Nachbarn, daß Harmonisie- 
rungswünsche und zentrale Einflußnahmen der 
EG auf kulturellem Gebiet langfristig kulturelle 
Eigenarten auslöschen oder zum Verlust nationa- 
ler bzw. regionaler Identität führen könnten? Wie 
kann sich die Bundesregierung, im Vergleich zu 
heute, die angemessene Organisation kultureller 
Belange auf EG -Ebene einschließlich der kulturel- 
len Beziehungen zu den Staaten außerhalb der 
Gemeinschaft und zu nichtstaatlichen Institutio- 
nen vorstellen, um derartige Befürchtungen ge- 
genstandslos werden zu lassen? 

Die Bundesregierung verweist zu der in dieser Frage 
angesprochenen Problematik und den Vorstellungen 
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und Absichten der Bundesregierung auf die ausführli- 
chen Darlegungen hierzu in der Vorbemerkung. 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere 
das im französischen „Blaubuch für ein Europa der 
Bildung und Kultur" erstmals näher ausgeführte 
Prinzip eines Vorgehens im kulturellen Bereich 
unter Einbeziehung auch von Nichtmitgliedern 
der EG, und hält sie dies für einen geeigneten 
weiteren Schritt zum Abbau der Sorge über den 
„EG - Zentralismus " ? 


Das im französischen „Blaubuch" vorgeschlagene 
Prinzip der „geometrie variable" in der europäischen 
kulturellen Zusammenarbeit wurde in die wichtige 
Entschließung des Rates imd der im Rat vereinigten für 
Kulturfragen zuständigen Minister über die künftige 
Gestaltung ihrer Arbeit vom 27. Mai 1988 übernom- 
men. Abschnitt zwei dieser Entschließung sieht aus- 
drücklich die Möglichkeit vor, „europäische Staaten, 
die nicht Mitglieder der Gemeinschaft sind, sowie auf 
dem Gebiet der europäischen kulturellen Zusammen- 
arbeit tätige Organisationen, insbesondere den Euro- 
parat, ein(zu) laden, sich an spezifischen kulturellen 
Aktionen von gemeinsamem Interesse zu beteiligen". 
Abschnitte drei und vier klären Verfahrensfragen für 
den Fall, daß nicht alle EG -Mitgliedstaaten bzw. Mit- 
glieder und Nichtmitglieder an einer Aktion teil- 
nehmen. 

Die im Europarat langjährig erprobte Form der kultu- 
rellen Zusammenarbeit wie auch EUREKA-Projekte 
folgen dem gleichen Grundsatz. Wie in der Vorbemer- 
kung ausgeführt, gehört die Einführung eines bürokra- 
tischen Zentralismus gerade nicht zu den Zielen der 
europäischen kulturellen Zusammenarbeit. 


8. Besteht bei der Bundesregierung die grundsätzli- 
che Bereitschaft, angesichts der wenigen vorhain- 
denen Rechtsgrundlagen geeignete Ergänzungen 
des EWG-Vertrages anzuregen, deren Ziel es sein 
sollte, den Schutz kultureller Besonderheiten in 
den Mitgliedsländern auch dort zu gewährleisten, 
wo bisher das auf Vereinheitlichung hin orientier- 
te Gemeinschaftsrecht Vorrang hatte? 

Zum Problem des Verhältnisses zwischen EWG-Ver- 
trag und dem Schutz kultureller Besonderheiten in den 
Mitgliedstaaten enthält die Vorbemerkung grundsätz- 
liche Ausführungen, in denen als Ziel die Erhaltung 
der nationalen und regionalen kulturellen Vielfalt her- 
vorgehoben ist. Ob zur Erreichung dieses Zieles Ergän- 
zungen des EWG-Vertrages erforderlich sind und ob 
bzw. auf welche Weise sie ggf. anzustreben sind, ist 
Teil der dort angesprochenen Prüfung und der auf der 
Grundlage des Ergebnisses zu treffenden politischen 
Entscheidungen. 


II. Kulturpolitik im föderativen Staat 

9. Wie beurteilt die Bundesregierung ihre Hand- 
lungsmöghchkeiten auf dem Gebiet der europäi- 
schen Kulturpolitik angesichts der kulturellen 
Kompetenzen der Länder? 


Für die Bundesregierung ist die europäische kulturelle 
Zusammenarbeit Bestandteü der auswärtigen Kultur- 
politik, Die Kompetenzfrage stellt sich insofern, als 
Abkommen, Programme und Projekte in die Bundesre- 
publik Deutschland hineinwirken. Wenn Länderkom- 
petenzen berührt sind, stimmt die Bundesregierung 
ihre Haltung eng mit den Ländern ab. Ländervertreter 
sind Teil der deutschen Delegationen in den Kulturgre- 
mien von EG und Europarat sowie in Verhandlungen 
über bilaterale Kulturabkommen. Die enge Zusam- 
menarbeit zwischen Bund und Ländern und das soge- 
nannte Bundesratsverfahren gemäß Artikel 2 des 
Gesetzes zur Einheitlichen Europäischen Akte (BGBl. 
II, 1986, S. 1102) haben sich bewährt. 


10. In welcher Weise sind die Bundesländer, die Kom- 
munen und die freien Träger des Kulturlebens in 
den Diskussionsprozeß um eine europäische Kul- 
turpolitik und eine kulturelle Bildungspolitik ein- 
bezogen? 

Die Länder sind nicht nur in den Diskussions-, sondern 
auch in den Verhandlungs- und Entscheidungsprozeß 
in der in der Vorbemerkung geschüderten Weise und 
den dort aufgeführten etablierten Verfahren einbe- 
zogen. 

Die Bundesregierung ist darüber hinaus offen für eine 
Diskussion auch mit Kommunen und freien Trägern 
des Kulturlebens sowie mit Kulturschaffenden und 
sonstigen im Kulturbereich interessierten Personen. Es 
gibt in diesem Zusammenhang auch bereits Einzelkon- 
takte, z.B. mit dem Deutschen Städtetag und dem 
Deutschen Kulturrat. Der Bundesminister des Innern 
hat hierzu am 12. Juni 1989 eine Anhörung mit interes- 
sierten Fachkreisen veranstaltet, die zur Einrichtung 
einer koordinierenden interministeriellen Arbeits- 
gruppe sowie fachlich gegliederter Gesprächskreise 
führte, in denen die Diskussion fortgesetzt und vertieft 
wird. 


11. Hält die Bundesregierung die „Kulturstiftung der 
Länder" hinsichtlich ihrer Konstruktion, der feh- 
lenden Mitwirkungsrechte der Vertreter der Kul- 
turberufe, der finanziellen Ausstattung und Auf- 
gabenstellung für geeignet, kulturelle Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland in Europa zu 
vertreten? 

Die Kulturstiftung der Länder verfolgt gemäß § 2 des 
Abkommens zur Errichtung der Kultur Stiftung der 
Länder vom 4, Juni 1987 (Bundesanzeiger Nr. 175 
S. 12948) den Zweck, Kunst und Kultur nationalen 
Ranges zu fördern und zu bewahren. Hierbei wird sie 
von einem Kuratorium beraten, dem u. a. 30 Sachver- 
ständige angehören, von denen bis zu 10 von Verbän- 
den vorgeschlagen werden. 

Sie ist eine Einrichtung der Länder, an der der Bund 
aufgrund des Abkommens über die Mitwirkung des 
Bundes an der Kulturstiftung der Länder vom 4. Juni 
1987 (Bundesanzeiger, a.a.O.) mitwirkt. 

Die Vertretung kultureller Interessen der Bundesrepu- 
blik Deutschland in Europa ist dagegen Teil der aus- 
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wärtigen Kulturpohtik, die in die Kompetenz des Bun- 
des fällt, wobei die Abstimmung mit den Ländern wie 
in der Vorbemerkung und in der Antwort auf Frage 9 
dargelegt erfolgt. Eine Vertretung kultureller Interes- 
sen der Bundesrepublik Deutschland in Europa durch 
die „Kulturstiftung der Länder“ kann demnach nur in 
besonders gelagerten Einzelfällen und nur im Einver- 
nehmen mit der Bundesregierung in Betracht kommen. 


12. Auf welche Weise koordinieren andere Staaten 
mit föderativem Aufbau innerhalb (Spanien, Bel- 
gien) und außerhalb der EG (z. B. Schweiz, Öster- 
reich, USA, Kanada, Australien) ihre Aktivitäten 
auf kulturpolitischem Gebiet und sind dabei nicht- 
staatliche Stellen (Stiftungen, Verbände, Kulturrä- 
te etc.) einbezogen? 

Einzelheiten zu den Koordinierungsstrukturen kultur- 
politischer Aktivitäten in den genannten Staaten mit 
föderativem Aufbau, soweit sie der Bundesregierung 
bekanntgeworden sind, finden sich im Anhang 1. Ins- 
gesamt kann festgestellt werden, daß es eine institutio- 
nalisierte Struktur, die der Ständigen Konferenz der 
Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik 
Deutschland mit deren Ausschüssen und Sekretariat 
sowie deren etablierter Zusammenarbeit mit den Bun- 
desbehörden vergleichbar wäre, in keinem der ge- 
nannten Staaten gibt. 

Zum Teil (Belgien, Schweiz, Kanada, USA) fehlt eine 
multilaterale Koordinierungsstruktur zwischen Zen- 
tralstaat und Bundesstaaten. Abstimmung erfolgt hier 
bilateral zwischen Zentralstaat (oder dessen Beauftrag- 
ten) und dem jeweils betroffenen Bundesstaat. Wo 
multilaterale Institutionen vorhanden sind, sind sie im 
Vergleich zur Kultusministerkonferenz in der Bundes- 
republik Deutschland von geringerer Bedeutung. 

In einzelnen Fällen beauftragt die Zentralregierung 
nichtstaatliche Stellen mit der Durchführung ganz 
bestimmter Aufgaben im kulturellen Bereich. Weiter- 
reichende Informationen über institutionalisierte Ein- 
bindung nichtstaatlicher Stellen in kulturpolitische 
Aktivitäten der genannten Staaten sind der Bundesre- 
gierung nicht bekannt. 


III. Lage der Kulturschaffenden 

13. Ist der Bundesregierung bekannt, wie die steuerli- 
che Behandlung und die soziale Sicherung selb- 
ständig tätiger Künstler und Künstlerinnen in den 
einzelnen EG-Staaten geregelt ist? 

a) Besitzt sie Erkenntnisse darüber, in welcher 
Weise in dieser Hinsicht alle 12 Mitgliedstaa- 
ten Vorbereitungen für den europäischen Bin- 
nenmarkt treffen? 

b) Gibt es in dieser Hinsicht vorbildliche Rege- 
lungen in Staaten, die nicht der EG ange- 
hören? 


In der Bundesrepublik Deutschland, den anderen Staa- 
ten der EG und auch in den meisten nicht der EG 
angehörenden vergleichbaren Industriestaaten gelten, 
soweit feststellbar, im Prinzip bei der Einkommen- 
steuer für selbständig tätige Künstler/innen die glei- 


chen Regeln wie für alle anderen Steuerpflichtigen, 
d. h. sie werden steuerüch als Selbständige, unter 
Umständen auch als Gewerbetreibende behandelt. 

Eine Sonderregelung ist nur für Irland feststellbar (vgl. 
Antwort zu Frage 41). 

Im Rahmen dieser allgemeinen Regelungen gibt es in 
mehreren Staaten Verfahren des zeitlichen Einkom- 
mensausgleichs, bei dem außergewöhnlich hohe Ein- 
kommenszuflüsse in einem Jahr, wie sie bei Künst- 
lern/innen gelegentlich Vorkommen, steuertich auf 
mehrere Jahre verteilt werden, um die Progression des 
Steuertarifs abzumildern. Dies gilt z. B. in der Bundes- 
republik Deutschland, aber auch in Frankreich und 
Griechenland. Dänemark kennt in diesen Fällen einen 
Sondersteuersatz. Daneben gibt es in einigen Ländern 
Steuervergünstigungen für Freiberufler und Selbstän- 
dige, die auch für selbständige Künstler gelten; Italien 
hat für Freiberufler eine Pauschalbesteuerung, die in 
der Regel günstiger ist als die Normalbesteuerung. 
Spanien kennt ein vereinfachtes Verfahren der Ein- 
kommensermittlung für kleine Selbständige, die Nie- 
derlande einen Selbständigenfreibetrag, 

Empfangene Preisauszeichnungen können in Belgien, 
Dänemark und Frankreich bei Vorliegen bestimmter 
Voraussetzungen entgegen der allgemeinen Regelung 
steuerfrei sein. 

Einzelheiten der sozialen Sicherung selbständig tätiger 
Künstler/innen, soweit sie der Bundesregierung aus 
den EG -Mitgliedstaaten und vergleichbaren Industrie- 
ländern bekannt sind, finden sich im Anhang 2. Die 
Regelungen sind so unterschiedhch, daß der Versuch 
einer Generalisierung eine unzulässige Verkürzung 
wäre. Am relativ häufigsten noch gelten für selbstän- 
dige Künstler die gleichen Regelungen wie für Selb- 
ständige allgemein. Die soziale Sicherung für selbstän- 
dige Künstler ist von der grundsätzlichen Ausgestal- 
tung, insbesondere der Finanzierung des jeweiügen 
Sozialleistungssystems, im allgemeinen abhängig. Die 
Bundesregierung ist der Ansicht, daß keines der 
Systeme sozialer Sicherung für selbständige Künstler, 
soweit sie ihr aus vergleichbaren Nichtmitgliedstaaten 
der EG bekannt sind, für die in der Bundesrepublik 
Deutschland bestehende Künstlersozialversicherung 
als Vorbild dienen kann. 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen dar- 
über vor, ob und in welcher Weise die anderen Staaten 
der Europäischen Gemeinschaft im Zusammenhang 
mit der steuerlichen Behandlung und sozialen Siche- 
rung selbständiger Künstler/innen Vorbereitungen für 
den Europäischen Binnenmarkt treffen. 


14. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
die Doppelbesteuerung (im Gastland und im Her- 
kunftsland) der Einkünfte von deutschen Künst- 
lern und Künstlerinnen, die im Ausland gastieren, 
weiter abzubauen? 

Die Bundesrepublik Deutschland hat mit sämtlichen 
EG-Staaten und einer Reihe von Drittländern Abkom- 
men zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
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Gebiet der Steuern vom Einkommen und Vermögen 
abgeschlossen. Die Vorschriften dieser Abkommen 
stellen sicher, daß Einkünfte von Künstlern oder Künst- 
lerinnen nicht doppelt besteuert werden. Die Einkünfte 
werden entweder nur im Staat des Auftritts des Künst- 
lers oder in seinem Heimatstaat besteuert, oder die 
Steuer des einen Staates wird auf die Steuer des ande- 
ren Staates angerechnet. 


15. Welche Initiativen plant die Bundesregierung an- 
gesichts der Tatsache, daß ausländische Künst- 
ler und Künstlerinnen in der Bundesrepublik 
Deutschland Vergütungen für die Zweit- und 
Drittauswertung ihrer Leistungen erhalten, wäh- 
rend deutsche Künstler und Künstlerinnen in eini- 
gen europäischen Staaten nichts erhalten, weil es 
ein Leistungsschutzrecht für diesen Personenkreis 
dort nicht gibt, bzw. weü Inkasso und Verteilung 
dort nicht funktionieren? 


In der Bundesrepublik Deutschland erhalten aus- 
übende Künstler für die öffentliche Wiedergabe ihrer 
Darbietung mittels Bild- oder Tonträgers oder durch 
Funksendung eine angemessene Vergütung, § 77 
UrhG. Sie sind auch am Aufkommen aus der Geräte- 
und Leerkassettenyergütung für die private Vervielfäl- 
tigung angemessen zu beteiligen, § 84 in Verbindung 
mit § 54 UrhG. 

Ausländische Künstler genießen den gleichen Schutz, 
wenn ihre Darbietungen im Geltungsbereich des UrhG 
stattfinden, wenn Ton- und Büdträger mit ihren Dar- 
bietungen im Geltungsbereich des UrhG erscheinen 
oder wenn ihre Darbietungen im Geltungsbereich des 
UrhG durch Funk ausgestrahlt werden, § 125 Abs. 2 bis 
4 UrhG. 

Darüber hinaus ist die Bundesrepublik Deutschland als 
Mitgliedstaat des Internationalen Abkommens über 
den Schutz der ausübenden Künstler, der Hersteller 
von Tonträgern und der Sendeunternehmen (Rom- 
Abkommen) verpflichtet, ausländische ausübende 
Künstler unter den dort vorgeselienen Bedingungen 
wie Inländer zu schützen, Artikel 4 Rom- Abkommen. 

Es ist zutreffend, daß einige europäische Staaten 

— noch keine Leistungsschutzrechte für ausübende 
Künstler eingeführt haben, 

— in ihren Leistungsschutzrechten Vergütungen für 
die Zweit- und Drittverwertung nicht vorsehen oder 

— Vergütungszahlungen nur für eigene Staatsange- 
hörige oder bei Bestehen der Gegenseitigkeit vor- 
sehen. 

Eine ähnliche Situation besteht auch hinsichtlich eini- 
ger urheberrechtlicher Zweit- und Drittverwertungs- 
rechte, die es in ausländischen Rechtsordnungen viel- 
fach noch nicht gibt oder deren Regelungen Einschrän- 
kungen für ausländische Staatsangehörige enthalten. 

Deutsche Urheber und Leistungsschutzberechtigte 
werden z. B. in zwei Nachbarländern benachteüigt. Sie 
erhalten in einem dieser Länder aus der dort einge- 
führten Leerkassettenvergütung ledighch 75 % der 
den eigenen Staatsangehörigen zustehenden Vergü- 


tungen. In dem anderen Land werden sogar 51 % aller 
Einkünfte aus der Leerkassettenvergütung aufgrund 
der gesetzlichen Regelungen einem Sozialfonds zuge- 
führt, an dem jedoch nur eigene Staatsangehörige par- 
tizipieren. Deutsche Urheber und Leistungsschutzbe- 
rechtigte erhalten somit lediglich 49 % der an sich auf 
sie entfallenden Vergütungen. 

Der unterschiedliche Rechtsschutz der Urheber- und 
Leistungsschutzberechtigten in den verschiedenen 
Staaten ist eine Folge des im Urheberrecht geltenden 
Territorialitätsprinzips, wonach sich Entstehung und 
Umfang der Schutzrechte jeweUs nach dem Recht des- 
jenigen Staates richten, für dessen Gebiet der Schutz 
beansprucht wird. Zur Überwindung der territorialen 
Beschränkung des Urheberrechts wurde erstmalig 
1886 mit der Berner Übereinkunft das Prinzip der 
Inländerbehandlung in das internationale Urheber- 
recht eingeführt. Später wurde es auch vom Welt- 
urheberrechtsabkommen und dem Rom-Abkommen 
übernommen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat bislang stets kon- 
ventionsgetreu das Prinzip der Inländerbehandlung 
beachtet, auch solchen Ländern gegenüber, die deut- 
sche Berechtigte benachteihgen. 

Der Bundesminister der Justiz, der innerhalb der Bun- 
desregierung für Urheberrechtsfragen zuständig ist, 
hat - auch international - wiederholt darauf hingewie- 
sen, daß die Zahlungen für Massennutzungen ge- 
schützter Werke keine „Einbahnstraße" sein dürfen, 
vielmehr auch von anderen Mitgliedstaaten der ein- 
schlägigen Konventionen das Prinzip der Inländerbe- 
handlung beachtet werden müsse. 

Läßt sich in absehbarer Zeit eine volle Beachtung des 
Prinzips der Inländerbehandlung auch hinsichtlich der 
Vergütungsregelung für Massennutzungen internatio- 
nal nicht feststellen, muß nach Auffassung der Bundes- 
regierung im Interesse der deutschen Urheber und 
ausübenden Künstler sorgfältig geprüft werden, ob 
nicht die deutsche Rechtslage den Regelungen der 
anderen Staaten angepaßt und zumindest Gegensei- 
tigkeit bei der Schutzgewährung verlangt werden 
sollte. 


16. Wird die Bundesregierung sich im Interesse der 
Kulturschaffenden dafür einsetzen, die unter- 
schiedlichen Schutzfristen im Urheberrecht der 
europäischen Staaten auf eine Weise zu ver- 
einheitlichen, die auch neue technologische Ver- 
änderungen berücksichtigt? Wie steht sie zu dem 
Vorschlag, diese Vereinheitlichung mit einer '' do- 
maine publique payant", d. h. einer Abgabe auf 
bisher ungeschützte Werke und Texte zu verbin- 
den, durch die zugleich Mittel in nationale euro- 
päische Fonds zugunsten jener großen Mehrheit 
der Künstler/innen und Autoren/innen fließen 
könnten, die aus den bisher weitgehend am 
Marktmodell orientierten urheberrechtlichen Ver- 
gütungsregelungen kaum etwas zum Lebensun- 
terhalt erhoffen durften? 


Die Bundesregierung hält angemessen lange Schutz- 
fristen bei den Urheber- und Leistungsschutzrechten, 
die auch den neuen technischen Möglichkeiten der 
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wirtschaftlichen Verwertung der Leistungen der Urhe- 
ber und ausübenden Künstler Rechnung tragen, für ein 
wesentliches und unverzichtbares Element eines wirk- 
samen Schutzes des Geistigen Eigentums. Nur so kann 
die verfassungsrechtlich gebotene finanzielle Beteili- 
gung der Rechtsinhaber an der wirtschaftlichen Ver- 
wertung ihrer Leistungen gewährleistet werden. Die 
deutsche urheberrechtliche Schutzfrist - bis 70 Jahre 
nach dem Tode des Urhebers - ist in Europa die läng- 
ste. Bei den Leistungsschutzrechten wird die Bundes- 
regierung in ihrem Bericht zur Urheberrechtsnovelle 
an den Deutschen Bundestag eine Verlängerung der 
Schutzfrist für ausübende Künstler auf 50 Jahre Vor- 
schlägen. 

Eine Vereinheitlichung der Schutzfristen auf höchstem 
Niveau innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
wäre wünschbar. Leider hat die EG-Kommission dieses 
Thema in ihrem Grünbuch zum Urheberrecht und der 
technologischen Herausforderung vom Sommer 1988 
nicht aufgegriffen. Die Bundesregierung hat zur Gel- 
tendmachung und Durchsetzung ihrer Interessen auf 
dem Gebiet des Urheberrechts in der Gemeinschaft 
Kontakt mit gleichgesinnten Mitgliedstaaten aufge- 
nommen. 

Der Gedanke, durch eine Vergütung für die Verwer- 
tung gemeinfreier Werke der lebenden Urhebergene- 
ration soziale Sicherung zu verschaffen sowie begabte 
Autoren und Künstler zu fördern, ist nicht neu. Im 
Rahmen der deutschen Urheberrechtsgesetzgebung ist 
er immer wieder erörtert, letztlich aber nicht verwirk- 
licht worden. Auch die Bundesregierung hält die 
Einführung einer Urheberrechtsnachfolgevergütung 
(domaine publique payant) nicht für sinnvoll. 

Das Urheberrecht ist ein zeitlich begrenztes Individual- 
recht. Die individuellen Ansprüche wegen der Nut- 
zung eines Werkes entfallen mit Ablauf der urheber- 
rechtlichen Schutzfrist, die in der Bundesrepublik 
Deutschland besonders lang ist. Mit der Urheber- 
rechtsreform 1965 sollte die urheberrechtliche Schutz- 
frist zunächst auf 50 Jahre festgesetzt und für die 
gemeinfreien Werke eine Urhebernachfolgevergütung 
eingeführt werden. Dies wurde jedoch ab gelehnt. 
Dafür wurde die Schutzfrist auf 70 Jahre verlängert 
und so dem Charakter des Urheberrechts als Indivi- 
dual- und Privatrecht besser entsprochen. 

In diesem Zusammenhang weist die Bundesregierung 
darauf hin, daß das Urheberrecht dem Schutz des gei- 
stigen Eigentums des einzelnen dient. Zu den konstitu- 
ierenden Merkmalen des Urheberrechts als Eigentum 
im Sinne von Artikel 14 des Grundgesetzes gehört 
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge- 
richts die grundsätzliche Zuordnung des Vermögens- 
werten Ergebnisses der schöpferischen Leistung an 
den Urheber im Wege privatrechtlicher Normierung 
und seine Freiheit, in eigener Verantwortung darüber 
verfügen zu können. Die dem Urheber zuzuordnenden 
Nutzungs- und Vergütungsrechte sind nicht unver- 
diente oder unter sozialen Gesichtspunkten zugewie- 
sene Vermögenszuwächse, sondern Ergebnis eigener 
persönlicher Leistung. Für das Urheberrecht gilt inso- 
weit nichts anderes als in anderen Lebensbereichen 


auch, daß nämlich das Einkommen eines Urhebers auf 
der Häufigkeit der Nutzung seiner Werke beruht. 

Die Bundesregierung steht daher einer Verkürzung 
der deutschen urheberrechtlichen Schutzfrist unter 
gleichzeitiger Einführung einer befristeten Urheber- 
nachfolgevergütung ablehnend gegenüber. 

Wie aus der Fragestellung deutlich wird, soll eine 
Urhebernachfolgevergütung der sozialen Sicherung 
der Urheber dienen. Dies berührt keine spezifischen 
urheberrechtlichen, sondern vielmehr sozial-, kultur- 
und wirtschaftspolitische Belange, deren Finanzierung 
nicht Aufgabe des Urheberrechts sein kann. 

Die soziale Sicherung von Urhebern und Künstlern ist 
auf anderem Wege sicherzustellen. Hier ist u. a. das 
Künstlersozialversicherungsgesetz zu nennen, mit dem 
eine Kranken- und Rentenpfhchtversicherung für 
Urheber und Künstler eingeführt worden ist. Dieses 
Gesetz hat den Vorteü, daß es nicht nur Urheber, 
sondern auch Künstler erfaßt, letzteres wäre bei einer 
Urhebernachfolgevergütung nicht der Fall. 

Darüber hinaus ist die Bundesregierung stets bestrebt 
gewesen, Urhebern und ausübenden Künstlern die 
volle wirtschaftliche Nutzung ihrer Werke und Darbie- 
tungen zu verschaffen, hier ist auf so wichtige Gesetz- 
gebungen wie die Leerkassettenvergütung und die 
Fotokopiervergütung hinzuweisen. 


17. Wie beurteilt die Bundesregierung Wettbewerbs- 
beschränkungen für deutsche Künstler und Künst- 
lerinnen sowie für deutsche Kulturangebote, wie 
sie 2 . B. durch Quotierungen, die Begrenzung der 
Dauer der Auftrittszeit ausländischer Ensembles 
und den Einfluß von Berufsverbänden (Zwang 
zum Eintritt in eine ausländische Gewerkschaft) in 
verschiedenen Staaten gegeben sind, und auf wel- 
che Weise gedenkt sie gegen derartige Behinde- 
rungen vorzugehen? 

Soweit in einzelnen •Mitgliedstaaten in den sechziger 
und siebziger Jahren die Betätigung im Film- und 
Kulturbereich nationalen Staatsangehörigen Vorbehal- 
ten war, sind diese Beschränkungen im Zuge der Ver- 
wirklichung des freien Dienstleistungs- und Niederlas- 
sungsrechts weitgehend dadurch aufgehoben worden, 
daß den nationalen Staatsangehörigen die aus ande- 
ren EG -Mitgliedstaaten stammenden Mitwirkenden 
gleichgestellt wurden. 

Außerhalb der EG sind für die Betätigung deutscher 
Künstler keine gravierenden Beschränkungen durch 
Quotierungen bekannt. 

Soweit der Bundesregierung bekannt, gelten hinsicht- 
lich der Zwangsmitgliedschaft in Berufsverbänden 
bzw. Gewerkschaften in den einzelnen Staaten die 
nachstehenden Bedingungen: 

In Großbritannien und Irland besteht bei regelmäßi- 
gen, nicht einzelnen Auftritten darstellender Künstler 
aus der Bundesrepublik Deutschland aufgrund tarif- 
licher Vereinbarungen faktisch ein Zwang, sich der 
Schauspieler- oder Musikergewerkschaft anzuschlie- 
ßen. Aufgrund eines trüateralen Abkommens zwischen 
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der deutschen Bühnengenossenschaft, der österreichi- 
schen Bühnengewerkschaft und der britischen Büh- 
nengewerkschaft Equity wird für darstellende Künstler 
für die Dauer eines Jahres die Mitgliedschaft im Hei- 
matland als gleichwertig anerkannt. 

Eine Diskriminierung ist in diesen Regelungen inso- 
fern nicht zu sehen, als auch einheimische Künstler in 
Großbritannien und Irland in der Praxis ohne Mitghed- 
schaft in einer Gewerkschaft keine Chance für regel- 
mäßige Ausübung ihres Berufes haben. Soweit die 
Gleichwertigkeit der Mitgliedschaft in einem Berufs- 
verband des Herkunfts Staates nicht gewährleistet ist, 
sieht die Bundesregierung hierin jedoch eine Be- 
schränkung der Freizügigkeit von Künstlern, die nicht 
aus im allgemeinen Interesse liegenden Gründen zu 
rechtfertigen ist. 

In den übrigen Mitgliedstaaten der EG ist weder für 
einheimische noch für ausländische Personen Mit- 
gliedschaft in einem Beruf sverband Voraussetzung für 
künstlerische Betätigungen. 

In Island müssen ansässige Musiker ungeachtet der 
Staatsangehörigkeit einer Künstlergewerkschaft bei- 
treten. ln Finnland wird ausländischen Künstlern bei 
längerem Aufenthalt die Mitgliedschaft in einer 
Gewerkschaft empfohlen. Gleiches gilt auch für finni- 
sche Künstler. 

ln den übrigen west- und osteuropäischen Staaten 
besteht für Künstler kein Zwang zum Gewerkschafts- 
beitritt. 

ln den USA und in Kanada sind die Regelungen mit 
denen in Großbritannien und Irland vergleichbar, ln 
den USA sind Künstler ungeachtet der Staatsangehö- 
rigkeit gezwungen, einer Gewerkschaft beizutreten, 
wenn sie in einem Unternehmen auf Dauer Arbeit 
annehmen, das tarif vertraglich organisiert ist. 

ln Kanada besteht für einheimische Künstler Zwang 
zur Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft, wenn der 
betroffene Arbeitsplatz tarifvertraglich gebunden ist. 
Auf ausländische Künstler trifft diese Verpflichtung in 
diesem Fall nicht zu; sie müssen jedoch eine Abgabe in 
Höhe des pro rata temporis anfallenden fiktiven 
Gewerkschaftsbeitrages abführen. 

Insgesamt werden in den genannten Ländern hinsicht- 
lich des Zwangs zum Beitritt zu einem Beruf sverband 
deutsche gegenüber einheimischen Künstlern generell 
nicht diskriminiert. 


18. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
sich aktiv für eine stärkere Einbeziehung der Pro- 
bleme von Künstlerinnen in eine europaweite Kul- 
turpolitik einzusetzen? 


Die ungleiche Beurteilung und Akzeptanz des künstle- 
rischen Schaffens von Frauen und Männern vermin- 
dert zum Teil auch heute noch die Möglichkeiten und 
Chancen junger Künstlerinnen; in einigen Bereichen 
hat es in den letzten Jahren allerdings deutliche Ver- 
besserungen gegeben. So ist z. B. der Anteil von 


Frauen unter den Empfängern von Preisen und Stipen- 
dien mit Bundesbeteiligung von 15,5 % (bis 1978) auf 
24 % (1979 bis 1985) gestiegen. Beim bundesdeutschen 
Wettbewerb „Kunststudenten stellen aus" ist der 
Anteil der Künstlerinnen unter den Teilnehmern mitt- 
lerweüe auf knapp 50 % angewachsen. 40 % der zu 
vergebenden Preise gingen 1988 an Frauen. 1985 
waren dagegen erst 10 von 30 Teünehmern Frauen. 
Auch beim Bundes Wettbewerb „Jugend musiziert" ist 
seit einigen Jahren jeder zweite Teünehmer weibli- 
chen Geschlechts. Bei der Förderung der Kulturpolitik 
durch die Bundesregierung und die Bundesländer ste- 
hen nationale und auswärtige Kulturpolitik in einem 
engen Zusammenhang. Erst die Förderung von Künst- 
lerinnen auf nationaler Ebene schafft die Vorausset- 
zungen für den Abbau der internationalen Unterreprä- 
sentanz von Künstlerinnen. Daher konzentriert sich die 
Förderung von Künstlerinnen durch die Bundesregie- 
rung auf beide Ebenen. Im internationalen Bereich 
unterstützte die Bundesregierung: 

— im Rahmen ihres Austauschprogramms für Literatur 
1988 u. a. 63 Schriftstellerinnen. Ihr Anteil an den 
insgesamt geförderten Schriftstellern hat sich dabei 
mit 38 % um fast 4 Prozentpunkte gegenüber 1986 
erhöht (34,5%); 

— die europäischen Musikwettbewerbe für die Ju- 
gend, an denen Preisträgerinnen und Preisträger 
des Bundeswettbewerbs „Jugend musiziert" (Mäd- 
chenanteil 48 %) teilnehmen; 

— ein internationales Komponistinnenfestival in Kas- 
sel 1987, das unter dem Motto „Vom Schweigen 
befreit" schwerpunktmäßig Werke zeitgenössischer 
Komponistinnen aufführte; 

— das Dritte Internationale Heidelberger Festival 
„Komponistinnen, gestern - heute", dessen Veran- 
stalterinnen seit 1985 jedes Jahr ein „Programm der 
Zukunft" entwickeln und der Öffentlichkeit vorstel- 
len, in dem zum einen Werke von Komponistinnen 
und Komponisten gemeinsam aufgeführt werden 
und zum anderen versucht wird, neue Zugänge zu 
den Werken zu finden; 

— den Fünften Internationalen Kongreß über Frauen 
in der Musik, der 1988 erstmals in der Bundesrepu- 
blik Deutschland stattfand. Ziel des Kongresses ist 
es, durch die Darstellung weiblichen Musikschaf- 
fens der Vergangenheit und Gegenwart sowohl 
durch musikalische Darbietungen als auch durch 
Referate zur Rolle der Frau in der Musik die Bedeu- 
tung von Musikerinnen herauszuarbeiten, um damit 
auch die Chancen und Möglichkeiten zeitgenössi- 
scher Musikerinnen zu verbessern. 

Anfang 1990 wird in Wiesbaden ein von der Bundesre- 
gierung geförderter internationaler Kongreß stattfin- 
den, auf dem die neuesten Forschungsergebnisse zur 
Situation von Frauen im Bereich Bildende Kunst, Film 
und Design vorgestellt und diskutiert werden. Ein ent- 
sprechendes Forschungsvorhaben wird derzeit im Auf- 
trag der Bundesregierung durchgeführt. Gleichzeitig 
wird eine Ausstellung „Künstlerinnen des 20. Jahrhun- 
derts" eröffnet, die die Werke bedeutender Künstlerin- 
nen des 20. Jahrhunderts, die einen wesentlichen Bei- 
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trag zur Kunstentwicklung geleistet haben, vorstellt. 
1989 förderte die Bundesregierung darüber hinaus auf 
nationaler Ebene ein Symposium zur „Frauenfor- 
schung und Kunst von Frauen". Geplant ist weiterhin 
ein Forschungsvorhaben zur „Situation von Frauen in 
der Musik", Die Förderung der Ausstellung „Ellen 
Keusen - 1987" trug ebenfalls zu einer stärkeren 
Bewußtseinsbildung für das künstlerische Schaffen 
von Frauen bei. 


IV. Förderung der Kultur durch Unternehmen 

19. Kennt die Bundesregierung im Rahmen der EG 
Bestrebungen, Verhaltensregeln für die zuneh- 
mende Kunstförderung durch private Sponsoren 
und Mäzene zu entwickeln? 


Die im Rat vereinigten, für Kulturfragen zuständigen 
Minister haben am 13. November 1986 einstimmig eine 
Entschließung über die Förderung des Kulturschaffens 
durch Unternehmen verabschiedet (Amtsblatt 86/C 
320/02) und haben erneut am 27. Mai 1988 u. a. die 
Förderung des Kulturschaffens durch Unternehmen als 
einen wichtigen Bereich ihrer künftigen Arbeit be- 
zeichnet. 

Die EG-Kommission hat am 25. und 26. Oktober 1988 
die in einzelnen Ländern bestehenden Organisationen 
(UK, F, NL, D - in Deutschland den Kulturkreis im 
Bundesverband der Deutschen Industrie) zu einer 
Tagung eingeladen, in der diese Organisation die 
Schaffung eines kleinen europäischen Sekretariats zur 
Koordinierung der bestehenden Organisationen befür- 
wortet haben. 

Aus der Sicht der Bundesregierung erscheint gegen- 
über dem europäischen Sekretariat zur Koordinierung 
der europäischen Sponsoren eine gewisse Zurückhal- 
tung geboten, da die Voraussetzungen für die Bundes- 
republik Deutschland andere sind als in den übrigen 
Ländern. 

Zwar kann auch in der Bundesrepublik Deutschland 
ein steigendes Interesse der privaten Sponsoren und 
Mäzene an der Förderung von Kunst und Kultur ver- 
zeichnet werden. In unserem Land werden Kunst und 
Kultur jedoch ganz überwiegend von der öffentlichen 
Hand, insbesondere den Gemeinden gefördert. 

Der Kulturkreis im BDI hat 1987 in einer Veröffent- 
lichung zur „Wirtschaft als Kulturförderer" selbst fest- 
gestellt: „Die kulturellen Leistungen der öffentlichen 
Hand sind keineswegs durch die Leistungen privater 
Förderungen zu ersetzen. " Diese Beurteilung wird von 
der 1988 vorgelegten Untersuchung des Ifo-Instituts 
zur volkswirtschaftlichen Bedeutung von Kunst und 
Kultur geteüt. 

Die Ifo-Studie hat außerdem nachgewiesen, daß die 
Schwerpunkte des kulturellen Engagements der Un- 
ternehmen überwiegend im räumlichen Umfeld der 
Betriebe liegen. Schon kulturelle Vorhaben von natio- 
naler Bedeutung finden nur selten das fördernde Inter- 
esse von Unternehmen. 


Gegenwärtig kommt es für die Bundesrepublik 
Deutschland zunächst darauf an, das Engagement der 
Wirtschaft und der Bürger für die Förderung von Kunst 
und Kultur weiter zu stärken. Vor allem wird sich die 
Bundesregierung für ein stiftungs- und kulturfreundli- 
ches Steuerrecht einsetzen, um größere Anreize für die 
Errichtung von kulturellen Stiftungen zu schaffen. 
Zugleich ist es wichtig, die öffentliche Förderung von 
Kunst und Kultur auch bei zunehmendem Untemeh- 
mensengagement auf hohem Niveau zu halten. 

Auch wenn es aus den genannten Gründen aus deut- 
scher Sicht z. Z. keiner vorrangigen Bemühungen auf 
EG-Ebene bedarf, ist die Bundesregierung im Einver- 
nehmen mit dem Kulturkreis im Bundesverband der 
deutschen Industrie bereit, in dem in London von der 
EG-Kommission eingerichteten Sekretariat zur Koordi- 
nierung der Sponsoren mitzuarbeiten. 


20. Unterstützt die Bundesregierung den Vorschlag 
der EG-Kommission, eine von der Wirtschaft ge- 
tragene Kunststiftung auf europäischer Ebene zu 
errichten? 

Der Bundesregierung ist ein Vorschlag der EG-Kom- 
mission, eine von der Wirtschaft getragene Kunststif- 
tung auf europäischer Ebene zu errichten, nicht be- 
kannt. 


V. Printmedien 

21. Gibt es einen gesamteuropäischen Erfahrensaus- 
tausch über Veränderungen im Bereich der Lese- 
kultur? 


Die Bundesregierung unterstützt seit Jahren im Rah- 
men des Bundesjugendplanes und der Sprach- und 
Literaturförderung zahlreiche Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Leseförderung. Die in diesem Bereich täti- 
gen Organisationen und Institutionen haben bei Kon- 
zeption und Durchführung von Projekten in der Regel 
einen regen Gedanken- und Erfahrungsaustausch mit 
dem europäischen und außereuropäischen Ausland 
gepflegt. Als Beispiel sei die Deutsche Lesegesellschaft 
bzw. die Stiftung Lesen genannt. Die Deutsche Lesege- 
sellschaft hat den gesamteuropäischen Erfahrungsaus- 
tausch seit ihrer Gründung 1977 ständig gepflegt, 
zumal die Erfahrungen mit der Leseförderung und 
Leseforschung im europäischen Bereich ein wesentli- 
ches Motiv für ihre Gründung waren. Der stetige 
Erfahrungsaustausch und die Zusammenarbeit in zahl- 
reichen Projekten zu Fragen der Lesekultur spielten 
daher eine hervorgehobene Rolle in der gesamten bis- 
herigen Arbeit der deutschen Lesegesellschaft. Mit der 
Gründung der Stiftung Lesen am 2. November 1987, in 
die die Deutsche Lesegesellschaft übergeführt worden 
ist, ist die Grundlage für eine Bündelung der Aktivitä- 
ten in der Leseförderung gelegt und die Voraussetzun- 
gen für eine Intensivierung des Informationsaustau- 
sches im übernationalen Bereich geschaffen worden. 
Die Stiftung Lesen wird die im wesentlichen von der 
Deutschen Lesegesellschaft geschaffenen Kontakte 
weiter pflegen und fortentwickeln. 
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Der Erfahrungsaustausch und die Zusammenarbeit mit 
anderen Ländern waren bisher stark projektbezogen. 
Nach Auffassung der Stiftung Lesen wäre künftig eine 
stärkere Institutionalisierung wünschenswert. Gedacht 
ist hierbei u. a. an einen jährlichen Erfahrungsaus- 
tausch im gesamteuropäischen Rahmen zu gemeinsam 
interessierenden Fragen der Leseförderung und Lese- 
forschung, der sich insbesondere mit den Veränderun- 
gen im Lese- und Kommunikationsverhalten und 
deren Auswirkungen befassen und Möglichkeiten 
stärkerer Zusammenarbeit bei Maßnahmen zur Förde- 
rung der Lesekultur erkunden sollte. Zum Auftakt 
würde sich eine gesamteuropäische Konferenz zur 
Lage der Lesekultur in Europa anläßlich des Internatio- 
nalen Alphabetisierungsjahrs der Vereinten Nationen 
1990 anbieten. 

Die Bundesregierung wird diesen Vorschlag aufge- 
schlossen prüfen. 


22. In welcher Weise kann nach Meinung der Bundes- 
regierung der gegenseitige Literaturaustausch 
(Übersetzungen) gefördert werden? Unterstützt 
die Bundesregierung Pläne eines europäischen 
Übersetzungsfonds? 

Die Bundesregierung ist sich der Bedeutung des 
gegenseitigen Literaturaustausches im Hinbhck auf 
das bessere gegenseitige Verständnis zwischen den 
Bürgern der Mitgliedstaaten bewußt. Sie fördert seit 
Jahren im Rahmen von Inter Nationes ein Überset- 
zungsförderungsprogramm, das aus Mitteln des Kul- 
turhaushalts des Auswärtigen Amts jährhch mit ca. 
1 Mio. DM (1988: 1,115 Mio. DM; 1989: 0,9 Mio. DM) 
finanziert wird. Eine Reihe von Übersetzerpreisen wer- 
den außerdem finanziell gefördert. Auch der vom Bun- 
desminister des Innern geförderte Deutsche Literatur- 
fonds in Darmstadt fördert mit Stipendien die Überset- 
zung zeitgenössischer deutschsprachiger Belletristik 
und zeitgenössischer fremdsprachiger Belletristik ins 
Deutsche. Im Vorjahr hat der Deutsche Literaturfonds 
außerdem den mit 20 000 DM dotierten, jährlich zu 
vergebenden Paul-Celan-Übersetzerpreis für hervorra- 
gende Übersetzungen aus dem Französischen ins 
Deutsche eingerichtet. Die Bundesregierung unter- 
stützt die grundlegende Arbeit des Europäischen 
Übersetzerkollegiums Straelen e. V. und sieht in dieser 
Einrichtung ein geeignetes Modell für ähnliche Zen- 
tren in anderen europäischen Staaten. 

Im übrigen wird der Literaturaustausch mit Hilfe von 
Schriftstellerbegegnungen, umfangreichen Buchspen- 
den und Buchausstellungen im Ausland gefördert. 
Auch die Länder sind aktiv an der Übersetzungsförde- 
rung beteiligt, z. B. durch Organisation von Autoren- 
und Übersetzertreffen oder Gastaufenthalte. Daneben 
müssen die staatlichen Bemühungen darauf gerichtet 
sein, die Kenntnisse fremder Sprachen zu vertiefen, 
damit auch die Lektüre in der Originalsprache ermög- 
hcht werden kann. 

Die Bundesregierung unterstützt die Bemühungen der 
EG um eine finanzielle Förderung von Übersetzungen 
zeitgenössischer Uterarischer Werke auf der Grundlage 
der Entschließungen des Rates und der für Kulturfra- 
gen zuständigen Minister. Die Ergebnisse des in 


Zusammenarbeit mit dem Ausschuß für Kulturfragen 
erarbeiteten fünfjährigen Pilotprojekts werden nach 
seinem Auslaufen anhand eines von der EG-Kommis- 
sion zu erstellenden Evaluierungsberichtes sorgfältig 
geprüft werden, um Entscheidungen darüber zu 
ermöglichen, ob und in welcher Form die literarische 
Übersetzung künftig auf europäischer Ebene gefördert 
werden soll. 


23. Welche politischen Schritte hat die Bundesregie- 
rung bisher unternommen, um zu gewährleisten, 
daß auch über das Jahr 1992 hinaus die in der 
Bunde srepubhk Deutschland gültige Preisbin- 
dung für Bücher erhalten bleibt? 

Die Bundesregierung hat sich gegenüber den Organen 
der Europäischen Gemeinschaft stets für die Erhaltung 
der Preisbindung für Bücher eingesetzt und auch aktiv 
bei der Prüfung mitgewirkt, ob dies durch Rechtset- 
zungsakte auf nationaler oder europäischer Ebene 
geschehen sollte. 

Die EG-Kommission hat sich im Jahre 1985 mit der 
Frage des Erlasses einer europäischen Rahmenrichtli- 
nie zur Buchpreisbindung beschäftigt. Die Diskussion 
mit Regierungsexperten und betroffenen Wirtschafts- 
kreisen hat jedoch deutlich gemacht, daß angesichts 
der Unterschiedlichkeit der nationalen Preisbindungs- 
und Vertriebssysteme die Basis für eine europaweite 
Normierung fehlt. Insbesondere die Wirtschaftsver- 
bände der Verleger - auch der Börsenverein des Deut- 
schen Buchhandels - lehnten die Vorschläge der Kom- 
mission wegen der mit ihnen verbundenen Eingriffe in 
die gewachsenen nationalen Strukturen, wegen des 
zusätzlichen bürokratischen Aufwandes und der feh- 
lenden Praktikabilität mehrheitlich ab. Die Kommis- 
sion hat daraufhin dem Rat im November 1985 mitge- 
teilt, daß sie die Formulierung einer Rahmenrichtlinie 
zurückstelle und auf die zufriedenstellend funktionie- 
renden einzelstaatlichen Preisbindungssysteme ver- 
wiesen. Sie hat in diesem Zusammenhang versichert, 
daß sie keineswegs die Absicht habe, sich bei kultur- 
politischen Entscheidungen der Mitgliedstaaten einzu- 
schalten, soweit das Gemeinschaftsrecht dies zulasse. 
Die Einschränkung zielt ab auf das grundlegende 
Urteil des Europäischen Gerichtshofes zur Buchpreis- 
bindung vom 10. Januar 1985. Der Gerichtshof hat hier 
klargestellt, daß staatliche Regelungen über Preisbin- 
dungen für importierte und reimportierte Bücher durch 
Importeure oder Verleger als Maßnahmen gleicher 
Wirkung wie mengenmäßige Beschränkungen gegen 
Artikel 30 EWG-Vertrag verstoßen können. Probleme 
sind bisher nur bei gemeinsamen Sprachräumen über 
die Grenzen der Mitgliedstaaten hinweg, insbesondere 
in Frankreich und Belgien, aufgetreten. Die Kommis- 
sion hat angeboten, bei der Lösung solcher Probleme 
pragmatisch mitzu wirken. 

Die Bundesregierung hat die Auffassung der Kommis- 
sion unterstützt, daß die bestehenden nationalen Preis- 
bindungssysteme für Bücher erhalten bleiben sollten. 
Durch eine europäische Rahmenrichtlinie wäre 
zwangsläufig nicht unerheblich in das deutsche Buch- 
preisbindungssystem eingegriffen worden. Anderer- 
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seits hätte den von den betroffenen Wirtschaftskreisen 
geäußerten Bedenken gegen die vom Europäischen 
Gerichtshof definierten Einschränkungen bei der 
grenzüberschreitenden Preisbindung nicht Rechnung 
getragen werden können. Auch die EG-Richtlinie hätte 
die Regelungen über den freien Warenverkehr (Artikel 
30 ff.) sowie die Wettbewerbsregeln (Artikel 85 ff. 
EWG'Vertrag) in der Auslegung des Gerichtshofes 
respektieren müssen. 

Da sich die überwiegende Mehrheit der Mitgliedstaa- 
ten, Kommission und Europäisches Parlament über die 
Erhaltung der Buchpreisbindung aus kulturpolitischen 
Gründen einig sind, besteht für pohtische Schritte - 
auch im Hinbhck auf den Gemeinsamen Binnenmarkt 
1992 - zur Zeit keine Notwendigkeit. Die Bundesregie- 
rung wird Entwicklungen auf europäischer Ebene 
jedoch weiterhin sorgfältig im Auge behalten. 


24. Wird die Bundesregierung im Rahmen der ange- 
strebten EG- Harmonisierung der Mehrwertsteu- 
ern weiterhin den entsprechenden Vorschlägen 
der EG -Kommission zustimmen, den ermäßigten 
Steuersatz für Bücher, Zeitungen und Zeitschrif- 
ten beizubehalten? 

Die Bimdesregierung hält den Vorschlag der EG -Kom- 
mission für sachgerecht. Eine Annahme des Vor- 
schlags durch den Rat würde es ermöglichen, die 
Begünstigung für diese Druckerzeugnisse beizube- 
halten. 


25. Teilt die Bundesregierung Befürchtungen, der 
europäische Binnenmarkt könne zu einer weiteren 
Einengung des Meinungsspektrums führen, da 
mit erhöhter Konzentration durch internationales 
Kapital zu rechnen ist? 

Zur Zeit ist nicht erkennbar, daß auf dem deutschen 
Pressemarkt durch internationales Kapital mit erhöh- 
ten Konzentrationsrisiken gerechnet werden muß. 

Erkennbar ist ein Trend, daß sich Verlagsunternehmen 
durch ihr Engagement im Rundfunk zu Medienunter- 
nehmen entwickeln, die in mehreren Medienbereichen 
tätig sind. Dies hat im Rundfunk eine Erweiterung des 
Meinungsspektrums und eine Intensivierung des Wett- 
bewerbs zur Folge. 

Die Bundesregierung sieht in der Unternehmensgröße 
und im hohen - auch internationalen - Kapitaleinsatz 
allein noch keine Gefahr für die Meinungs Vielfalt. 

Im Bereich des Fernsehens z. B. erfordert ein leistungs- 
fähiges Programmangebot eine bestimmte Mindest- 
größe und einen verhältnismäßig hohen Einsatz von 
Kapital, das oftmals nur durch die Beteihgung einer 
größeren Anzahl von Eignern bereitzustellen ist. Für 
die Bundesregierung ist es dabei wichtig, daß der 
Zugang zum Rundfunk auch im europäischen Binnen- 
markt möglichst offengehalten wird. 

Der europäische Binnenmarkt erleichtert den Einsatz 
neuer Kommunikationstechniken. Der Einsatz neuer 
Kommunikationstechniken hat wesentlich zu einer 


Erweiterung der Meinungsvielfalt in den Medien bei- 
getragen. 

Die Bundesregierung erwartet, daß die durch die 
neuen Techniken mögliche Erweiterung des Mei- 
mmgsspektrums sich auch in Zukunft fortsetzt. 

Der Europäische Binnenmarkt wird nach Auffassung 
der Bundesregierung eher zu einer Belebung des Wett- 
bewerbs führen. Hierbei ist mit imterschiedhchen Aus- 
wirkungen in den einzelnen Sparten zu rechnen. So 
weist der Pressemarkt (wie die meisten Medienmärkte) 
gegenüber anderen Märkten eine Reihe von Besonder- 
heiten auf. Seine Produkte sind in der Regel nicht 
geeignet, in größerem Umfange den jeweüigen 
Sprach- und Kulturraum zu überschreiten. Die Ver- 
wirklichimg des Binnenmarktes wird diese natürhche 
Segmentierung des Marktes nicht verändern. 


26. Hat die Bundesregierung im Gespräch mit den 
Bundesländern und den europäischen Partnern 
Schritte unternommen oder Maßnahmen vorberei- 
tet, um dieser Medienkonzentration zu begegnen? 

Derzeit sind auf dem deutschen Medienmarkt gravie- 
rende Konzentrationsrisiken durch internationales 
Kapital und ein Bedarf an Gegenmaßnahmen nicht 
erkennbar. 


VI. Rundfunk/ Filmfördeiiing 

27. Gibt es Bestrebungen, auch auf der europäischen 
Ebene ein besonders geschütztes öffentlich-recht- 
liches Rundfunkwesen anzustreben? 

In Europa hat sich in den letzten Jahren ein Nebenein- 
ander von öffentlich-rechtlich und privatrechtlich orga- 
nisierten Rundfunkanbietern entwickelt. 

Vor diesem Hintergrund hat die im Rahmen des Euro- 
parates veranstaltete Erste Europäische Ministerkonfe- 
renz über Massenmedienpolitik (Dezember 1986) u. a. 
„ihr entschlossenes Eintreten für die Beibehaltung der 
Prinzipien des Rundfunks im Dienste der Öffentlich- 
keit" betont. Die Minister haben weiter beschlossen, 
„imter Achtung der Rechte des einzelnen das Recht 
des Publikums auf einen umfassenden, quahtativ hoch- 
stehenden Femsehdienst zu wahren, der in seiner 
Gesamtheit zur freien Meinungsäußerung und zur kul- 
turellen Entwicklung beiträgt". Gleichzeitig hat die 
Ministerkonferenz festgestellt, daß diese Aufgaben 
durch öffentlich-rechthch oder privatrechthch organi- 
sierte Anbieter erfüllt werden können. 

Die Bundesregierung teilt die in dieser Resolution wei- 
ter zum Ausdruck kommende Auffassung, daß die 
europäischen Staaten durch geeignete Rahmenbedin- 
gungen dafür zu sorgen haben, daß der Rundfunk 
insgesamt seine öff entheben Aufgaben („pubhc Ser- 
vice") auch in Zukunft sachgerecht erfüllen kann. In 
welchen Rechtsformen dies geschieht, ist nach Auffas- 
sung der Bundesregierung nicht entscheidend und 
muß den einzelnen Staaten überlassen bleiben. 
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28. Wie konnten sich angesichts des Drucks der Ein- 
schaltquoten auf die privaten Sender gesamteuro- 
päische Maßstäbe für eine Programmkultur der 
öffentlich-rechtlichen Sender entwickeln lassen? 


Unabhängig von ihrer Rechtsform sind in der Bundes- 
republik Deutschland die Rundfunkanbieter im 
Rahmen der allgemeinen Gesetze sowie der Gesetze 
und Staatsverträge im Rundfunkbereich in ihrer Pro- 
grammgestaltung frei. In den übrigen westeuropäi- 
schen Staaten besteht eine ähnliche Rechtslage. 

Die Bundesregierung sieht daher keine Möglichkeit, 
auf staatlicher Seite Maßstäbe für eine europäische 
Programmkultur der öffentlich-rechtlichen Rundfunk- 
veranstalter zu entwickeln. Im übrigen enthalten die 
Rundfunkgesetze und -Staatsverträge der Länder de- 
taillierte Vorschriften zur Förderung der Programmkul- 
tur. Im Europarats-Übereinkommen sind Programm- 
verantwortlichkeiten für alle Rundfunkveranstalter 
festgelegt, deren Einhaltung ebenfalls geeignet ist, zu 
einem hohen Standard der Programmkultur beizutra- 
gen, die in der Vielfalt der unterschiedlichen nationa- 
len Kulturen, die den Reichtum Europas ausmachen, 
ihren Ausdruck findet. 

Die Bundesregierung hält es nicht für erstrebenswert, 
durch die Formulierung gesamteuropäischer Maßstäbe 
zu einer Einebnung dieser Unterschiede beizutragen. 

Die Bundesregierung hält es vielmehr für die Aufgabe 
einer europäisch orientierten Medienpolitik, günstige 
Rahmenbedingungen zu schaffen, die es den Rund- 
funkanbietern auch wirtschaftlich erlauben, auf Dauer 
eine hohe Programmkultur aufrechtzuerhalten oder zu 
erreichen. Hierbei ist sie der Auffassung, daß Pro- 
grammveranstalter, die wie die Öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkveranstalter in der Bundesrepublik Deutsch- 
land über eine durch Gebühren finanziell gesicherte 
Grundlage verfügen, auch eine besondere Verpflich- 
tung zur Gestaltung eines quahtätsvollen Programms 
haben. 


29. Welche politischen Schritte hat die Bundesregie- 
rung unternommen, um zu gewährleisten, daß 
auch über das Jahr 1992 hinaus die in der Bundes- 
republik Deutschland bisher praktizierte Filmför- 
derung erhalten bleibt? 

Die Filmförderung in der Bundesrepublik Deutschland 
erfolgt auf Bundesebene durch die Verleihung von 
Filmpreisen und anderen Maßnahmen des Bundesmi- 
nisters des Innern unter dem Gesichtspunkt der 
gesamtstaatlichen kulturellen Repräsentation und 
durch das Filmförderungsgesetz in der ab 1. Januar 
1987 geltenden Fassung, für das der Bundesminister 
für Wirtschaft federführend ist, sowie durch sonstige 
wirtschaftliche Fördermaßnahmen dieses Ministe- 
riums. Außerdem gibt es vielfältige und sehr unter- 
schiedhche Filmförderungsmaßnahmen der Länder, 
die in erster Linie auf die Förderung des Films als 
Kulturgut ausgerichtet sind. 

Die EG-Kommission hat 1985/1986 die wirtschaftliche 
Filmförderung des Bundes beanstandet, indem sie die 


im Entwurf des Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Filmförderungsgesetzes enthaltene Anknüpfung der 
Filmförderung an die deutsche Staatsangehörigkeit 
von Filmmitwirkenden für mit dem EWG -Vertrag 
unvereinbar erklärte. 

In langwierigen Verhandlungen ist es der Bundesre- 
gierung im Laufe des Jahres 1986 gelungen zu errei- 
chen, daß die Kommission sich bei der Definition des 
deutschen Films in § 15 FFG mit der Anknüpfung an 
die deutsche Staatsangehörigkeit des Regisseurs (oder 
im Ausnahmefall eines anderen wichtigen Mitwirken- 
den) vorläufig (bis Ende 1992) einverstanden erklärte 
und damit das Inkrafttreten der Novelle zum Filmför- 
derungsgesetz genehmigte. Die Neufassung des § 15 
FFG hat sich bisher in der Praxis bewährt. 

Die Bundesregierung hat sich im Kreise der EG-Kultur- 
minister wiederholt und nachdrücklich dafür ausge- 
sprochen, daß die EG-Kommission der Vielfalt und 
Eigenständigkeit der unterschiedlichen nationalen 
Kulturen in Europa Rechnung tragen müsse und daher 
möglichst nicht in die nationalen Politiken der Förde- 
rung von Kulturgütern, seien es Filme oder Bücher 
oder andere Güter, eingreifen sollte. Die EG-Kultusmi- 
nister, an deren Tagungen jeweils Vertreter der Bun- 
desregierung und der Länder teilnehmen, werden die 
Fragen der Auswirkungen der Vollendung des Binnen- 
marktes nach 1992 im Kultursektor sorgfältig prüfen 
und voraussichtlich auch Entschließungen in der o. a. 
Richtung fassen. Zu weitergehenden politischen 
Schritten bestand bisher kein Anlaß. 


30. Welche Anstrengungen hat die Bundesregierung 
unternommen, um dem europäischen Film bessere 
Marktchancen zu eröffnen und zu gewährleisten? 

Da das Wesen und der Vorzug der europäischen Kultur 
in der Vielfalt der jeweiligen nationalen Ausprägung 
liegen, ist der europäische Film die Summe der natio- 
nalen Filme und der europäischen Koproduktionen. 
Die Bundesregierung hält nichts von einer gemein- 
schaftlichen Einebnung oder Verwässerung der natio- 
nalen Eigenarten. 

In erster Linie geht es der Bundesregierung daher um 
die Stärkung des deutschen Films. Sie hat hierzu mit 
der Novellierung des Filmförderungsgesetzes einen 
wichtigen Beitrag geleistet. Darüber hinaus hat die 
Bundesregierung die Haushaltsmittel für die kulturelle 
Filmförderung 1989 um über 2 Mio. DM auf gestockt 
und erstmals 1989 auch 10 Mio. DM für die wirtschaft- 
hche Filmförderung in den Haushalt eingestellt. Der 
deutschen Filmwirtschaft stehen dadurch mehr Mittel 
für die Produktion, auch Koproduktion, und den Absatz 
deutscher Filme im Inland wie im Ausland zur Verfü- 
gung. 

Die Koproduktionsmöglichkeiten für die deutsche 
Film Wirtschaft sind durch den Abschluß neuer Filmab- 
kommen mit Portugal und (bevorstehend) mit Öster- 
reich verbessert worden. Mit Frankreich und in Zu- 
kunft mit Österreich gibt es entsprechend § 53 Abs. 5 
FFG die Möglichkeit, daß koproduzierte Filme und 
sogar nationale Filme des Nachbarlandes in der Bun- 
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desrepubhk Deutschland auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit (bzw. im Nachbarland) eine zusätzli- 
che Vertriebsförderung erhalten. 

Im übrigen ist die Bundesregierung Ende vergangenen 
Jahres dem im Rahmen des Europarates gegründeten 
multilateralen freiwilligen Unterstützungssystem für 
die Koproduktion und den Vertrieb europäischer Filme 
„Eurimages", beigetreten und hat für 1989 einen 
finanziellen Beitrag in Höhe von 3,3 Mio. DM zur 
Verfügung gestellt. Aus diesem europäischen Filmun- 
terstützungssystem, das im Jahre 1989 über ca. 50 Mio. 
FF aus Beiträgen von bisher 15 Teilnehmerstaaten ver- 
fügen wird, sollen europäische trilaterale audiovisuelle 
Koproduktionen und der Absatz europäischer Filme 
mit Zuschüssen bzw. Darlehen gefördert werden. Der 
Fonds Eurimages hat im Frühjahr dieses Jahres seine 
Arbeiten aufgenommen. Die Bundesregierung erwar- 
tet hiervon eine zusätzliche Unterstützung europäi- 
scher Koproduktionen. 

Die Bundesregierung begrüßt es schließlich, daß die 
EG-Kommission ein Pilotprojekt zur Förderung des 
Vertriebes europäischer „Low-budget-Filme“, das 
Europäische Filmvertriebsbüro (EFDO) in Hamburg, 
unterstützt. Mit Hilfe dieses europäischen Vertriebssy- 
stems erhalten „Low-budget-Filme"aus Mitgliedstaa- 
ten der EG für ihren Einsatz in anderen Mitgliedslän- 
dern eine finanzielle Unterstützung. 

Die Bundesregierung hat mit dem Ausbau der nationa- 
len Filmförderung und der Unterstützung europäischer 
Fördersysteme einen erheblichen Beitrag zur Stärkung 
des deutschen und europäischen Films geleistet. Sie ist 
bereit, weitere Anregungen zur Stärkung der audiovi- 
suellen Produktion in Europa auf ihre Brauchbarkeit 
und Durchführbarkeit zu prüfen. 

Der Europäische Rat hat in Rhodos am 2./3. Dezember 

1988 darauf hingewiesen, daß es von größter Bedeu- 
tung ist, die Bemühungen, einschließlich der Zusam- 
menarbeit, zu verstärken, um die audiovisuelle Kapazi- 
tät Europas sowohl hinsichtlich des freien Austausches 
von Programmen und der Förderung des europäischen 
hochauflösenden Fernsehens als auch in bezug auf 
eine Politik der Förderung des kreativen Schaffens, der 
Produktion und der Ausstrahlung zu erhöhen, damit 
der Reichtum der europäischen Kultur in seiner ganzen 
Vielfalt zum Ausdruck kommt. 

Der Europäische Rat hat ferner eine französische Mit- 
teilung über ein audiovisuelles Eureka-Vorhaben mit 
großem Interesse zur Kenntnis genommen und sich 
damit einverstanden erklärt, daß in diesem Jahr eine 
Tagung einberufen wird, an der alle am audiovisuellen 
Sektor beteiligten Parteien innerhalb und außerhalb 
der Gemeinschaft teilnehmen und die zum Ziel hat, 
ähnlich wie bei EUREKA, den Aufbau eines echten 
europäischen audiovisuellen Marktes zu fördern. 

Diese Konferenz hat vom 30. September bis 2. Oktober 

1989 in Paris stattgefunden. Sie hat zur Gründung des 
Vorhabens „EUREKA - audiovisuelle Medien" 
geführt. Die Bundesregierung erhofft sich von ihm eine 
Intensivierung der europäischen Zusammenarbeit zur 
Verbesserung der Marktstrukturen und der Bedingun- 
gen, unter denen der audiovisuelle Sektor arbeitet. Die 


Wettbewerbsfähigkeit europäischer Film- und Fem- 
sehproduktionen soll auf dem eigenen Markt und welt- 
weit gefördert werden. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß auf diese Weise das Bewußtsein euro- 
päischer kultureller Identität gestärkt wird. 


31. Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, 
auch hierzulande Quotierungen zugunsten der 
einheimischen oder europäisch produzierten 
Spiel- und Fernsehfilme bei den Sendeanstalten 
durchzusetzen? Welche Gründe sprechen ihrer^. 
Auffassung nach für und welche gegen Quotie- 
rungen, wie sie bereits in verschiedenen anderen 
Staaten praktiziert werden? 

Die Bundesregierung strebt das Ziel an, die Marktan- 
teile der Spiel- und Fernsehfilme einheimischer oder 
europäischer Produktion zu erhöhen. Sie hält Pflicht- 
quoten jedoch für ein ungeeignetes Mittel. Sie ändern 
nichts am Kostengefälle zwischen europäischen und 
internationalen Filmen, sie tragen nichts zu ausrei- 
chenden Einnahmen der Fernsehveranstalter als Vor- 
aussetzung für Investitionen in eigene Produktionen 
bei, und sie verbessern nicht die Leistungsfähigkeit der 
europäischen Film- und Fernsehproduzenten. Sie sind 
im übrigen leicht zu umgehen, wie die Erfahrung in 
europäischen Nachbarstaaten belegt, bleiben also 
letztlich unwirksam. 

Die Bundesregierung lehnt protektionistische Maßnah- 
men wie verbindliche Quoten auch deswegen ab, weil 
sie außenpolitisch und außenhandelspolitisch uner- 
wünschte negative Effekte haben würden; auch nur 
den Eindruck von einer „Festung Europa" sollte es 
gerade in diesem sensiblen Bereich nicht geben. Sie 
hält die Bedenken, verbindliche Quoten verstießen 
gegen den Geist der GATT- Vereinbarungen und den 
Liberalisierungskodex der OECD, für stichhaltig. Sie 
konnte der EG Fernsehrichtlinie erst zustimmen, nach- 
dem klargestellt war, daß die Mitgliedstaaten durch sie 
nicht verpflichtet werden, verbindliche Quoten einzu- 
führen. 


32. Plant die Bundesregierung, durch Synchronisa- 
tionshilfen und andere Formen der Vertriebsförde- 
rung den nicht ä priori auf Marktgängigkeit konzi- 
pierten deutschen und den europäischen Film zu 
fördern? 


Bereits bei der Novellierung des Filmförderungsgeset- 
zes zum 1. Januar 1987 hat die Bundesregierung in 
§ 53 Abs. 1 Nr. 2 FFG die Förderung der Untertitelung 
von Kopien oder der Herstellung von Fremdsprachen- 
fassungen deutscher Filme eingeführt. Nach der Praxis 
der Filmförderungsanstalt ist allerdings Voraussetzung 
für die Vergabe von bedingt rückzahlbaren Darlehen, 
daß auch das Verleihunternehmen selbst mindestens 
50% der Fördersumme für den Absatz des Films ein- 
setzt. Das unternehmerische Risiko beim Vertrieb eines 
„nicht ä priori auf Marktgängigkeit konzipierten deut- 
schen Films", kann und soll dem Verleiher nicht voll- 
ständig abgenommen werden. Von den gleichen 
Grundsätzen läßt sich im übrigen auch das Europäi- 
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sehe Filmvertriebsbüro in Hamburg leiten. Auch bei 
dem europäischen Unterstützungssystem „Eurimages" 
ist eine Vertriebsförderung vorgesehen. Darüber hin- 
aus besteht auf Bundesebene nicht die Absicht, zusätz- 
liche Vertriebsförderungsmaßnahmen einzuführen. 

Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 30 Bezug 
genommen. 


VII. Schutz des deutschen Kulturguts 

33. Teilt die Bundesregierung die Kritik des Deut- 
schen Kulturrats und des Deutschen Museums- 
bundes am Referentenentwurf vom Frühjahr 1988 
der Neufassung des Gesetzes zum Schutz deut- 
schen Kulturgutes gegen Abwanderung, er würde 
u. a. einen ungeheuren Behörden- und Sachver- 
ständigenaufwand zur Folge haben, der freien 
Fluktuation auf dem internationalen Kunstmarkt 
entgegenstehen und einen erheblichen Verlust 
von Mehrwertsteuereinnahmen bedeuten? 

34. Wird die Bundesregierung die Kritik am Referen- 
tenentwurf aufgreifen und revidieren in Anleh- 
nung an Vereinbarungen oder Planungen interna- 
tionaler Organisationen (UNESCO, Europarat)? 

Die Erhaltung des beweglichen Kulturgutes von natio- 
nalem Rang für die deutsche Öffentlichkeit ist ein 
wichtiges kulturpolitisches Ziel der Bundesregierung. 
Sie denkt in diesem Zusammenhang auch an eine 
Neufassung des Gesetzes zum Schutz deutschen Kul- 
turgutes gegen Abwanderung, da das aus dem Jahre 
1955 stammende Gesetz, wie die Erfahrung gezeigt 
hat, nicht allen Anforderungen der Praxis entspricht. 
Insbesondere soll der Kulturgutbegriff präzisiert und 
das Verfahren der Eintragung von Kulturgut in das 
Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes verbessert 
werden. Insgesamt soll die Novellierung den notwen- 
digen Schutz national wertvollen Kulturgutes stärken 
und zugleich die freie Fluktuation anderen Kulturgutes 
auf dem internationalen Kunstmarkt sichern. 

Der Bundesregierung ist bewußt, daß das Novellie- 
rungsvorhaben, das für national wertvolles Kulturgut 
nach wie vor von einer prinzipiellen Einschränkung 
des freien Verkehrs ausgeht, insbesondere im Hinblick 
auf den beschlossenen gemeinsamen Binnenmarkt im 
EG-Bereich Fragen aufwirft. Ihr sind auch die Ein- 
wände des Kunsthandels bekannt. 

Die Bundesregierung wird alle Fragen und Einwände 
sorgfältig prüfen. Ein wichtiger Teil dieser Prüfung ist 
das von der gemeinsamen Geschäftsordnung der Bun- 
de sminis teilen vorgesehene Beteiligungsverfahren mit 
den betroffenen Fachkreisen und Verbänden. 

Im übrigen hat die EG -Kommission im Hinblick auf 
1993 Vorschläge für die Ausfuhr von Kulturgut im 
freien Binnenmarkt unter Berücksichtigung von Arti- 
kel 36 EWG-Vertrag angekündigt. Die Bundesregie- 
rung beabsichtigt, bei der Ausfuhr von Kulturgut im 
freien Binnenmarkt in enger Abstimmung mit den 
Partnern der europäischen Gemeinschaft zu verfahren. 


VIII. Steuerproblematik 

35. Wie beurteilt die Bundesregierung die Vorschläge 
der EG -Kommission zur Harmonisierung der 
Mehrwertsteuer, nach denen für kulturelle Lei- 
stungen, die bislang dem ermäßigten Steuersatz 
unterliegen, künftig der volle Steuersatz maß- 
gebend sein soll? 

Die Erfolgsaussichten des Richtlinienvorschlags lassen 
sich gegenwärtig nicht abschließend beurteilen. Die 
Einstellung der anderen EG-Mitgliedstaaten ist noch 
nicht bekannt. Da die Richtlinie vom Rat der Europäi- 
schen Gemeinschaften nur einstimmig verabschiedet 
werden kann, muß ggf. ein Interessenausgleich zwi- 
schen den Mitgliedstaaten gefunden werden. Eine 
Aussage darüber, ob sich der Rat abweichend von dem 
Vorschlag der EG-Kommission auf eine EG-weite 
Anwendung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes auf 
die - bisher in der Bundesrepublik Deutschland 
begünstigten - Umsätze im Kulturbereich einigen 
kann, kann daher derzeit nicht getroffen werden. 

Bei den weiteren Beratungen auf EG -Ebene wird die 
Bundesregierung die Gründe, die seinerzeit für die 
Einführung der Steuerermäßigung für Umsätze im kul- 
turellen Bereich maßgebend waren (vgl. Antwort auf 
Frage 36), geltend machen. 


36. Weiche Gründe waren für die Einführung des er- 
mäßigten Umsatzsteuersatzes für kulturelle Lei- 
stungen maßgebend, und bestehen diese Gründe 
nach Auffassung der Bundesregierung auch heute 
noch? 


Bestimmte kulturelle Leistungen sind entweder von 
der Umsatzsteuer befreit (z.B. Leistungen von Thea- 
tern, Orchestern, Chören, Museen, Verwaltungs- und 
Wirtschaftsakademien sowie Volkshochschulen) oder 
unterliegen der Umsatzsteuer nach dem ermäßigten 
Steuersatz (z.B. Umsätze von Kunstgegenständen und 
Sammlungsstücken sowie von Büchern, Zeitungen und 
anderen Erzeugnissen des graphischen Gewerbes, Lei- 
stungen kultureller Einrichtungen, von Filmtheatern 
und Zirkusunternehmen sowie die Einräumung, Über- 
tragung und Wahrnehmung urheberrechtlicher Nut- 
zungsrechte). 

Der ermäßigte Umsatzsteuersatz ist aus bildungs- und 
kulturpolitischen Gründen für Leistungen auf be- 
stimmten kulturellen Gebieten eingeführt worden. 
Durch die Umsatzsteuerermäßigung wird z. B. die 
steuerliche Behandlung von Theatern, Orchestern, 
Musikensembles, Chören, Museen und zoologischen 
Gärten an die der entsprechenden kulturellen Einrich- 
tungen der öffentlichen Hand angenähert, deren Lei- 
stungen grundsätzlich nicht der Umsatzsteuer unterlie- 
gen. Im übrigen sollten bei der Einführung des Mehr- 
wertsteuersystems im Jahre 1968 durch die Steuer- 
ermäßigungen umsatzsteuerliche Mehrbelastungen 
gegenüber dem früheren Umsatzsteuerrecht vermie- 
den werden. Diese wären bei bestimmten kulturellen 
Leistungen im Falle einer Anwendung des allgemei- 
nen Umsatzsteuersatzes eingetreten und hätten entwe- 
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der unerwünschte Preiserhöhungen oder unzumutbare 
Gewinn- oder Erlösschmälerungen zur Folge gehabt. 

Die Gründe, die für die Einführung des ermäßigten 
Steuersatzes für bestimmte kulturelle Leistungen maß- 
gebend waren, bestehen nach Auffassung der Bundes- 
regierung weiter. 


37. Wie werden kulturelle Leistungen in den anderen 
Staaten der Europäischen Gemeinschaft umsatz- 
steuerlich behandelt? 

Die umsatzsteuerliche Behandlung kultureller Leistun- 
gen in den anderen Staaten der Europäischen Gemein- 
schaft ist im Anhang 3 dargestellt. 


38. Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
Verwirkhchung der Vorschläge der EG-Kommis- 
sion für die betroffenen Künstler/innen eine 
schwerwiegende Belastung darstellen würde, und 
wie hoch schätzt die Bundesregierung die bei 
einem Übergang zur Besteuerung mit dem vollen 
Mehrwertsteuersatz anfallenden Mehreinnah- 
men? 


Die Mehrwertsteuer ist eine allgemeine Verbrauch- 
steuer, die den Endverbraucher belasten soll. Bei einer 
Umsatzbesteuerung von Leistungen im Kulturbereich 
mit dem allgemeinen Steuersatz statt wie bisher mit 
dem ermäßigten Steuersatz würden Künstler/innen nur 
mit Umsatzsteuer belastet, soweit es ihnen nicht 
gelingt, die höhere Steuer auf ihre Abnehmer zu über- 
wälzen. Ob eine derartige Abwälzung in vollem 
Umfang oder zum Teil möglich wäre und inwieweit 
eine Nichtabwälzung zu einer schwerwiegenden Bela- 
stung der betroffenen Künstler/innen führen würde, 
hängt von den jeweiligen wirtschafthchen Umständen 
des einzelnen Falles ab. Jedenfalls werden Künstler/ 
innen durch eine Steuersatzänderung nicht belastet, 
soweit sie Leistungen an andere Unternehmer (z. B. 
Verlage) erbringen, die insoweit zum vollen Vorsteuer- 
abzug berechtigt sind. 

Die Einbeziehung der bisher dem ermäßigten Umsatz- 
steuersatz unterliegenden Leistungen der Künstler/ 
innen in den allgemeinen Mehrwertsteuersatz würde 
zu einem Umsatzsteuer-Mehraufkommen im Entste- 
hungsjahr von rund 250 Mio. DM führen. 


39. Welche Initiativen hat die Bundesregierung bis- 
lang auf europäischer Ebene ergriffen, um eine 
schärfere Besteuerung der Künstler/innen zu ver- 
hindern, und beabsichtigt die Bundesregierung, in 
Zukunft derartige Initiativen zu ergreifen? 

Die EG-Mitgliedstaaten sind bei der Festlegung der 
Steuersätze und der Zuordnung der einzelnen Leistun- 
gen zu den jeweiligen Steuersätzen zur Zeit in ihrer 
Entscheidung frei. Bei den zukünftigen Beratungen auf 
Gemeinschaftsebene über die Vorschläge der EG- 
Kommission zur Umsatzsteuerharmonisierung (vgl. 
auch Antwort auf Frage 35) wird die Bundesregierung 


dafür Sorge tragen, daß Künstler/innen angemessen 
behandelt werden. 


40. Hält die Bundesregierung es nach den bestehen- 
den EG -rechtlichen Regelungen für zulässig, die 
bisherige Umsatzsteuerbefreiung für die Umsätze 
von Theatern, Orchestern, Chören, Museen und 
anderen öffentlichen Einrichtungen auf die Ver- 
mittlungsleistungen von gemeinnützigen Besu- 
cherorganisationen (z. B. Volksbühnen, Theater- 
gemeinden) auszudehnen? 

Eine Ausdehnung der bisherigen Umsatzsteuerbefrei- 
ung für die Umsätze von Theatern, Orchestern, Chö- 
ren, Museen und anderen öffentlichen Einrichtungen 
auf die Vermittlungsleisten von gemeinnützigen Besu- 
cherorganisationen wie Volksbühnen oder Theaterge- 
meinden wäre nach Artikel 13 Teil A Abs. 1 Buchstabe 
n der 6. EG-Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatz- 
steuern vom 17. Mai 1977 nur dann möglich, wenn es 
sich bei den Leistungen dieser Organisationen um kul- 
turelle Dienstleistungen handeln würde. 

Im übrigen stellt sich die Frage der Vereinbarkeit einer 
derartigen Steuerbefreiung mit EG-Recht aber nur, 
wenn diese Organisationen überhaupt entgeltliche 
Leistungen erbringen. 

Die Frage, wie die Leistungen der Volksbühnen und 
Theatergemeinden nach geltendem Recht umsatzsteu- 
erlich zu beurteilen sind und wie sie bisher in der 
Praxis behandelt wurden, wurde mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder eingehend erörtert. Dabei 
wurde festgestellt, daß die im Einzelfall von den 
Finanzämtern zu beurteilenden Sachverhalte in ihrer 
rechtlichen und tatsächlichen Gestaltung sehr vielfäl- 
tig sind. 

Nach Ansicht der Bundesregierung kann daher die 
Einführung einer neuen Befreiungs Vorschrift für „ Ver- 
mittlung sleistungen von gemeinnützigen Besucheror- 
ganisationen'' nach geltendem EG-Recht nicht zwei- 
felsfrei begründet werden. Sie hält die Einführung 
nach der geltenden Rechtslage auch nicht für erforder- 
lich. Eine Befreiung würde weitgehend Leistungen der 
Besucherorganisationen erfassen, die aufgrund der 
derzeitigen Gestaltungsmöghchkeiten ohnehin nicht 
der Umsatzsteuer unterhegen. 


41. Weiche steuerlichen Sonderregelungen, z.B. bei 
der Einkommensteuer, der Vermögensteuer und 
der Umsatzsteuer, gibt es in den Staaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Künstler/innen und 
private Sponsoren und Mäzene? 

Zur Umsatz steuerlichen Behandlung vgl. Anhang 3. 

Alle Staaten der Europäischen Gemeinschaft kennen 
Sonderregelungen für private Sponsoren und Mäzene 
bei ihren direkten Steuern. Für Künstler/innen sind 
einkommensteuerliche Sonderregelungen hier nur aus 
Irland bekannt. Dort besteht die Steuerfreiheit für die 
Einkünfte im Inland ansässiger Künstler/innen, die als 
Autoren literarischer und musikalischer Werke, als 
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Bildhauer oder Maler tätig sind. Die Einkommensteu- 
erfreiheit bezieht sich auf alle Erträge der Verwertung 
ihrer Kunstwerke. 

Frankreich will auch für im Inland ansässige Künstler/ 
innen mit besonders unregelmäßigen Einkünften eine 
Quellensteuer einführen, wie sie bereits jetzt für aus- 
ländische Künstler güt. 

Bei der steuerlichen Behandlung privater Sponsoren 
und Mäzene wird in allen Staaten danach unterschie- 
den, ob deren Zuwendungen an Künstler/innen im 
Rahmen einer selbständigen bzw. gewerblichen Arbeit 
gegeben werden oder ob diese Zuwendungen ihrer 
Privatsphäre zuzurechnen sind. Direktzuwendungen 
an Künstler/innen privater Sponsoren und Mäzene aus 
Privatmitteln sind im allgemeinen nicht bei der Ein- 
kommensteuer begünstigt. Sach- und Barzuwendun- 
gen an kulturelle Organisationen aus Privatmitteln 
sind dagegen in fast allen EG- Staaten im Rahmen der 
üblichen Höchstbetragsregelung als Spenden berück- 
sichtigungsfähig. Zuwendungen im Rahmen einer 
gewerblichen oder freiberuflichen Tätigkeit an Künst- 
ler/innen und kulturelle Organisationen fallen im all- 
gemeinen unter die Regelungen für die Betriebsausga- 
ben. Diese sind nur dann abzugsfähig, wenn sie aus- 
schließlich betrieblich veranlaßt sind und keine Ab- 
zugsbeschränkungen eingreifen. In mehreren Staaten 
sind Zuwendungen an bestimmte gemeinnützige 
Organisationen nur im Rahmen von Höchstbeträgen 
berücksichtigungsfähig (z. B. Frankreich, Niederlande, 
Portugal) in Luxemburg, Irland und im Vereinigten 
Königreich überhaupt nicht. 

In Spanien werden Kosten für Erwerb, Erhaltung, 
Restaurierung und Ausstellung kulturell wertvoller 
Gegenstände durch einen Abzug von 10 v. H. der 
Kosten vom Steuerbetrag begünstigt. 

Die bei Sachzuwendungen ansonsten möghcherweise 
der Einkommen- oder Körperschaftsteuer unterliegen- 
den Veräußerungsgewinne sind, wenn die Sachzu- 
wendungen an bestimmte kulturelle Organisationen 
erfolgen, in Frankreich, Irland und dem Vereinigten 
Königreich steuerlich nicht anzusetzen. 

In den Staaten, die eine Vermögensteuer auch auf das 
Privatvermögen erheben, sind Kunstgegenstände bzw. 
Sammlungen häufig steuerfrei (Dänemark, Frankreich, 
Niederlande) oder werden nur mit einem Teil des 
Werts bewertet (Spanien) oder werden wertmäßig nur 
nach Berücksichtigung von Freibeträgen oder Frei- 
grenzen angesetzt (Luxemburg). 

Bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer bleiben 
Kunstgegenstände in einigen Fällen steuerfrei (Irland, 
Italien), oder es gelten für sie Freibeträge (z. B. im 
Vereinigten Königreich). In Frankreich werden sie 
steuerhch bei Übertragung an staatliche bzw. kultu- 
relle Organisationen nicht erfaßt. 


IX. Zoll- und Grenzproblematik 

42. Kennt die Bundesregierung die für unbekannte 
Künstler/innen finanzielle Belastung durch die 
Umsatzsteuer-Kaution auch bei der nur kurzen 
Hingabe von Kunstwerken in ein anderes Land? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Sicherheits- 
leistung Künstler belastet. Sie ist deshalb um Abhilfe 
bemüht (s. Antwort zu Frage 43). Schon jetzt besteht 
für Künstler eine Möglichkeit, die Sicherheitsleistung 
zu vermeiden, wenn sie das sog. Carnet A.T.A. benut- 
zen, das von den Industrie- und Handelskammern aus- 
gestellt wird. Die Ausstellung ist zwar mit Gebühren 
verbunden, bei Benutzung eines Carnets A.T.A. wird 
von der Zollverwaltung des Landes der vorübergehen- 
den Einfuhr jedoch keine Sicherheit gefordert, da im 
Carnet- Verfahren der Deutsche Industrie- und Han- 
delstag für eventuelle Abgabenschulden selbstschuld- 
nerisch bürgt. 


43. Plant die Bundesregierung bei der Umsatzsteuer- 
Kaution wenigstens Sonderregelungen für Mes- 
sen und Ausstellungen einzuführen, auch wenn 
sie nicht von öffentlichen Stellen organisiert sind? 

Kunstwerke, die von dem Künstler, der sie geschaffen 
hat, oder in dessen Auftrag von einem Dritten mitge- 
führt werden, um ausgestellt und ggf. verkauft zu wer- 
den, können künftig im Verfahren des gemeinschaftli- 
chen Warenverkehrscarnets aus anderen Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaft ohne Leistung einer Sicherheit 
für die Einfuhrumsatzsteuer eingeführt werden. Dies 
sieht die am 1. Juli 1989 in Kraft getretene sog. Waren- 
verkehrs- Carnet- Verordnung vom 19. Dezember 1983 
nach entsprechender Änderung durch Verordnung 
(EWG) Nr. 1292/89 des Rates vom 3. Mai 1989 (ABI. EG 
Nr. L 130 S. 1) vor. Die Ausstellung des gemeinschaft- 
lichen Warenverkehrscarnets ist gebührenfrei. 

Bei Drittlandseinfuhren ist auch künftig grundsätzlich 
nicht vorgesehen, auf die Leistung einer Sicherheit für 
die Eingangsabgaben zu verzichten. Kunstwerke sind 
oft hochwertige Gegenstände des Handelsverkehrs. 
Ohne Leistung einer Sicherheit wären Abgabenaus- 
fälle zu befürchten. 

Sofern vorübergehend eingeführte Kunstwerke offen- 
sichtlich nicht verkauft werden sollen, werden ledig- 
lich 10 V. H. des Wertes als Sicherheit verlangt. Dar- 
über hinaus kann in Einzelfällen, in denen kein Abga- 
benausfall zu befürchten ist (z. B. bei von privaten 
Kunstvereinen veranstalteten Ausstellungen), auf die 
Leistung einer Sicherheit für die Einfuhrumsatzsteuer 
ganz verzichtet werden. 


44. Beabsichtigt die Bundesregierung, bei einer No- 
vellierung des Florenz-Abkommens für die Ab- 
schaffung der Umsatzsteuer-Kaution einzutreten? 

Das „Florenzer Abkommen" über die Einfuhr von 
Gegenständen erzieherischen, wissenschaftlichen oder 
kulturellen Charakters von 1950 ist bereits durch das 
Protokoll von Nairobi von 1976 ergänzt worden. Die 
Bundesregierung hat dieses Ergänzungsprotokoll zu- 
sammen mit den anderen EG-Mitgliedstaaten 1979 
unterzeichnet. Das Zustimmungsgesetz zum Protokoll 
von Nairobi wurde kürzlich von den gesetzgebenden 
Körperschaften verabschiedet. Es ist nicht absehbar, ob 


21 



Drucksache 11/5668 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


und ggf. wann das Florenzer Abkommen erneut novel- 
hert oder ergänzt werden wird. 

Das Florenzer Abkommen und das Protokoll von Nai- 
robi sehen eine Abgabenbefreiung von Kunstgegen- 
ständen vor, die vorübergehend zum Zwecke der 
öffenthchen Ausstellung eingeführt und später wieder 
ausgeführt werden sollen; die Besteuerung endgülti- 
ger Einfuhren von Kunstgegenständen bleibt zulässig, 
soweit diese Besteuerung die inländische Belastung 
nicht übersteigt. Die EG -Regelungen gehen zum Teil 
über diese Abkommensbestimmungen hinaus und 
gewähren in bestimmten Fällen auch Kunstgegenstän- 
den, die zum Zweck des Verkaufs eingeführt werden, 
zunächst die Steuerbefreiung der vorübergehenden 
Einfuhr. 

Die Sicherheitsleistung für die Einfuhrumsatzsteuer 
dient der Sicherung des Abgabenanspruchs für den 
Fall, daß die Voraussetzungen der genannten Steuer- 
befreiung der vorübergehenden Einfuhr entfallen. Die 
in diesen Fällen erforderliche Erhebung der Einfuhr- 
umsatzsteuer wäre nicht oder nur unter schwierigen 
Umständen möglich; die Bundesregierung beabsich- 
tigt deshalb nicht, für einen allgemeinen Verzicht auf 
die Sicherheitsleistung einzutreten. Entsprechend Arti- 
kel IV des Florenzer Abkommens bleibt die Bundesre- 
gierung jedoch bemüht, die erforderlichen Verwal- 
tung sverfahren so einfach wie möglich zu gestalten; 
auf die Antwort zu Frage 43 wird verwiesen. 

Im vollendeten EG -Binnenmarkt wird es zwischen den 
EG-Mitgliedstaaten keine Zollverfahren und keine 
Sicherheitsleistungen für Kunstgegenstände mehr 
geben. 


45. Teilt die Bundesregierung die Zweifel zahlreicher 
Kultursachverständiger an der Wirksamkeit des 
„Florenz -Abkommens", da es den verantwortli- 
chen Zolldienststellen zu wenig bekannt sei, und 
welche Möglichkeiten sieht sie, dessen Be- 
stimmungen (Freistellung beim Import von Zollab- 
gaben, Liberahsierung der Devisen- und Lizenz - 
bestimmungen, Abbau administrativer Prozedu- 
ren etc.) insbesondere im Hinblick auf 1992 besser 
als bisher in die Reahtät umzusetzen? 


Die Bestimmungen des Abkommens einschließlich sei- 
nes Ergänzungsprotokolls von 1976 (Nairobi- Protokoll) 
sind seit langem in EG- und innerstaatliches Recht 
umgesetzt worden, so daß eine umfassende Anwen- 
dung durch die Zolldienststellen gewährleistet ist. Es 
ist deshalb nicht erforderlich, den Zolldienststellen das 
dem anzuwendenden Recht zugrundeliegenden Ro- 
renzer Abkommen einschließlich Ergänzungsprotokoll 
mitzuteilen. 

Auf alle durch das Rorenzer Abkommen begünstigten 
Kulturgüter, insbesondere Kunstgegenstände, werden 
bei der Einfuhr in die Bundesrepublik Deutschland 
weder Zölle noch zollähnliche Abgaben erhoben; ein- 
fuhrhemmende Devisen- und Lizenzbestimmungen 
bestehen nicht. Hinsichtlich der Verwaltungsverfahren 
für vorübergehende Einfuhren s. Antwort auf Fragen 
Nr. 43 und 44. 


46. Besteht bei der Bundesregierung die Absicht, in 
diesem Sinne auch auf die übrigen Mitglieder der 
Europäischen Gemeinschaft einzuwirken und zu 
verhindern, daß nach 1992 Erleichterungen im 
EG -Binnenverhältnis durch Erschwerungen im 
Verkehr mit anderen Staaten kompensiert 
werden? 


Wie bereits in der Antwort auf die Frage 45 erwähnt, 
werden die Bestimmungen des Nairobi -Protokolls 
bereits in der EG angewandt. Damit ist eine beträchtli- 
che Liberalisierung der EG -Zollpolitik verbunden, die 
völkerrechtlich abgesichert sein wird, sobald die EG 
dem Nairobi- Protokoll förmlich beigetreten ist. Der 
Beitritt wird möglich sein, sobald alle EG-Mitgliedstaa- 
ten das Nairobi-Protokoll ratifiziert haben. Elf EG-Mit- 
ghedstaaten einschließlich seit kurzem der Bundesre- 
publik Deutschland haben bereits ratifiziert. 

Die Beseitigung der Zollformahtäten im EG-Binnen- 
verhältnis wird nach Einschätzung der Bundesregie- 
rung keine Erschwernisse im Verkehr mit Drittländern 
zur Folge haben. 


47. Besteht bei der Bundesregierung die grundsätzh- 
che Bereitschaft, bei zukünftigen Planungen dar- 
auf zu dringen, daß auch das Arbeitsmaterial und 
die Ausrüstung der Künstler und Künstlerinnen 
aller Sparten in die Vorzugsbehandlung des „Ro- 
renz- Abkommens" einbezogen werden? 

Die Bundesregierung steht grundsätzlich einer Aus- 
dehnung der Einfuhrhberalisierung des - durch das 
Nairobi- Protokoll ergänzten - Florenzer Abkommens 
(vgl. Frage Nr. 44) auf weitere Gegenstände im Zusam- 
menhang mit künstlerischer Betätigung positiv gegen- 
über. Jedoch bedarf es dazu eines Einvernehmens 
innerhalb der EG, weil die Zuständigkeit für die Aus- 
handlung internationaler Vereinbarungen auf dem 
Gebiet des Außenhandels- und Zollrechtes auf die EG 
übergegangen ist (Artikel 113 EWG-V). Für eine solche 
Initiative besteht erst dann eine Chance, wenn die EG 
selbst Vertragspartei des Nairobi- Protokolls geworden 
ist; dazu bedarf es noch der Ratifikation durch Spanien. 
Die Ratifizierung durch die Bundesrepublik Deutsch- 
land wird in Kürze abgeschlossen sein. 


48. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Tatsache, daß entgegen ihrer Ant- 
wort auf die Kleine Anfrage zum grenzüberschrei- 
tenden Kunstverkehr vom 22, Februar 1988 zahl- 
reiche Kunstsachverständige weiterhin berichten, 
daß weder das von den Industrie- und Handels- 
kammern zu erstellende „Carnet A.T.A." noch das 
„Zertifikat der Internationalen Gesellschaft der 
Bildenden Künste" dazu beitragen, die Zollforma- 
litäten für Kunstwerke zu vereinfachen? 

Nach Auffassung der Bundesregierung hat die Ver- 
wendung des Carnets A.T.A. im grenzüberschreiten- 
den Kunstverkehr dazu beigetragen, die Zollformalitä- 
ten zu vereinfachen. Eine Umfrage des deutschen 
Industrie- und Handelstages hat ergeben, daß die 
Industrie- und Handelskammern 1988 insgesamt 597 
Carnets A.T.A. für Kunstgegenstände mit einem 
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Gesamtwert von ungefähr 35 Mio. DM ausgegeben 
haben. Diese Zahlen beweisen, daß Künstler und 
Kunstverbände die Bedeutung des Carnets A.T.A. als 
Mittel zur Vereinfachung der Zollformalitäten bei der 
Grenzabfertigung erkannt haben. 

Die Ausstellung eines Carnets ist 1988 nur in wenigen 
Fällen wegen mangelnder Bonität des Antragstellers 
und in einigen Fällen wegen des beabsichtigten Ver- 
kaufs einer Auktion abgelehnt worden. 

Im übrigen haben die Kammern und die Zollverwal- 
tung übereinstimmend berichtet, daß es weder bei der 
Ausstellung der Carnets noch bei deren Verwendung 
im grenzüberschreitenden Kunstverkehr Schwierig- 
keiten gegeben hat. Sollten bei der Einfuhr in auslän- 
dische Staaten in Einzelfällen Schwierigkeiten auftre- 
ten, ist die Bundesregierung bereit, zu versuchen, 
diese durch Kontakte mit dem betreffenden Staat aus- 
zuräumen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß gerade 
die Verwendung des Carnets A.T.A. die Zollformalitä- 
ten erheblich vereinfacht und damit den Grenzüber- 
gang von Kunstgegenständen erleichtert und be- 
schleunigt. 

Das Zertifikat der Internationalen Gesellschaft der Bil- 
denden Künste wird von Künstlern äußerst selten 
beantragt und ist deshalb nur wenig verbreitet. Es 
enthält lediglich die Empfehlung an die Zolldienststel- 
len, den Grenzübergang der Kunstgegenstände zu 
erleichtern; dazu wird auf das Florenzer Abkommen 
und das Zollübereinkommen vom 8. Juni 1961 über 
Erleichterungen für die Einfuhr von Waren, die auf 
Ausstellungen, Messen, Kongressen oder ähnlichen 
Veranstaltungen ausgestellt oder verwendet werden 
sollen (BGBl. 1967 II S. 745), hingewiesen. Beide Ab- 
kommen sind seit langem in innerstaatliches oder EG- 
Recht umgesetzt. Das Zertifikat ersetzt kein Zollpapier 
und ist deshalb außer den darin enthaltenen Hinwei- 
sen (nur in engUscher und französischer Sprache) für 
die Abfertigungspraxis der Zollstellen nur wenig hilf- 
reich und nicht geeignet, die „Zollformaütäten'' noch 
weiter zu vereinfachen. 


49. Wie beurteilt die Bundesregierung die Erfahrung 
von Fachleuten und Künstlerverbänden, daß die 
Grenzformalitäten für Laien höchst kompliziert 
sind und Werke von größerem Wert nur mit Hilfe 
von Zollagenten über die Grenzen transportiert 
werden sollten? 


In der Bundesrepublik Deutschland werden Kunst- 
werke bei ihrer Einfuhr zur vorübergehenden Verwen- 
dung abgefertigt, wenn sie zur Wiederausfuhr vorge- 
sehen sind. Das Abfertigungs verfahren ist - wie unter 
Nr. 42 ausgeführt - einfach und problemlos, wenn auf 
das Carnet A.T.A. zurückgegriffen wird. In diesem Fall 
bedarf es weder der Vorlage anderer Zollpapiere noch 
bedarf es einer Sicherheitsleistung. 

Wird kein Carnet A.T.A. vorgelegt, so ist das seit 
1. Januar 1988 gemeinschaftsrechtlich vor geschrie- 
bene sogenannte „Einheitspapier" zu verwenden. Die- 
ses Formular, das eine Vielzahl von verschiedenen 


nationalen Zollpapieren ersetzt und zur Vereinfachung 
der Zollformalitäten geschaffen worden ist, stellt an die 
Abfertigung von Kunstwerken keine höheren Anforde- 
rungen als an andere Waren. 


50. Welche Initiativen hat die Bundesregierung auf 
dem Gebiet des grenzüberschreitenden Kunstver- 
kehrs und speziell im Hinbhck auf die in Frank- 
reich besonders aufwendige Kulturschutz- Prüfung 
nach dem Abschluß der deutsch-französischen 
Konsultationen über kulturelle Zusammenarbeit 
am 27. /28. Oktober 1986 ergriffen, in denen zwi- 
schen den beiden Staaten beispielhaft für die übri- 
gen EG- Staaten die Erleichterung der Grenzfor- 
malitäten vereinbart worden war? 

51. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß durch 
eine solche bilaterale Zusammenarbeit (Bundesre- 
publik Deutschland/Frankreich) in dem noch ver- 
bleibenden Zeitraum bis zum Wegfall der Grenz- 
kontrollen bei Vollendung des Binnenmarktes 
(1. Januar 1993) wertvolle Erfahrungen gesam- 
melt werden könnten, und wenn nicht, warum? 

Zwischen den beiden Koordinatoren ist Anfang 1987 
geklärt worden, daß die französische Kulturschutz-Prü- 
fung durch die Direction Generale des Musees im 
vereinfachten Verfahren erfolgen kann. Die Bundesre- 
gierung hält es im Hinblick auf den Wegfall der Grenz- 
kontrollen bei Vollendung des Binnenmarktes ab 1. Ja- 
nuar 1993 nicht für zweckmäßig, jetzt noch bilaterale 
Vereinbarungen über den grenzüberschreitenden 
Kunstverkehr zu treffen (vgl. Antwort zu Frage 3 der 
Kleinen Anfrage zum grenzüberschreitenden Kunst- 
verkehr, Drucksache 11/1853). Sie ist vielmehr der 
Auffassung, daß Erleichterungen im Rahmen der Euro- 
päischen Gemeinschaft herbeigeführt werden sollten. 
Dies ist zwischenzeitlich vorbereitet worden (vgl. Ant- 
wort zu Frage 43). Damit ist eine besondere deutsch- 
französische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Zoll- 
formalitäten im grenzüberschreitenden Kunstverkehr 
entbehrlich geworden. 


X. Versand von Kulturgut 

52. Ist der Bundesregierung bekannt, daß Werke der 
Bildenden Kunst, einschließlich jener in verschie- 
denen Drucktechniken, beim grenzüberschreiten- 
den postalischen Versand im Tarif gegenüber Bü- 
chern und anderen Drucksachen benachteiligt 
sind, und plant sie günstigere Gebührenregelun- 
gen im Post- und Frachtbereich? 

Benachteüigungen von Werken der Bildenden Kunst 
beim Postversand sind der Bundesregierung nicht 
bekannt. Diesbezügliche Anfragen oder Beschwerden 
aus Künstlerkreisen liegen nicht vor. 

Kunstwerke, die nach ihrem Herstellungsverfahren als 
Drucksachen versandt werden können, werden bereits 
jetzt zur Drucksachengebühr angenommen. Darüber 
hinaus werden Manuskripte und Partituren zur Druck- 
sachengebühr befördert. 

Es ist denkbar, zusammenhängende Radierungsfolgen, 
Holzschnittzyklen o. ä. künftig wie Bücher (ungeteilte 
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Druckbände) zu behandeln und sie als Drucksachen zu 
ermäßigter Gebühr zu befördern, 

Generell setzen ermäßigte Gebühren für Werke der 
Bildenden Kunst jedoch voraus, daß der Begriff des 
Kunstwerks eindeutig definiert ist. Es kann jedoch 
nicht Aufgabe der Deutschen Bundespost sein, darüber 
zu befinden, welche Gegenstände als Kunstwerke 
anzusehen sind und zu einer ermäßigten Gebühr ein- 
geliefert werden können, 

Kunstwerke bedürfen während des Transports beson- 
derer Sorgfalt und Sicherheit. Damit sind sie für den 
Versand im Massenverkehr der Post kaum geeignet 
und Gebührenermäßigungen, die im Massenverkehr 
übhch sind, können nicht auf sie angewandt werden. 

Im übrigen ergibt sich die Kategorisierung der Sen- 
dungsarten des übernationalen Postverkehrs aus den 
Vorschriften des Weltpostvereins, in dem die Postver- 
waltungen von 170 Ländern der Erde Zusammenarbei- 
ten. Die Deutsche Bundespost verfügt deshalb nur über 
sehr geringe Einflußmöglichkeiten auf diesem Gebiet. 
Derzeit gibt es keine Pläne für Gebührensenkungen in 
den Postdiensten, die speziell auf Kunstwerke ausge- 
richtet sind. 

Wegen der bestehenden Tariffreiheit im Lkw-Fracht- 
verkehr können die Beförderungskosten von Kunst- 
werken und Kunstgegenständen frei vereinbart 
werden. 


53. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
postahsche Begrenzungen des Umfangs einer 
Sendung oder des Gewichts für Werke der bilden- 
den Kunst zu überdenken, um die Wettbewerbsfä- 
higkeit von deutschen Künstlern und Künstlerin- 
nen im internationalen Austausch zu verbessern 
und ein Beispiel für „kulturfreundliche Pohtik" zu 
geben? 


Das Erfordernis von Höchstmaßen und Höchstgewich- 
ten der Postsendungen ergibt sich aus den betriebli- 
chen Notwendigkeiten der Postverwaltungen. Höchst- 
maße und -gewichte sind deshalb auf internationaler 
Ebene durch den Weltpostvertrag vorgegeben. Die 
Deutsche Bundespost wendet bei den Höchstmaßen 
(Länge 150 cm, Länge + Umfang 300 cm) bereits die 
größtmögliche Ausdehnung für Postsendungen an. 

Anträge, das derzeitige Höchstgewicht von 20 kg auf 
30 kg zu erhöhen, werden dem Weltpostkongreß 1989 
in Washington zur Entscheidung vorliegen. 


XI. Maßnahmen gegen den Kunstdieb stahl 

54. Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag 
der EG -Kommission, Kunstdiebstähle zwischen 
den Mitgliedstaaten zu verhindern; 

— durch die Verwendung von Kunstwerk-Steck- 
briefen, 

— die Einrichtung einer europäischen Zentral- 
stelle zur Erfassung von Kunstdiebstählen und 

— die Abfassung berufsständischer Regeln für 
den Kunsthandel? 


Die Bundesregierung hält die Einrichtung einer Zen- 
tralstelle zur Verhinderung von Kunstdiebstählen 
außerhalb des polizeilichen Bereichs aus rechtüchen 
und tatsächlichen Gründen nicht für sinnvoll. 

Die Fahndung nach gestohlenen Kunstgegenständen 
ist Aufgabe der Strafverfolgungsbehörden. Die Poli- 
zeien des Bundes und der Länder haben für die Fahn- 
dung nach Kunstgegenständen, die einer individuellen 
Beschreibung bedürfen, Beschreibungskriterien und 
Verfahren entwickelt, die im Ergebnis Steckbriefe dar- 
stellen. Beim Bundeskriminalamt ist seit 1985 eine ent- 
sprechende elektronische Datei im Einsatz, in die auch 
Auslandsdaten - soweit sie bekannt werden - auf ge- 
nommen werden. 

Seit über zwanzig Jahren gibt es bei INTERPOL den 
Sondermeldedienst Kunstdiebstähle. Dieser wird z. Z. 
in ein EDV-gestütztes Fahndungssystem überführt. 
Dieses System könnte zu einem elektronischen Sach- 
fahndungsverbund für Kunstdiebstähle ausgebaut 
werden, in welches die Mitgliedstaaten ihre Fahn- 
dungsdaten dann zeitnah, detailliert und umfassend 
einstellen können. 

Soweit die europäischen Kunsthändlerverbände für 
ihre Mitglieder Verhaltensregeln erstellen, die den 
Handel mit gestohlenen Kunstwerken verurteilen und 
Sanktionen vorsehen, kann dies nur begrüßt werden. 
Es ist primär Aufgabe der Verbände, die eigenen Rei- 
hen von unseriösen Händlern freizuhalten. Soweit hier 
unter berufständischen Regelungen die Einführung 
eines gesetzlich vorgeschriebenen Sachkundenach- 
weises für Kunsthändler verstanden wird, lehnt die 
Bundesregierung eine solche Anregung ab. Nach 
bereits vorliegenden Erfahrungen mit Sachkunde- 
nachweisen in anderen Branchen gewährleistet eine 
nachgewiesene Sachkunde noch keine einwandfreie 
Berufsausübung. Strafrechtliche Verfehlungen und 
sonstige Verstöße beruhen nicht auf mangelnder Sach- 
kunde, sie sind vielmehr auf charakterliche Mängel 
zurückzuführen. Darüber hinaus kann nicht unterstellt 
werden, daß derjenige, der am Berufsanfang seine 
Qualifikation einmal nachgewiesen hat, sich auch spä- 
ter ordnungsgemäß verhalten wird. Bereits das gel- 
tende Recht bietet die Möglichkeit, gegen einen Kunst- 
händler vorzugehen, der mit gestohlenen Kunstwerken 
handelt. Diesem kann gemäß § 35 der Gewerbeord- 
nung die Ausübung seines Gewerbes untersagt wer- 
den, wenn er unzuverlässig ist. Unzuverlässig ist derje- 
nige, der keine Gewähr dafür bietet, daß er sein 
Gewerbe in Zukunft ordnungsgemäß ausüben wird. 
Der Begriff der Unzuverlässigkeit erfaßt dabei auch 
Verstöße gegen Strafgesetze. 


55. Inwieweit ist sichergestellt, daß hier - wie bei 
anderen kulturpolitischen Vorhaben - nicht dop- 
pelte Arbeit durch gleichartige Vorhaben anderer 
internationaler Organisationen, vor allem von 
UNESCO und Europarat, geleistet werden muß? 

Die Bundesregierung setzt sich grundsätzlich auf den 
verschiedenen Ebenen der kulturellen Zusammenar- 
beit dafür ein, Doppelarbeit zu vermeiden. Wenn Aus- 
sicht auf erfolgreiche Vereinbarungen besteht, zieht 
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sie in der Regel den größeren Kreis vor. Überschnei- 
dungen werden sich allerdings nicht in jedem Fall 
verhindern lassen. Die Bundesregierung wird ihre Ent- 
scheidung im Einzelfall nach sorgfältigem Abwägen 
aller Umstände treffen. 


XII. Europäischer Kulturaustausch 

56. Bestehen bei der Bundesregierung Überlegungen, 
verstärkt Stipendien an ausländische Theater- 
leute, Schriftsteller, Künstler/innen, etc. zu verge- 
ben, die sich hierzulande über deutsche Kultur 
informieren sollen? 


Eine überdurchschnittliche Steigerung der Ansätze des 
Bundeshaushalts zur Förderung ausländischer 
Theaterleute, Schriftsteller, Künstler/innen etc. durch 
Stipendien, z. B. im Rahmen der Wissenschaftsförde- 
rung, des „Berliner Künstlerprogramms" oder des 
Jugendaustausches, ist nicht vorgesehen. 


57. In welchem Umfang unterstützt die Bundesregie- 
rung (z. B. durch Stipendien) deutsche Künstler 
und Künstlerinnen bei der Möglichkeit, das kultu- 
relle Leben in den übrigen EG -Mitgliedstaaten 
und im erweiterten „KSZE-Europa" kennenzuler- 
nen, und bestehen Aussichten, diese Bemühun- 
gen noch zu verbessern? 

Der DAAD hat 1988 in den Bereichen Musik und Bil- 
dende Kunst 91 Stipendien an deutsche Künstler und 
Künstlerinnen (Hochschul- und Fachhochschulstuden- 
ten) für Aufenthalte im europäischen Ausland verge- 
ben. Im Rahmen des bundesweiten Wettbewerbs 
„Kunststudenten stellen aus" werden seit 1987 jährlich 
zwei Stipendien vergeben, die den Preisträgern einen 
dreimonatigen Aufenthalt in der Villa Vigoni, dem 
deutsch-italienischen Zentrum für Studienaufenthalte 
und Begegnungen in Bildung, Wissenschaft und Kultur 
am Corner See ermöglichen. Inzwischen haben sich 
gute Kontakte zur Kunsthochschule Mailand entwik- 
kelt. 

Seit 1980 wird das sogenannte Stipendienprogramm 
Venedig durchgeführt, um Kunsthandwerkern durch 
Gewährung von Stipendien die Teilnahme an Fortbil- 
dungskursen des Europäischen Ausbildungszentrums 
für Handwerker im Denkmalschutz zu ermöglichen. 
Das Ausbildungszentrum ist ein Institut der Europäi- 
schen Stiftung „Pro Venetia Viva" und führt auf dem 
Gebiete der Denkmalpflege alljährlich zwei Kurszyk- 
len von jeweils dreimonatiger Dauer durch. Das 
Stipendienprogramm wird im Auftrag des Bundesmini- 
steriums für Bildung und Wissenschaft und von der 
Stiftung für Begabtenförderung im Handwerk, Bonn, 
durchgeführt. Im laufenden Haushaltsjahr stehen 
280 000 DM für die Stipendien zur Verfügung. 

Der Deutsche Literaturfonds e.V., der vom Bundes- 
ministerium des Innern gefördert wird, kann auf 
Antrag Reisestipendien zur Teilnahme an überregiona- 
len Autorentreffen und Fortbildungsveranstaltungen 
sowie Beihilfen zur Autorenweiterbildung gewähren. 
Darunter können auch entsprechende Aufenthalte im 


Ausland fallen. Aus dem Haushalt des Auswärtigen 
Amts werden gelegentlich Zuschüsse zu Reise- und 
ggf. Aufenthaltskosten von deutschen Schriftstellern 
gewährt, die sich zu Lesereisen oder zur Teilnahme an 
Kongressen, Symposien etc. in das Ausland begeben. 

Die Bundesregierung unterstützt ferner deutsche 
Künstler und Künstlerinnen durch folgende Maßnah- 
men innerhalb der EG-Mitgliedstaaten: 

— Sie unterhält die Deutsche Akademie Villa Massimo 
in Rom mit jährhch rd. 1,5 Mio. DM. In der Villa 
Massimo sind in der Regel gleichzeitig zwölf Künst- 
ler bzw. Künstlerinnen für ein Jahr und zwei Ehren- 
gäste für zwei Monate untergebracht. Die Künstler 
und Künstlerinnen werden für die Zeit ihres Rom- 
Aufenthaltes mit Stipendien der Bundesländer aus- 
gestattet. 

Die Villa Massimo geht auf die Stiftung des jüdi- 
schen Mäzens und Industriellen Eduard Arnhold 
zurück und steht mit Unterbrechungen durch die 
beiden Weltkriege seit 1913 als Aufenthaltsmög- 
lichkeit für Künstler und ihre Familien zur Verfü- 
gung. 

Zur Villa Massimo gehört die in Olevano Romano 
gelegene Casa Baldi, ein zweistöckiges Wohnhaus 
mit Ateliers, in dem zur gleichen Zeit zwei Künstler 
oder Künstlerinnen (nur Maler, Zeichner und Auto- 
ren) für drei Monate Aufnahme finden. Während 
der Bund auch hier die Kosten der Einrichtung trägt, 
bleibt es dem einzelnen Wohnsitzland des Künstlers 
überlassen, je nach Lage des Einzelfalles ein Ar- 
beitsstipendium zu gewähren. 

— Das Deutsche Studienzentrum in Venedig wird von 
der Bundesrepubhk Deutschland institutionell mit 
jährlich rd. 500 000 DM unterhalten. Die institutio- 
neile Förderung schließt die Stipendien mit ein. Das 
Studienzentrum hat die Aufgabe, Wissenschaftlern 
und Künstlern durch die Gewährung von Stipen- 
dien sowie die Bereitstellung von Wohn- und 
Arbeitsräumen mit Handbibliothek den Aufenthalt 
für Forschungen zur Byzantinistik, Geschichte, 
Kunstgeschichte, Rechts- und Wirtschaftsge- 
schichte, Musik- und Literaturgeschichte Venedigs 
und seines Imperiums unter Einschluß aller interna- 
tionaler Beziehungen zu ermöglichen. Es wohnen 
und arbeiten dort gleichzeitig bis zu sieben Stipen- 
diaten, an die Kurz- oder Langzeitstipendien (zwei 
Monate bis zwei Jahre) vergeben werden. 

— In der Cite Internationale des Arts in Paris hat die 
Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1963 drei 
Belegungsrechte (Appartements) erworben, die 
seitdem gleichzeitig für je einen Maler, Komponi- 
sten und Bildhauer genutzt werden. Die Künstler 
und Künstlerinnen halten sich für einen zusammen- 
hängenden Zeitraum von sechs Monaten in der Cite 
auf. Die Wohnsitzländer der Künstler zahlen auch 
hier die Stipendien. 

— Die Villa Romana in Florenz steht für vier bildende 
Künstler gleichzeitig zur Verfügung, denen ein 
zehnmonatiger Aufenthalt dort zugestanden wird. 
Die Künstler erhalten ein Stipendium vom eingetra- 
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genen Verein Villa Romana, während die Bundes- 
repubhk Deutschland einen jährlichen Zuschuß zu 
den Unterhaltskosten der Einrichtung in Höhe von 
rd. 100 000 DM gewährt. 

Alle vorgenannten Künstlerförderungseinrichtungen 
haben zum Ziel, den Künstlern von finanziellen Sorgen 
unbeschwerte Auslandsaufenthalte im anderen Kultur- 
kreis zu ermöglichen und sie dadurch in ihrer künstle- 
rischen Entwicklung in besonderer Weise zu fördern. 

Daneben kann der von der Bundesregierung jährlich 
mit 1 Mio. DM geförderte Kunstfond e. V. in Bonn die 
Kooperation deutscher und ausländischer Künstler 
finanziell unterstützen und auch dadurch dazu beitra- 
gen, daß deutsche Künstler das kulturelle Leben in den 
Ländern, in denen die Förderungsmaßnahmen stattfin- 
det, besser kennenlernen. Der Kunstfonds hat in die- 
sem Bereich von 1980 bis 1988 13 Projekte mit einer 
Gesamtsumme von 250 000 DM gefördert. 

Das Deutsch-Französische Jugendwerk führt seit 1975 
Programme der bildenden und darstellenden Kunst 
durch, die jungen Künstlern den Einstieg in das Berufs- 
leben erleichtern und für die deutsch-französische 
Zusammenarbeit werben sollen. In den Bereichen Pan- 
tomime, Ballett, Jazz und Chanson sowie Foto und 
Video wurden Workshops durchgeführt. Bei Proben 
und Konzerten der Jungen Deutsch-Französischen 
Philharmonie arbeiten Musikstudenten beider Länder 
zusammen. Seit 1976 werden Stipendien für die Reali- 
sierung künstlerischer Projekte vergeben. 

Eine europäische Dimension hat die Ausstellungsbien- 
nale „Germinations'' gewonnen: Mit der Fünften Bien- 
nale werden ab 1990 65 Kunsthochschulstudenten und 
junge Künstler aus neun europäischen Ländern die 
Gelegenheit erhalten, ihre Werke einer breiten Öffent- 
lichkeit zu präsentieren und bei Vorbereitung und 
Durchführung der Ausstellung zugleich praktische 
Erfahrungen zu sammeln. An „Germinations VI" wer- 
den in den Jahren 1991 und 1992 voraussichtÜch alle 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft betei- 
ligt sein. 

Seit der Öffnung Osteuropas haben auch hier die Kon- 
takte zwischen jungen Künstlern neue Impulse erhal- 
ten. 1988 fand in Pecs/Ungarn „Europa Cantat" statt. 
Internationale Begegnungen zwischen deutschen Trä- 
gem der Jugendmusikarbeit und ihren ausländischen 
Partnern in Ungarn, Polen, der Sowjetunion und der 
Tschechoslowakei werden 1989, voraussichtlich auch 
in den folgenden Jahren, aus Mitteln des Bundesju- 
gendplans gefördert. 

Eine überdurchschnitthche Steigerung der Ansätze des 
Bundeshaushalts zur Förderung der genannten Institu- 
tionen und Programme ist nicht vorgesehen. 


58. In welchem Umfang versucht die Bundesregie- 
rung den Verpfhchtungen zu entsprechen, die sie 
im Rahmen der KSZE-Schlußakte (Korb 3) für die 
Förderung wechselseitiger und vergleichender In- 
formation, Dokumentation und Forschung zu Kul- 
turfragen in Europa eingegangen ist? Gedenkt sie, 
analog zu anderen Staaten, die Arbeit des entspre- 
chenden Forschungsverbands beim Europarat 
(C.I.R.C.L.E.) zu unterstützen, der sich auch um 


den Dialog mit den entsprechenden wissen- 
schaftlichen und Weiterbüdungseinrichtungen in 
sozialistischen Staaten bernüht und dessen Mit- 
gliedsinstitute in anderen Staatep häufig die fach- 
lichen Grundlagen für eine europaweite Kulturpo- 
litik gelegt haben? 

Die Bundesregierung ist bestrebt, ihren Verpflichtun- 
gen aus der KSZE-Schlußakte von Helsinki und der 
abschließenden Dokumente der Folgetreffen in Madrid 
und Wien in vollem Umfang nachzukommen, so wie sie 
dies auch von anderen Teilnehmerstaaten erwartet. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat mit der überwie- 
genden Zahl der KSZE-Teilnehmerstaaten (Ausnah- 
men: Heüiger Stuhl, Island, Monaco, Österreich, San 
Marino, Schweden, Schweiz, USA) Kulturabkommen 
geschlossen. In diesen sowie in Einzelabkommen (z.B. 
über die Errichtung von Kulturinstituten) und einzel- 
nen Durchführungsprogrammen wird u. a. den in 
Frage stehenden Verpflichtungen Rechnung getragen. 

Die Bundesregierung begrüßt die Vernetzung von For- 
schungsinstitutionen aus dem Kulturbereich in dem 
Verband C.I.R.C.L.E. (Centre d'Information et de Re- 
cherche Culturelle et de Liaison en Europe) und dessen 
Zusammenarbeit mit dem Europarat. Sie hat daher 
beim Europarat die Arbeit von C.I.R.C.L.E. unterstützt. 
Nach den jüngsten Diskussionen im Kulturlenkungs- 
ausschuß des Europarats (CDCC) geht die Bundes- 
regierung davon aus, daß der Europarat die bisher 
gewährte Unterstützung an C.I.R.C.L.E. fortsetzen 
wird. 


59. WiU die Bundesregierung in absehbarer Zukunft 
auf die Länder einwirken, strukturelle und finan- 
zielle Vorbereitungen zu treffen, um angesichts 
der ständig wachsenden Bedeutung des Uberset- 
zens die Ausbildung von Übersetzern/innen und 
Dolmetschern/innen zu verbessern bzw. dort be- 
gonnene Initiativen zu unterstüzen? 

Wie den Auswertungen zur Arbeitsmarktentwicklung 
durch die Bundesanstalt für Arbeit vom Herbst 1988 zu 
entnehmen ist, sind in den letzten Jahren verhältnis- 
mäßig viele ausgebildete Übersetzer und Dolmetscher 
nicht beschäftigt gewesen. Dies läßt darauf schheßen, 
daß das Angebot an Dolmetschern und Übersetzern für 
die traditionellen beruflichen Einsatzbereiche quanti- 
tativ ausreicht. Zudem ist zu berücksichtigen, daß die 
universitären Ausbildungen ohnehin nur z. T. das 
Übersetzen von fremdsprachigen Werken aus dem 
Külturbereich zum Inhalt, und daß viele Übersetzer 
solcher Werke eine andere Vorbildung haben. Eine 
Initiative der Bundesregierung gegenüber den Län- 
dern wird daher nicht für erforderlich gehalten. 


60. Verfügt die Bundesregierung über ein Gesamt- 
konzept, mit dem die vielfältigen europäischen 
Kulturbegegnungen (z. B. im Rahmen von Städte- 
partnerschaften) entwickelt und gefördert werden 
können? 


Die Bundesregierung verweist hierzu auf die in der 
Vorbemerkung enthaltene Gesamtdarstellung ihrer 
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kulturpolitischen Ziele und Aktivitäten in Europa. Die 
Bundesregierung betrachtet es nicht als ihre Aufgabe, 
die vielfältigen europäischen Kulturbegegnungen in 
ein Gesamtkonzept einzubinden; vielmehr ist sie im 
Zusammenwirken mit den Ländern bestrebt, möghchst 
günstige Voraussetzungen für solche Begegnungen zu 
schaffen, die vor allem in der Herstellung und Erhal- 
tung von Freiheit und Freizügigkeit bestehen. 

Die in der Frage besonders angesprochenen Städte- 
partnerschaften fallen in die Zuständigkeit der Kom- 
munen. Mittel für eine institutionelle Förderung von 
Partnerschaften stehen der Bundesregierung nicht zur 
Verfügung. Die Bundesregierung fördert jedoch kultu- 
relle Einzelprojekte im Rahmen von Städtepartner- 
schaften. Dem Auswärtigen Amt stehen hier - aller- 
dings sehr begrenzte - Mittel für Aufstockungsbeihil- 
fen zur Verfügung, die dem Deutschen Städtetag zur 
eigenverantwortüchen Verwaltung überlassen werden 
(1989 ca. 700 000 DM). Daneben stehen das Auswär- 
tige Amt und die deutschen Auslandsvertretungen 
beim Abschluß und der Durchführung von Partner- 
schaften im Einzelfall für Beratung und Hilfe zur Ver- 
fügung. 


XIII. Kulturelle Bildungsarbeit 

61. Wie beurteilt die Bundesregierung das zunehmen- 
de Engagement der EG-Kommission in den ver- 
schiedenen Feldern der kulturellen Bildungs- und 
Vermittlungsarbeit, und wie verträgt sich dies mit 
dem Ziel einer umfassenden europäischen In- 
formation und Vertrauensbildung? 

Die Bundesregierung begrüßt die wachsende Auf- 
merksamkeit für kulturelle Bildungs- und Vermitt- 
lungsarbeit in Europa. Auch auf EG-Ebene beginnt 
sich die Einsicht durchzusetzen, daß kulturelle Bildung 
ein wesentlicher Teil der gesamten Bildungspolitik ist, 
da Kunst und Kultur zentrale Elemente einer umfas- 
senden Persönlichkeitsbildung sind, ohne die eine 
Bewältigung unserer Zukunft im nationalen wie euro- 
päischen Rahmen nicht gelingen wird. 

Die „Feierliche Deklaration zur Europäischen Union", 
Stuttgart 1983, als auch der Bericht des Ad-hoc-Aus- 
schusses für das „Europa der Bürger" an den Europäi- 
schen Rat in Mailand 1985 weisen auf die Bedeutung 
der Kultur für die europäische Identität und auf die 
Notwendigkeit einer Verbesserung der Vermittlung 
der Kenntnisse darüber hin. Eine entsprechende kultu- 
relle Bildungs- und Vermittlungsarbeit im Rahmen der 
Europäischen Gemeinschaft, die die Arbeit der Mit- 
ghedstaaten unterstützt und ergänzt, beginnt sich 
allerdings erst zu entwickeln. Auf entsprechende 
Aktionen und Initiativen der kulturellen Zuammenar- 
beit im Rahmen der EG wurde in der Vorbemerkung 
ausführlicher eingegangen. Von einer Förderung der 
kulturellen Bildung im umfassenden Sinne (vgl. hierzu 
auch Antwort zu Frage 62) kann jedoch nach Auffas- 
sung der Bundesregierung nicht die Rede sein. Es ist 
davon auszugehen, daß entsprechend der gegebenen 
Kompetenzlage (s. Vorbemerkung S. 6) in der Gemein- 
schaft die Zusammenarbeit im Bereich der KÜltur ein- 
schließlich von Aktivitäten im Bereich der kulturellen 


Bildung auf absehbare Zeit auf punktuelle, unterstüt- 
zende Maßnahmen beschränkt bleibt. 

Die Bundesregierung begrüßt die umfassenden kultur- 
politischen Bestandsaufnahmen (Länderexamen) im 
Rahmen des Europarats. Sie hält die Beteiligung aller 
EG-Mitgliedstaaten hieran für wünschenswert und 
sieht darin eine gute Grundlage für weitere Überle- 
gungen auf allen Ebenen, wie kulturelle Bildung durch 
Maßnahmen der europäischen kulturellen Zusammen- 
arbeit gefördert werden kann. 


62. Welches Konzept hat die Bundesregierung für kul- 
turelle Bildungsarbeit der EG im' außerschulischen 
Bereich und in der Erwachsenenbildung? 

Der Rahmen, in dem die Gemeinschaft sich an einer 
europäischen kulturellen Bildung sarb eit beteiligt, ist 
abhängig von den vertraglichen Grundlagen und dem 
politischen Willen der Mitgliedstaaten, Wie in der Vor- 
bemerkung ausgeführt, liegt der Erfolg kultureller 
Zusammenarbeit häufig in der pragmatischen Lösung 
jeweils anstehender Probleme. Die künftige Entwick- 
lung einer europäischen kulturellen Bildungsarbeit im 
Rahmen der EG ist grundsätzlich nur unter Achtung 
der Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten möglich. 

Die Bundesregierung hat ihre Auffassungen von kultu- 
reller Bildung und zur notwendigen Einheit von Kultur 
und Bildung verschiedentlich, im europäischen Rah- 
men zuletzt 1986 in Trier auf der internationalen Fach- 
tagung „Bildung und Kultur in Europa", umfassend 
dargelegt. Dabei ist sie der Überzeugung, daß - ange- 
sichts so zentraler kulturpolitischer Ziele einer demo- 
kratischen Gesellschaft wie der aktiven Teilhabe mög- 
lichst vieler Menschen an Kunst und Kultur und dem 
Abbau bestehender Barrieren - der Bildungspolitik zur 
Erreichung dieser Ziele eine wichtige Rolle zukommt. 
Die notwendige kulturelle Dimension der Bildungs- 
pohtik ist in der Bundesrepublik Deutschland wieder 
neu entdeckt worden; ihre Stärkung ist ein wichtiges 
Anliegen sowohl des Bundes wie auch der Länder, die 
im innerstaatlichen Bereich weitgehend zuständig 
sind. 

Arbeitsschwerpunkte der Bundesregierung im Bereich 
der kulturellen Bildungspolitik sind die Stärkung des 
aktiven kulturellen/künstlerischen Engagements als 
eines zentralen Elements kultureller Bildung, die Ver- 
besserung der Qualität der Aus- und Weiterbildung 
von Künstlern und kulturellen Berufen einschließlich 
der Erweiterung möglicher Arbeitsfelder sowie der 
internationale Kulturaustausch im Bildungswesen. 
Dementsprechend fördert die Bundesregierung das 
europapolitische Engagement von Studenten und Stu- 
dentenverbänden sowohl auf dem Gebiet studenti- 
scher Kulturarbeit als auch auf dem Gebiet der 
Hochschulpolitik allgemein. Im Rahmen der Förderung 
hochschulbezogener zentraler Maßnahmen werden so 
unter anderem Initiativen wie AEGEE-Europa (Asso- 
ciation des Etats Generaux des Etudiants d’Europe) 
und das unter der Schirmherrschaft des Europarates 
stattfindende Europäische Treffen der Studenten des 
Theaters, DISKURS, unterstützt, deren Ziel es ist, den 
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europäischen Gedanken innerhalb der Jugend und 
insbesondere bei den Studenten zu fördern bzw. die 
europäische Dimension in die Hochschulen zu tragen. 
Das Europäische Treffen der Studenten des Theaters 
findet seit 1986 jährlich mit großem Erfolg und interna- 
tionaler Resonanz in Gießen statt. Ziel ist es, das Festi- 
val DISKURS mit Hilfe des auf dem DISKURS '87 
gegründeten Europäischen Verbandes der Studenten 
des Theaters (E.A.S.T.) in ein- oder zweijährigen 
Abständen in verschiedenen europäischen Ländern 
stattfinden zu lassen. 

Die mit finanzieller Förderung der Bundesregierung 
1988 vom Deutschen Kulturrat vorgelegte „Konzeption 
Kulturelle Bildung" stellt eine Bestandsaufnahme und 
Vorschläge für büdungs- und kulturpohtische Initiati- 
ven aus fast vierzig Einzelbereichen kultureller Bil- 
dung dar. Die „Konzeption Kulturelle Bildung", die 
von den im Deutschen Kulturrat vertretenen Verbän- 
den erarbeitet wurde, ist nach Auffassung der Bundes- 
regierung der gegenwärtig wohl umfassendste Katalog 
kultureller Bildungspolitik, mit dem wichtige Impulse 
zur Verbesserung der kulturellen Bildungsangebote 
gegeben wertlen. Die „Konzeption Kulturelle Büdung" 
wurde sowohl den europäischen Bildungsministern als 
auch der Kommission der Europäischen Gemeinschaft 
zur Verfügung gestellt und ist dort auf lebhaftes Inter- 
esse gestoßen. Die Bundesregierung würde es begrü- 
ßen, wenn vergleichbare Konzeptionen auch in ande- 
ren europäischen Staaten vorgelegt werden könnten. 
Die Bundesregierung ist bereit, eine entsprechende 
Initiative auf europäischer Ebene zu unterstützen. Die 
Bundesregierung sieht darin auch einen möglichen 
Beitrag zu der von der UNESCO ausgerufenen Weltde- 
kade für kulturelle Entwicklung. Sie ist darüber hinaus 
bereit, ihre Erfahrungen in der Förderung kultureller 
Bildung auf europäischer Ebene zur Diskussion zu stel- 
len und zu prüfen, inwieweit künftige Projekte kultu- 
reller Bildung mit einer europäischen Dimension ver- 
sehen werden können. 


63. Findet kulturelle Bildungsarbeit der EG zur Zeit in 
der Bundesrepublik Deutschland statt, und wenn 
ja, an weichen Lernorten, welches sind die Ziel- 
gruppen und wie werden sie erreicht? 

Die kulturelle Büdungsarbeit der Europäischen Ge- 
meinschaft erfolgt zur Zeit im Rahmen einiger weniger 
punktueller Aktionen, etwa im Bereich des Denkmal- 
schutzes, der Übersetzungsförderung, dem europäi- 
schen Jugendorchester und dem MEDIA-Programm. 
Eine systematische Übersicht, wie die Fördermaßnah- 
men der Gemeinschaft sich auf die einzelnen Mitglied- 
staaten verteilen, liegt der Bundesregierung bisher 
nicht vor. Sie wird sich dafür einsetzen, daß die EG- 
Kommission eine solche Übersicht vorlegt. Im Bereich 
kultureller Bildungspolitik der Bundesregierung hat 
sich die EG-Kommission an folgenden Vorhaben finan- 
ziell beteiligt: 

— Internationale Fachtagung des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft in Verbindung mit dem 
Kultusminister des Landes Rheinland-Pfalz „Bil- 
dung und Kulturin Europa" vom 14. bis 17. Septem- 


ber 1986 in Trier; die dokumentierte Veranstaltung 
wurde konzipiert und durchgeführt vom Institut für 
Bildung und Kultur e.V., Remscheid, Teilnehmer 
waren europäische Fachleute aus dem Kultur- und 
Bildungsbereich. 

— Musiktage Europäischer Studenten, Bonn 1985 und 
1988. An der Veranstaltung des Jahres 1988 nah- 
men etwa fünfzig studentische Laien -Musikgrup- 
pen (etwa insgesamt 900 Studenten) aus knapp 
zwanzig west- und osteuropäischen Ländern teil. 


64. Welche Bedeutung hat nach den vorliegenden Er- 
fahrungen der Jugendaustausch und der Schüler- 
und Schülerinnenaustausch in den Mitglied- 
staaten für den kulturellen Austausch und das 
Verständnis anderer Kulturen sowie das Erkennen 
von kulturellen Gemeinsamkeiten und Eigen- 
heiten? 


Nach den vorliegenden Erfahrungen kommt dem 
Jugendaustausch und dem Schüler- und Schülerinnen- 
austausch eine hohe Bedeutung für den kulturellen 
Austausch zu, weil er das Verständnis anderer Kul- 
turen aufgrund eigenen Erlebens der Jugendlichen 
fördert. Geeignete Leitungskräfte und ein entspre- 
chendes pädagogisches Konzept, das den Prozeß des 
„Interkulturellen Lernens" im Austausch fördert, nüt- 
zen dem Erkennen kultureller Gemeinsamkeiten und 
Eigenheiten. 


65. Wie werden solche und im Vergleich dazu auch 
andere Austauschprogramme in Europa gefördert, 
und ist eine Steigerung der Förderung vorge- 
sehen? 


Programme des Jugend- und Schüleraustauschs 
werden von den nationalen Regierungen, Regierungen 
der Gliedstaaten, Regional Verwaltungen und Kommu- 
nen in Europa in unterschiedlicher Intensität und Höhe 
gefördert. Die Bundesrepublik Deutschland nimmt 
dabei durch die Förderung von Bund, Ländern und 
Gemeinden sowie die Sondereinrichtung des Deutsch- 
Französischen Jugendwerks eine Spitzenstellung ein. 
Einschheßhch des Beitrags zum Deutsch-Französi- 
schen Jugendwerk stehen gegenwärtig 46,5 Mio. DM 
zur Förderung des außerschuüschen Jugendaus- 
tauschs aus Bundesmitteln zur Verfügung. Der 
Schwerpunkt dieser Mittel entfällt auf die Förderung 
des Jugendaustauschs mit den Mitghedstaaten der EG. 
Im Rahmen der nationalen Haushaltsentwicklung wer- 
den, soweit möglich, Steigerungen angestrebt. Statisti- 
sche Erhebungen für das Jahr 1984 haben im übrigen 
gezeigt, daß das finanzielle Engagement von Bund, 
Ländern und Gemeinden unterschiedlich hoch ist: von 
den in der Bundesrepublik Deutschland für die Förde- 
rung des internationalen Jugendaustausch im außer- 
schulischen Bereich zur Verfügung gestellten öffent- 
lichen Mitteln tragen der Bund 61 Prozent, die Länder 
8 Prozent und die Kommunen 31 Prozent. Die Förde- 
rung des Schüleraustauschs, ist hierbei nicht berück- 
sichtigt, da sie in der Kompetenz der Kultusminister 
der Länder liegt. 
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Ergänzend kommen hinzu die Förderung des Aus- 
tauschs mit bestimmter Zielrichtung durch die neuen 
EG-Programme ERASMUS, COMETT, PETRA und 
„Jugend für Europa“ sowie die Unterstützungsmög- 
hchkeiten durch das Europäische Jugendwerk und das 
Europäische Jugendzentrum des Europarates. 


66. Mit welchen deutschen oder ausländischen Orga- 
nisationen, Mittlern und sonstigen fachlichen In- 
stitutionen arbeitet die Bundesregierung bei der 
Vorbereitung und Durchführung von Programmen 
kultureller Bildung zwischenstaatiich, auf EG- 
Ebene und europaweit zusammen? 

Die Zusammenarbeit der Bundesregierung im Bereich 
kultureller Bildung mit anderen als staatlichen Organi- 
sationen konzentriert sich im wesentlichen auf den 
Deutschen Kulturrat und die Fördergesellschaft für 
kulturelle Bildung des Deutschen Kulturrates sowie 
den dort vertretenen rd. 160 Fachverbänden, sowie auf 
das Zentrum für Kulturforschung, Bonn, und das Insti- 
tut für Büdung und Kultur e.V. Remscheid. Wichtige 
Kooperationspartner sind darüber hinaus die drei bun- 
desweiten Akademien kultureller Bildung (Remscheid, 
Trossingen und Wolfenbüttel) und die Vüla Vigoni 
e.V. Aspekte kultureller Bildung berührt auch die 
Arbeit der Goethe-Institute sowie des Europarates, an 
der die Bundesregierung mitwirkt. 

In diesem Zusammenhang ist auch auf die Zusammen- 
arbeit von Bund und Ländern im Rahmen der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung hinzuweisen, insbesondere bei der 
Förderung von Modellversuchen im Rahmen des För- 
derschwerpunkts „musisch-kulturelle Büdung“, der 
auf Initiative der Bundesregierung 1987 beschlossen 
wurde. Daraus können sich auch Impulse für inter- 
nationale Programme kultureller Bildung ergeben. 


Anhang 1 (zur Antwort auf Frage 12) 

Nachstehende Informationen beruhen auf einer Aus- 
wertung von Botschaftsberichten nach den Gesichts- 
punkten 

— Kompetenzverteüung 

~ Koordinierungsstrukturen 

— Einbindung nicht-staatlicher Stellen 

im kulturellen Bereich. 

Belgien 

Von einigen wenigen nationalen Einrichtungen abge- 
sehen, für die der Zentralstaat zuständig blieb, wurde 
die Kompetenz im Kulturbereich den Sprachgemein- 
schaften übertragen. Zunächst war keine institutionali- 
sierte Koordinierung vorgesehen. Da sich dies als Man- 
gel erwies, sieht die reformierte Verfassung ausdrück- 
lich die Möglichkeit vor, daß Zentralstaat und Sprach- 
gemeinschaften Abkommen über die kulturelle Zu- 
sammenarbeit abschließen. Für Brüssel ist eine institu- 
tionalisierte Zusammenarbeit von frankophoner und 


flämischer Kulturkommission schon etabliert. Über die 
Einbindung nicht-staatlicher Stellen hegen keine 
Informationen vor. 

Spanien 

Im Kulturbereich verfügt der Zentralstaat über eine 
weitreichende Kompetenz, während die 17 Autonomen 
Gemeinschaften Kompetenzen in einigen Bereichen 
von besonderem regionalen Interesse besitzen, die bis- 
her von Galizien, Baskenland, Katalonien und Andalu- 
sien ausgeschöpft wurden. 

Es gibt multüaterale, institutionalisierte Koordinie- 
rungsstrukturen z. B. 

— Erziehungsministerkonferenz, 

— Oberster Rat für das Hochschulwesen, 

die aus Vertretern des Zentralstaates und der Autono- 
men Gemeinschaften zusammengesetzt sind, in denen 
der Zentralstaat über einen dominierenden Einfluß 
verfügt. Im Ausnahmefall - Oberster Rat für das Sport- 
wesen - sind in diese Institution die nicht-staatlichen 
Sportverbände integriert. Darüber hinaus liegen keine 
Informationen über die Einbindung nicht- staatiicher 
Stellen in institutionalisierte Koordinierungsstrukturen 
vor. 

Schweiz 

Mit Ausnahme der Filmförderung und der auswärtigen 
Kulturpolitik hegt die Kompetenz für den Kulturbe- 
reich überwiegend bei Kantonen und Gemeinden. 
Bundeseinfluß erfolgt über finanzieUe Förderung 
durch das Bundesamt für Kulturpflege und die öffent- 
hch rechthche Stiftung Pro Helvetia. 

Mit der Konferenz der schweizerischen Städte für Kul- 
turfragen gibt es auch eine institutionalisierte Koordi- 
nierungsstruktur. Abgesehen von der quasi staathchen 
Stiftung Pro Helvetia hegen keine Informationen über 
die Einbindung nicht- staathcher Stellen in den Koordi- 
nierungsprozeß vor. 

Österreich 

Der Zentralstaat verfügt über weitreichende Kompe- 
tenzen in Erziehungs- und Kulturfragen. Die Koordi- 
nierung mit den Bundesländern erfolgt durch die Bun- 
desbehörden und die halbjährlich stattfindende Konfe- 
renz, an der die betroffenen Bundes- und Landesres- 
sorts sowie die Leiter der Auslandskulturinstitute 
beteiligt sind. Nicht- staathche Institutionen versuchen 
ihre Belange bei den jeweils zuständigen Fachressorts 
des Bundes bzw. der Länder einzubringen. Informatio- 
nen über die Einbindung nicht-staatlicher Stellen in 
die institutionalisierte Koordinierungsstruktur liegen 
nicht vor. 

USA 

Die vorliegenden Informationen beziehen sich auf kul- 
turpolitische Aktivitäten i.e.S. Schätzungen gehen 
davon aus, daß 85 Prozent der kulturpolitischen Förde- 
rungsmaßnahmen von privaten Sponsoren aufgebracht 
werden und nur 15 Prozent von der öffentlichen Hand 
(Bundesregierung, Endowments, Bundesstaten und 
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Kommunen). Öffenthche Stellen spielen daher im US- 
amerikanischen Kulturberieb nur eine untergeordnete 
Rolle. 

Über institutionalisierte Koordinierungsstrukturen zwi- 
schen öffentlichen Stellen und zwischen diesen und 
privaten liegen der Bundesregierung keine Informatio- 
nen vor. 

Kanada 

In der Verfassung ist keine eindeutige Kompetenzver- 
teilung im Kulturbereich zwischen Zentralstaat und 
Provinzen festgelegt. Das Erziehungswesen fällt in die 
Zuständigkeit der Provinzen, Filmförderung und 
Sprachpolitik in Bundeskompetenz, abgesehen von 
der Sonderkompetenz für Quebec in diesen Bereichen. 
Die Provinz Quebec hat im übrigen die mögliche Kom- 
petenzbelegung voll ausgeschöpft. 

Die Provinzen handeln in ihren Kompetenzbereichen 
unabhängig voneinander. Über die Existenz einer 
Koordinierungsinstitution hegen hier kein^ Informatio- 
nen vor. Bundeseinfluß erfolgt über finanzielle Förde- 
rung. Durch Auftrags vergäbe bedient sich die Zentral- 
regierung einer Reihe nicht-staatlicher Stellen in der 
Durchführung kulturpolitischer Aufgaben. Weiterrei- 
chende Informationen über die Einbindung nicht- 
staatlicher Stellen in den Koordinierungsprozeß liegen 
der Bundesregierung nicht vor. 

Australien 

Die Kompetenz für den Kulturbereich liegt weitgehend 
bei den Bundesstaaten, ausgenommen die Zuständig- 
keit für auswärtige Kulturpolitik. Durch die Steuerge- 
setzgebung und finanzielle Förderung übt die Zentral- 
regierung im Kulturbereich i.e.S. und im Hochschulbe- 
reich jedoch beträchtlichen Einfluß aus. 

Institutionalisierte Koordinierungsstrukturen existieren 
z. B. im Australian Education Council und anderen 
Gremien im Erziehungswesen, die sich aus Vertretern 
des Bundes und der Bundesstaaten zusammensetzen, 
deren Einfluß jedoch nicht mit dem der KMK in der 
Bundesrepublik Deutschland vergleichbar ist. 

Nicht-staatliche Institutionen, die als Teil der australi- 
schen kulturpolitischen Bemühungen anzusehen 
wären, gibt es - von wenigen Ausnahmen abgesehen ~ 
nicht, dagegen spielen private Sponsoren für die Kul- 
turförderung eine wichtige Rolle. Über die Einbindung 
nicht-staatlicher Stellen in die institutionalisierte. Koor- 
dinierungsstruktur hegen hier keine Informationen 
vor. 


Anhang 2 (zur Antwort auf Frage 13) 

Aufgrund einer Umfrage bei den Botschaften in den 
EG -Mitgliedstaaten und vergleichbaren Industrielän- 
dern ergibt sich folgendes Bild der sozialen Sicherung 
selbständig tätiger Künstler und Künstlerinnen: 

Belgien 

Keine Information. 


Dänemark 

Anspruch auf Sozialleistungen besteht; die Aufnahme 
in die Arbeitslosenversicherung ist möglich. Falls kein 
Anspruch gegenüber einer Arbeitslosenkasse gegeben 
ist, besteht die Möghchkeit einer finanziellen Unter- 
stützung durch die Sozialbehörden. 

Bundesrepublik Deutschland 

Selbständige Künstler und Publizisten sind in der 
gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung 
pflichtversichert, wenn sie ein bestimmtes Mindestein- 
kommen (1989: 5400 DM im Jahr) erzielen; in den 
ersten 5 Jahren nach Aufnahme der künstlerischen 
oder pubhzistischen Tätigkeit ist ein Mindesteinkom- 
men nicht erforderhch. Sie zahlen — wie Arbeitnehmer 
- den halben Beitrag; die zweite Beitragshälfte wird 
durch Abgabe von Verwertern (Galerien, Verlage, 
Theater etc.) und einen Bundeszuschuß aufgebracht. 
Die Abgabe wird auf alle an selbständige Künstler und 
Publizisten gezahlten Honorare erhoben. Sie beträgt 
im Jahre 1989 - differenziert nach den 4 Kunstberei- 
chen Wort, bildende Kunst, Musik und darstellende 
Kunst - zwischen 4,4 und 6 Prozent der Honorare. Der 
Bundeszuschuß deckt 25 Prozent der Beitragsausga- 
ben. Für die Erfassung der versicherten Künstler und 
Pubhzisten und die Finanzierung der Künstlersozial- 
versicherung ist eine besondere Einrichtungen, die 
Künstlersozialkasse, geschaffen würden. Sie stellt die 
Versicherungs- und die Abgabenpflicht fest, zieht die 
Beitragsanteile der Versicherten und die Künstlerso- 
zialabgabe ein, verwaltet den Bundeszuschuß und 
führt die Beiträge an die zuständigen Krankenkassen 
und die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
ab. Von diesen erhalten die Versicherten die üblichen 
Leistungen. 

Griechenland 

Es bestehen Sozialversicherungsträger für die einzel- 
nen Künstlergruppen. Bei entsprechenden Beitrags- 
zahlungen wird eine Rente gewährt. 

Spanien 

Freiwilhge Versicherung im Rahmen bestimmter Min- 
dest- und Höchsttarife, wie für alle Freiberufler und 
Einzelunternehmer möglich. 

Frankreich 

(Vorläufige Angaben) 

Unterscheidung zwischen „Artistes interpretes " und 
„Artistes auteurs“. „Artistes interpretes"' (z. B. Sänger) 
werden sozialversicherungsrechtlich wie „normale'' 
Arbeitnehmer behandelt. „Artistes auteurs" haben die 
Möglichkeit, sich bei speziellen Sozialversicherungs- 
trägern zu versichern. Voraussetzung ist, daß das Ein- 
kommen aus künstlerischer Tätigkeit mindestens ca. 
10000 DM jährlich beträgt oder/und eine Einstufung 
als kreativer, hauptberuflicher Künstler durch den 
Sozialversicherungsbeirat. Die Beiträge sind geringer 
als in der „normalen" gesetzlichen Sozialversicherung 
und werden zu 50 Prozent von den Künstlern selbst 
und zu 50 Prozent von Verwertern (z.B. Verleger, 
Kunsthandel) getragen. 
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Irland 

Keine besonderen Regelungen für selbständig tätige 
Künstler. 

Italien 

Eigenständige Regelung für Künstler. Es besteht Ver- 
sicherungspflicht bei einem besonderen Versiche- 
rungsträger (ENPALS) für alle kunstschaffenden 
Berufe mit Ausnahme der bildenden Künstler. Diese 
haben die Möglichkeit, sich bei einem gesonderten 
Versicherungsträger zu versichern oder ihre Versiche- 
rung beim nationalen Versicherungsträger aufrechtzu- 
erhalten, wenn sie ihr Berufsleben als abhängig 
Beschäftigte begonnen haben. 

Die Leistungen der ENPALS entsprechen denen des 
allgemein geltenden Sozialversicherungsrechts; Kran- 
kenversicherungsschutz besteht im Rahmen des natio- 
nalen Gesundheitsdienstes. Die Beiträge werden zu 
einem geringen Anteil vom Künstler selbst, im übrigen 
vom Arbeitgeber (Auftraggeber) gezahlt. Der Staat 
bezuschußt die derzeitigen Rentenzahlungen der 
ENPALS mit umgerechnet rund 65 Mio. DM. 

Luxemburg 

Bislang hielt Luxemburg aufgrund der geringen Zahl 
freischaffender Künstler eine besondere Regelung 
nicht für erforderlich. Luxemburg erwägt zur Zeit eine 
gesetzliche Regelung für Künstler. 

Niederlande 
Keine Information. 

Portugal 

Keine Information. 

Großbritannien 

Keine besonderen Regelungen für selbständig tätige 
Künstler. 

Japan 

Freiberufhche Künstler können - wie jeder Selbstän- 
dige - Mitghed der japanischen Volksrentenversiche- 
rung werden. Die Rentenversicherung für Arbeitneh- 
mer steht nur abhängig Beschäftigten offen. Nach 
25jähriger Beitragszahlung kann ein selbständiger 
Künstler z. Z. mit einer monatlichen Rente von umge- 
rechnet ca. 760 DM rechnen. 

Island 

Besondere, vorbildliche Regelungen für selbständig 
tätige Künstler sind nicht ersichtlich. Zum Lebensun- 
terhalt der Künstler wird in Island durch eine große 
Zahl befristeter Stipendien beigetragen. 

Australien 

Keine Sondervorschriften für Künstler. Diese haben 
jedoch wie jeder andere Australier und Ausländer mit 
Daueraufenthaltsrecht nach einer Mindestaufenthalts- 
zeit von 10 Jahren, Anspruch auf Altersrente, deren 


Höchstbetrag 25 v. H. des Durchschnittseinkommens 
eines männlichen Arbeitnehmers beträgt. Eigenes Ein- 
kommen, das einen bestimmten Betrag übersteigt, 
wird zur Hälfte auf die Rente angerechnet. Die Finan- 
zierung der Rente erfolgt aus Steuereinnahmen. Ar- 
beitslosenunterstützung kann dann gewährt werden, 
wenn der Künstler dem Arbeitsmarkt zur Verfügung 
steht, weü die selbständige Tätigkeit nur einen Teil 
seiner Arbeitszeit ausmacht. 

Finnland 

Zum Lebensunterhalt vieler Künstler wird in Finnland 
dadurch beigetragen, daß sie von Städten und 
Gemeinden befristete Arbeitsverträge erhalten. Wäh- 
rend dieser Zeit sind sie als Arbeitnehmer sozialver- 
sichert. 

Als selbständige Künstler sind sie automatisch, wie 
jeder andere in der staatlichen Krankenversicherung, 
die aus Steuern finanziert wird, versichert. Eine ge- 
ringe Eigenbeteiligung besteht bei Medikamenten, 
Laboruntersuchungen etc. Die Leistung der Kranken- 
versicherung umfaßt auch Krankentagegeld ab dem 
9. Tag der Erkrankung. Zusätzliche private Ver- 
sicherungen sind möglich. Ab dem 65. Lebensjahr wird 
eine Grundrente gezahlt (sehr gering). Zusätzliche 
Rentenzahlung nach Künstlerrentengesetz, wenn Bei- 
träge entrichtet wurden (je nach Höhe des Einkom- 
mens betragen diese 5 bis 13,8 Prozent des Einkom- 
mens). Das Unterrichtsministerium kann besonders 
verdienten Künstlern nach eingehender Prüfung eine 
gesonderte „Künstlerrente'' gewähren. 

Österreich 

Zu unterscheiden ist die soziale Sicherung der bilden- 
den Künstler, der Musiker und darstellenden Künstler 
und der Schriftsteller. 

Bildende Künstler 

Pflichtversicherung nach dem gewerblichen Selb stän- 
digen- Versicherungsgesetz. Erfaßt sind die Versiche- 
rungsfälle: Alter, Erwerbsunfähigkeit, Tod. Pflichtver- 
sicherung besteht auch in der Kranken- und Unfallver- 
sicherung. Beiträge werden zu 50 Prozent von den 
Versicherten und zu 50 Prozent vom Staat getragen. 
Ältere Künstler, die vor Inkrafttreten dieser Regelung 
keine freiwilligen Beiträge zur Sozialversicherung ent- 
richtet hatten, erhalten bei Bedürftigkeit Leistungen 
aus einem Fonds des Bundesministeriums für Unter- 
richt, Kunst und Sport (sog. Künstlerhilfe), die jedoch 
deutlich unter den Versicherungsleistungen liegen. 

Musiker und darstellende Künstler 

Berufsmusiker und Bühnenkünstler werden von der 
gesetzlichen Sozialversicherung erfaßt. Durch ihre 
unregelmäßigen Beschäftigungszeiten bestehen 
gegenüber „normal'' Beschäftigten erhebliche Nach- 
teile. Im übrigen müssen sich die Künstler selbst ver- 
sichern. Einen Hilfsfonds wie für die bildenden Künst- 
ler gibt es nicht. Seit 1986 müssen allerdings die Ver- 
wertungsgesellschaften ihre Erlöse für soziale Zwecke 
zur Verfügung stellen. 
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Schriftsteller und Übersetzer 

Die üterarische Verwertungsgesellschaft hat sich zu 
einem Sozialfonds ohne Rechtspersönlichkeit entwik- 
kelt, der aus Haushaltsmitteln des Bundesministeriums 
für Unterricht, Kunst und Sport finanziert wird. Der 
Fonds gewährt Schriftstellern und Übersetzern einen 
Zuschuß zur Alters-, Beruf sunfähigkeits- und Hinter- 
bhebenenversorgung, 

Falls keine Beiträge des Künstlers zur Krankenver- 
sicherung geleistet wurden, kann der Fonds die Lei- 
stungen der Krankenversicherung gewähren. 

Aus dem Fonds können darüber hinaus einmalige 
Unterstützungen vergeben werden. Die Vergabe 
obliegt einem Ausschuß, dem jeweils ein Vertreter des 
BM der Justiz sowie des BM für Unterricht, Kunst und 
Sport angehört. 

Kanada 

Künstler werden sozialversicherungsrechtlich wie 
Selbständige behandelt. Sie partizipieren wie diese an 
der Krankenversicherung der Provinzen und an der 
von der Bundesregierung garantierten Volksrente ab 
65 Jahren (Beitragsleistungen nicht erforderlich). 

Norwegen 

Gleichzeitig mit den Steuern werden auch Sozialabga- 
ben erhoben. Künstler erhalten bei geringem Jahres- 
einkommen auf Antrag von der Sozialversicherung 
einen Aufstockungsbetrag (sog. Garantieeinkommen). 
Der gewerbliche Kunsthandel hat 3 Prozent des Ver- 


kaufserlöses an einen Hüfsfonds abzuführen, aus dem 
u. a. ältere Künstler unterstützt werden. 

Neuseeland 

Besondere soziale Sicherung selbständig tätiger Künst- 
ler nicht vorhanden. Unabhängig vom Verdienst haben 
alle Neuseeländer Anspruch auf bestimmte soziale 
Leistungen (Arbeitslosengeld, Krankenfürsorge etc.). 
Höherqualifizierte Absicherung durch private Zusatz- 
versicherung möglich. 

Schweden 

Keine Sonderregelungen für selbständig tätige Künst- 
ler. Diese sind wie alle Arbeitnehmer und Selbständige 
in das schwedische Sozialsystem eingebunden. 

USA 

Keine Sonderregelungen für selbständig tätige Künst- 
ler. Von den zu versteuernden Einkünften werden mit 
der Steuer auch die Abzüge für die Sozialversicherung 
entnommen. 

Schweiz 

Für selbständig tätige Künstler bestehen keine Sonder- 
regelungen, d. h. für sie ist nur die Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge obligatorisch. Verschiedene parla- 
mentarische Vorstöße zur Verbesserung der prekären 
sozialversicherungsrechtlichen Situation der Künstler 
sind bislang gescheitert. Eine Änderung ist nicht in 
Sicht. 


Anhang 3 (zu den Antworten auf Fragen 37 und 41) 

Allgemeiner Umsatzsteuersatz und Steuersatz auf Lieferungen und sonstige Leistungen kultureller Art 

in den Mitgliedstaaten der EG^) 

Staaten 



B 

DK 

D 

FR 

GRI 

IR 

IT 

LUX 

NL 

POR 

SP 

VR 

Normalsatz 

19 

22 

14 

18,6 

16 

25 

19 

12 

18,5 

17 

12 

15 

Steuersatz 

auf 

Bücher 

6 

22 

7 

5,^ 

3 

0 

4 

6 

6 

0 

6 

0 

Zeitungen 

0 

0 

7 

2,1 

3 

10 

4 

3/6 

6 

0 

6 

0 

Zeitschriften 

0 

0 

7 

2,1 

3 

25 

4 

6 

6 

0 

6 

0 

Kunstgegen- 




2) 3) 







") 

Ü 

stände 

6 

22 

7 

18,6 

16 

25 

19 

12 

6 

F/17 

12 

0/15 





2) 3) 






2) 

2) 


Antiquitäten 

6 

22 

14 

18,6 

16 

25 

19 

12 

6 

17 

12 

0/15 

Sonstige 

6/19 

F/22 

F/ 

F/ 

F/6 

F/ 

0/F 

F/6 

F/6 

F/8 

F/6 

F/15 

Leistungen 



7/14 

5,5/ 


10/ 

4/9 






kultureller 




18,6 


25 








Art 

(vgl. auch folgende Seite) 


0 = Steuerfrei mit Vorsteuerabzug („Nullsatz") 

F = Steuerfrei ohne Vorsteuerabzug 

^) = Ohne regionale Sondersätze 

^) = Auf die Gewinnspanne 

^) = Wahlweise auf 30 v. H. des Verkaufspreises 
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Befreiungen und Sondersätze auf Lieferungen und sonstige Leistungen kultureller Art 
Belgien 

6 V. H. für ~ Lieferung von Originalkunstwerken, Teilen für Sammlungen; 

— Veranstaltung von Konferenzen, Konzerten, Theater- und Unterhaltungsvorführungen, Ver- 
kauf und Vermietung von Filmrechten. 

Dänemark 

Befreiung für ~ Lieferung von Kunstwerken durch die Künstler selbst; 

— Leistungen der Autoren, Komponisten u. a. Künstler (sofern diese Leistungen Teil einer 
Veranstaltung sind, bei der Eintrittsgelder erhoben werden, erfolgt Besteuerung zum 
Normalsatz). 

Bundesrepublik Deutschland 

Befreiung für Lieferungen und Leistungen von 

— Theater, Orchester, Kammermusikensembles, Chören; 

— Museen, Archive, Bibliotheken; 

— Denkmäler der Bau- und Gartenbaukunst; 

— botanische und zoologische Gärten; 

— Unterrichtserteilung durch dazu bestimmte Organisationen; 

7 V. H. — Theater etc. soweit nicht befreit; 

— Fümvorführungen; 

— Leistungen nach dem Urheberrechtsgesetz; 

— Zirkusse und Schausteller; 

— Sammlungsstücke, Notendrücke, Kartographische Erzeugnisse. 

Frankreich 

Befreiung für — Lieferung von Kunstwerken durch den Künstler selbst; 

— Leistungen der Schriftsteller, Fotografen, Übersetzer (falls nicht Option für MWSt); 

5,5 V. H. für — Theater-, Musik-, Zirkus- und Filmvorführungen, Leistungen der Schausteller. 

Griechenland 

Befreiung für — Leistungen der Künstler und Schriftsteller; 

— Lieferungen und sonstige Leistungen im Erziehungs-, Kultur-, Bildungs- und Sportbereich; 

6 V. H. für — sonstige Leistungen der freien Berufe, soweit nicht ohnehin befreit. 

Irland 

Befreiung für — Lieferung von Kunstwerken durch Personen mit einem Jahresumsatz unter 25 000 irL; 

— Theater- und Musikveranstaltungen, Zirkusvorführungen; 

10 V. H. für — Kinovorführungen, Ausstellungen in Museen und Kunstgalerien. 

Italien 

Nullsatz für Verkauf und Vermietung von Copyrights; 

Befreiung für — zeitweilige Ausstellungen, Theatervermietung, Lieferung didaktischen Materials für Schu- 
len; Bibhotheken, Diskotheken; Besichtigung von Museen, Galerien, Pinakotheken, Parks 
u. ä. 

4 V. H. für — Lieferung von Noten; Radio- und Fernsehleistungen; 

9 V. H. für — Theateraufführungen, Schauspiele, andere Vorführungen; 

— Lieferung geographischer Karten; Überlassung von Filmrechten; 

— Kino- und Sportveranstaltungen. 

Luxemburg 

Befreiung für — Umsätze im Zusammenhang mit der Verwaltung öffentlicher Theater; Orchester, Chöre, 
Museen, Büchereien, botanische und zoologische Gärten; choreographische und cinemato- 
graphische Veranstaltungen, Konzerte, Konferenzen u. ä,; 

3 V. H. für — täglich erscheinende Zeitungen (sonst 6 v. H.); 

6 V. H. für — sonstige Leistungen der Organisatoren von Aktivitäten kultureller, erzieherischer, wissen- 

schaftlicher u. ä. Art; 

— Vermietung von Büchern, Zeitungen und anderen Periodika; 

— Werbeleistungen. 
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Niederlande 
Befreiung für 


6 V. H. für 


Portugal 
Nullsatz für 

Befreiung für 


8 V. H. für 

Spanien 

Befreiung für 
6 V. H. für 


Lieferungen und sonstige Leistungen sozialer und kultureller Art, falls keine Gewinnerzie- 
lungsabsicht und keine ernsthafte Störung des Wettwerbs; 

Radio- und Femsehleistungen; 

Unterrichtserteilung durch dazu bestimmte Organisationen; 

Leistungen der Komponisten, Schriftsteller, Journalisten und Pressefotografen; 

Lieferung von Kunstwerken durch den Künstler selbst; 

Vermietung von Büchern und Zeitschriften; 

Zirkusveranstaltungen und Tierschauen. 


Bücher, Zeitungen, Zeitschriften und anderen Veröffentlichungen erzieherischer, kultureller 
und sportlicher Art; 

Lieferungen von Kunstwerken durch den Künstler selbst oder seine Erben; 

Überlassung von Autorenrechten durch den Autor oder seine Erben; 

Lieferung von Originalwerken schriftstellerischer, wissenschaftlicher, künstlerischer u. ä. 
Art durch den Autor oder seine Erben oder ~ in seinem Auftrag - auch Dritte; 

Verleih von Büchern, Schallplatten, Tonbändern u. dgl.; 

Eintrittsgelder für Museen, Kunstgalerien, Parkanlagen u. ä.; 
das Veranstalten von Kongressen, Kolloquien, Konferenzen u. ä.; 

die Leistungen der Vortragenden auf Kongressen, Kolloquien u. ä., der Schaupieler, Musi- 
ker, Dirigenten u. a. Künstler; 

den Verkauf von Eintrittskarten zu Opern, Balletten, Konzerten, Theatern, Zirkusvorführun- 
gen, Unterhaltungsveranstaltungen (außer Kino). 


Lieferung von Kunstwerken durch den Künstler selbst; 

künstlerische Leistungen natürlicher Personen zugunsten von Film-, Theater- und Musik- 
produzenten; 

Vorführungen von Film, Theater- und Musikstücken; 

Verleih und Veräußerung von Filmrechten; 

Artikel für Unterrichtszwecke. ' 


Vereinigtes Königreich 

Nullsatz für Lieferungen und sonstige Leistungen im Erziehungs- und Bildungsbereich. 

Befreiung für die Lieferung von Kunstwerken, die von der Erbschaft- und Schenkungsteuer befreit sind. 
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